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Geſetzhlatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 88 Ausgegeben Danzig, den 25. November 1933 
Inhalt: Bekanntmachung über den Erlaß einer neuen Poſtordnngangngagz 535 

Verordnung zur Anderung einiger Poſtge bühren 8 579 
246 f | Bekanntmachung 


über den Erlaß einer neuen Poſtordnung. 
Vom 1. November 1933. 
8 1 
Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des § 50 


des Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reiches vom 28. Oktober 1871 (R. G. Bl. S. 347) 
wird die anliegende neue Poſtordnung erlaſſen. 
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Die neue Poſtordnung tritt am 1. Dezember 1933 in Kraft und erſetzt die Poſtordnung vom 
23. Dezember 1921 (G. Bl. S. 277) nebſt den ſpäteren Anderungsbedingungen. 


Danzig, den 1. November 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Hoppenrath 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 3. 12. 1933.) 
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Po ſt ordnung 
der Freien Stadt Danzig. 
Vom 1. November 1933. 


Abſchnitt I 
Poſtſendungen 


8 1 
Allgemeines; Höchſtgewicht; Höchſt⸗ und Mindeſtmaße; Art der Freimahung; Gebühren 
I Als Poſtſendungen werden zugelaſſen: 
1. Briefſendungen, 
a) geſchloſſene: 
Briefe bis 500 g; 
b) offene: 
Poſtkarten (§ 7), 
Druckſachen bis 500 g ($ 8), 
Poſtwurfſendungen: Drucksachen bis 50 g, Miſchſendungen — Drucksachen und Waren⸗ 
proben — bis 50 g ($ 9), 
Blindenſchriftſendungen bis 5 kg ($ 8), 
Geſchäftspapiere bis 500 g ($ 10), 
Warenproben bis 500 g ($ 11), 
Miſchſendungen bis 500 g ($ 12), 
Bahnhofszeitungen bis 20 kg (§ 25, V); 
c) geſchloſſene oder offene: 
Briefpäckchen bis 1 kg (8 13, N, 
ſonſtige Päckchen bis 2 kg ($ 13, II); 
2. Pakete bis 20 kg (S 14); 
3. Poſtanweiſungen (8 22); 
4. Zeitungen, die der Poſt zum Vertrieb übergeben werden (§ 30). 
Briefſendungen ſollen eine rechteckige Form haben; auch Rollenform iſt zugelaſſen. 

Ja Für Briefſendungen (I, 1), mit Ausnahme der Poſtkarten (§ 7), der Drucksachen in Karten⸗ 
form ($ 8, VI) und der Bahnhofszeitungen ($ 25, V), gelten folgende Höchſt⸗ und Mindeſtmaße: 

a) in rechteckiger Form: 
Höchſtmaße: Länge, Breite und Höhe zuſammen 80 cm; größte Länge jedoch nicht mehr 
als 60 cm, Mindeſtmaße: Länge 11,4cm, Breite 8,1 cm; 

b) in Rollenform: 
Höchſtmaße: Länge und der zweifache Durchmeſſer zuſammen 100 cm; Länge jedoch nicht 
über 80 em, Mindeſtmaße: Länge 11,4 em, Durchmeſſer 2 em. 

Poſtkarten und Drucksachen in Kartenform dürfen 14,8 em in der Länge und 10,5 cm in der 
Breite nicht überſchreitenz die Mindeſtmaße betragen 10,5 cm in der Länge und 7,4 cm in der Breite. 

Für Bahnhofszeitungen beſtehen keine Höchſtmaße, ſie müſſen jedoch ſo beſchaffen ſein, daß ſie in 
Säcke verpackt werden können. Die Mindeſtmaße für Bahnhofszeitungen ſind gleich denen für Druck⸗ 
ſachen. 

II Die nicht eingeſchrieben ($ 15) und nicht unter Wertangabe ($ 16) aufgelieferten Brief⸗ 
ſendungen und die nicht unter Wertangabe ($ 16 und 18) aufgelieferten Pakete werden als gewöhnliche 
bezeichnet. 

III Alle Poſtſendungen, mit Ausnahme der gewöhnlichen und eingeſchriebenen Briefe und Poſt⸗ 
karten, unterliegen dem Freimachungszwang; Nachnahmeſendungen müſſen ſtets freigemacht werden. 

Für nicht⸗ oder unzureichend freigemachte Briefe und Poſtkarten wird das Doppelte des Fehl⸗ 
betrags, für nichtfreigemachte gebührenpflichtige Dienſtbriefe und -poſtkarten, wenn fie als ſolche durch 
eine von der Volt und Telegraphenverwaltung feſtzuſtellende Bezeichnung erkennbar gemacht find, die 
einfache Gebühr nacherhoben. 

Nichtfreigemachte Druckſachen, Blindenſchriftſendungen, Geſchäftspapiere, Warenproben und Miſch⸗ 
ſendungen werden nicht befördert. Für unzureichend freigemachte Sendungen dieſer Arten wird das 
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Doppelte des Fehlbetrags nacherhoben. Die nachzuerhebenden Beträge werden auf eine durch 5 teilbare 
Pfennigſumme aufgerundet. 
Nicht⸗ oder unzureichend freigemachte Päckchen, Pakete und Wertſendungen werden nicht befördert. 
Bei Berechnung der Nachgebühr für nicht⸗ oder unzureichend freigemachte Poſtſendungen ſind die 
Beförderungsgebühren ſowie die Einſchreibgebühren ($ 15, IV) und die Gebühren für die förmliche Zu⸗ 
ſtellung (S 27, VII) als ein unteilbarer Gebührenſatz anzuſehen. 
IV Die Poſtgebühren find in der Anlage enthalten. 
8 2 
Außenſeite 
I Außer den Angaben über die Beförderung ſoll der Abſender auf der Außenſeite feinen Namen, 
Stand und Wohnort nebſt Wohnung angeben; auf Päckchen ($ 13), Paketen ($ 14), Wertbriefen 
(8 16), Bahnhofsbriefen und Bahnhofszeitungen ($ 25) und Briefen mit Zuſtellungsurkunde (§ 27) 
muß dies geſchehen; über die Sendungen mit Nachnahme und Rückſchein ſ. S 21, II und 28, II. Er 
darf außerdem ſeine Fernſprechnummer, die Telegrammanſchrift und den Telegrammſchlüſſel ſowie 
ſein Poſtſcheck⸗ und Bankkonto angeben. Auf der Außenſeite der gewöhnlichen und eingeſchriebenen Brief- 
ſendungen ſind weitere Angaben, die nicht die Eigenſchaft einer brieflichen Mitteilung haben, und Ab⸗ 
bildungen zuläſſig. Die Angaben dürfen in keiner Weiſe die Deutlichkeit der Aufſchrift ſowie die 
Anbringung der Stempelabdrücke und der poſtdienſtlichen Vermerke beeinträchtigen und müſſen auf die 
Rückſeite und das linke Drittel der Aufſchriftſeite der Briefumſchläge uſw. beſchränkt bleiben. Zu den 
Angaben dürfen, außer bei Wertbriefen und bei Poſtanweiſungen, auch aufgeklebte Zettel benutzt 
werden. Die Zettel müſſen der ganzen Fläche nach haltbar aufgeklebt und ſo beſchaffen ſein, daß ſie 
mit poſtdienſtlichen Klebezetteln nicht verwechſelt werden können. Geſchäftsanpreiſungs⸗, Wohltätigkeits⸗, 
Gedenk⸗ und ähnliche Marken ſowie Abdrücke von Kontrollkaſſenſtempeln dürfen jedoch auf der Auf⸗ 
ſchriftſeite der Briefſendungen nicht angebracht werden. Ungültige Freimarken, Nachbildungen von Frei⸗ 
marken und Stempelabdrücke, die mit Freimarkenſtempeln oder Freiſtempeln verwechſelt werben, 
können, dürfen ſich auf den Außenſeiten der Briefſendungen nicht befinden. Über die Zuläſſigkeit von 
Aufklebungen bei Poſtkarten ſ. § 7, III. Werbeanzeigen mehrerer Perſonen find nicht geſtattet. Über 
die beſonderen Beſtimmungen für Paketkarten und Poſtanweiſungen ſ. $ 14 und 22. | 
II Bei Poſtkarten ($ 7) und Druckſachen in Kartenform ($ 8, VI) gilt die Auffſchriftſeite als 
Außenſeite, jedoch muß mindeſtens die rechte Hälfte der Aufſchriftſeite frei ſein von allen ſich nicht 
auf die Beförderung beziehenden Angaben. Außer den unter I zugelaſſenen Angaben und Abbildungen 
können auf der linken Hälfte der Aufſchriftſeite der Poſtkarten briefliche Mitteilungen jeder Art, auf 
der linken Hälfte der Aufſchriftſeite der Druckſachen in Kartenform mechaniſch vervielfältigte Angaben 
jeder Art (§ 8, I) angebracht werden. 
III Die Poſtwertzeichen ſind in die obere rechte Ecke der Aufſchriftſeite, bei Paketen an die gleiche 
Stelle der Paketkarte zu kleben. 


83 
Aufſchrift N 

I In der Aufſchrift ſind Empfänger und Beſtimmungsort, bei großen Orten auch Straße und 
Hausnummer, deutlich und ſo beſtimmt zu bezeichnen, daß jeder Ungewißheit vorgebeugt wird. Auf Sen⸗ 
dungen an Abholer ($ 44) ſoll ferner der Vermerk „Poſtfach“ oder „Poſtſchließfach Nr. ...“ ange⸗ 
geben werden. Bei Sendungen nach Orten ohne Poſtanſtalt iſt die Poſtanſtalt anzugeben, von der die 
Sendung zugeſtellt wird oder abgeholt werden ſoll. Die Lage nicht allgemein bekannter Orte muß 
näher bezeichnet werden. 

Die Aufſchrift kann entweder handſchriftlich oder durch Druck, mit der Schreibmaſchine uſw. herge⸗ 
ſtellt werden. Wird die Aufſchrift handſchriftlich hergeſtellt, fo darf bei Wertbriefen ($ 16) und Poſt⸗ 
anweiſungen ($ 22) nur Tinte, bei Einſchreibbriefſendungen (§ 15) und verſiegelten Wertpaketen 
($ 18) Tinte oder Tintenſtift, bei gewöhnlichen Paketen und bei unverſiegelten Wertpaketen ($ 18) 
Tinte, Tintenſtift oder Farbſtift verwendet werden. 

Poſtlagernde Sendungen dürfen, ſoweit die Poſt für ſie keine Gewähr zu leiſten hat, ſtatt des 
Namens des Empfängers Buchſtaben, Ziffern, einzelne Wörter oder kurze Sätze tragen. 

Die Aufſchrift der Briefſendungen muß den Langſeiten des Umſchlags uſw. gleichgerichtet fein. 

a II Bei gewöhnlichen und eingeſchriebenen Briefſendungen kann der Abſender ſogenannte Fenſter⸗ 
briefumſchläge verwenden und die Aufſchrift auf der Briefeinlage ſelbſt anbringen, wenn der über der 
Aufſchrift befindliche Teil des Amſchlags, das Fenſter, fo durchſcheinend und die Briefeinlage in dem 
Umſchlag ſo verwahrt iſt, daß die Aufſchrift leicht geleſen werden kann. Das Fenſter muß einen 
feſten Beſtandteil des Umſchlags bilden. Bei Briefen mit Zuſtellungsurkunde dürfen keine Fenſterbrief⸗ 
umſchläge benutzt werden. N : 
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III Das Paket muß die gleiche Aufſchrift erhalten wie die Paketkarte, ſo daß es nötigenfalls auch 
ohne die Paketkarte zugeſtellt werden kann. Die Vermerke über Eilzuſtellung (§ 24, I) uſw. ſind ſowohl 
auf dem Paket als auch auf der Paketkarte niederzuſchreiben. Der Name der Beſtimmungspoſtanſtalt 
muß beſonders groß und deutlich geſchrieben oder gedruckt fein. Ein Doppel der Aufſchrift ſoll in das 
Paket obenauf gelegt werden. Pakete, die aus leeren Schachteln, Kiſten, Körben oder andern leeren 
Behältniſſen beſtehen, ſind über der Aufſchrift durch den Vermerk „Leergut“ zu kennzeichnen. Über 
die Sendungen mit lebenden Tieren und leicht verderblichem Inhalt, die Zeitungs-, Wert⸗ und Nach⸗ 
nahmepakete, die dringenden Pakete und die Pakete gegen Rückschein ſ. auch § 5, I, 14, VI, 16, II, 
21, II, 26, II und 28, II. 

8 4 
Ausſchließung von der Poſtbeförderung 

I Von der Poſtbeförderung ausgeſchloſſen ſind 

1. Sendungen, deren Außenſeite oder ſichtbarer Inhalt gegen die Geſetze oder das öffentliche 
Wohl oder die Sittlichkeit verſtößt; 

2. Gegenſtände, deren Beförderung eine Gefahr für die Poſtbedienſteten oder die Poſtſendungen 
bildet, namentlich alle durch Reibung, Luftzutritt, Druck oder ſonſt leicht entzündlichen Sachen 
und ätzende Flüſſigkeiten. 

II Vermutet die Poſt in einer Sendung Gegenſtände der unter I, 2 genannten Art, fo kann fie vom 
Abſender die Angabe des Inhalts verlangen und, wenn dieſe verweigert wird, die Annahme der Sen⸗ 
dung ablehnen. 

III Wer Gegenſtände der unter I, 2 bezeichneten Art unter Verſchweigung oder unrichtiger Angabe 
des Inhalts der Sendung mit der Poſt verſchickt, haftet — von der geſetzlichen Strafe abgeſehen — für 
allen daraus entſtehenden Schaden ($ 29, III). 

IV Die Poſt darf die Annahme, Beförderung und Zuſtellung von Sendungen ablehnen, die fie 
mit den vorhandenen Verbindungen und Mitteln nicht nach dem Beſtimmungsort bringen kann oder 
die nach ihrer Beſchaffenheit den Poſtbetrieb weſentlich erſchweren würden. 

8 5 
Bedingte Zulaſſung zur Poſtbeförderung 

I Flüſſigkeiten, ſchnell verderbende oder faulende Sachen, unförmig große Gegenſtände und le⸗ 
bende Tiere können zurückgewieſen werden. Für den Fall, daß Sendungen mit lebenden Tieren, die 
unzuſtellbar werden, nicht zurückgeſchickt werden ſollen (§ 47, III), hat der Abſender auf der Aufſchrift⸗ 
ſeite (bei Paketen auch auf der Paketkarte) zu beſtimmen, was mit der Sendung geſchehen ſoll. Die 
Beſtimmung hat zu lauten „Wenn unzuſtellbar, an N. in N.“ oder „Wenn unzuſtellbar, verkaufen“ 
oder „Wenn unzuſtellbar, telegraphiſche Nachricht auf meine Koſten“. 

Ebenſo kann der Abſender über Pakete mit leicht verderblichem Inhalt, z. B. friſchen Blumen, für 
den Fall der Unzuſtellbarkeit voraus verfügen. 

Die Verfügung des Abſenders iſt maßgebend, es ſei denn, daß der Inhalt vorausſichtlich vor der 
Ausführung verderben würde. Hat der Abſender auch für dieſen Fall die Rückſendung durch den Ver⸗ 
merk „Wenn unzuſtellbar, zurück auf meine Gefahr“ verlangt, ſo wird dem Verlangen entſprochen, 
wenn nicht die Beſchaffenheit des Inhalts (übler Geruch, Abſondern von Feuchtigkeit u. dgl.) die 
Rückſendung ohne weiteres ausſchließt. 

II Wenn ſolche Sendungen oder leicht zerbrechliche oder in Schachteln verpackte Sachen infolge 
ihrer Beſchaffenheit oder ihrer Verpackung beſchädigt werden oder verlorengehen, jo leiſtet die Poſt 
keinen Erſatz. Über die auf Gefahr des Abſenders angenommenen Sendungen ſ. § 29, II. 

III Zündhütchen, Zündſpiegel und Patronen für Handfeuerwaffen ſind zuläſſig, wenn ſie als ſolche 
auf der Paketkarte und auf der Sendung bezeichnet und in Kiſten oder Fäſſern feſt von außen und innen 
verpackt ſind. Die Patronen müſſen derart beſchaffen ſein, daß weder das Geſchoß noch das Schrot 
noch das Pulver aus den Hülſen herausfallen kann. Außer Zentralfeuerpatronen werden Randfeuer⸗ 
patronen bis zu einem Manteldurchmeſſer von 9 mm und Lefauheuz-Revolverpatronen zugelaſſen; die 
Randfeuerpatronen müſſen in Packungen bis zu 100 Stück, die Lefaucheux-Patronen in Einzelpackungen 
von höchſtens 50 Stück geſchieden ſein. 

IV Rohes Zellhorn ſowie Lichtbildſtreifen aus Zellhorn werden nur in feſten Holzkiſten zugelaſſen; 
Waren, die ganz oder zum Teil aus Zellhorn beſtehen, müſſen — auch bei Briefſendungen — in ſtarke 
Pappe verpackt fein. Alle Sendungen, die rohes Zellhorn oder Zellhornwaren enthalten, müſſen augen⸗ 
fällig als ſolche gekennzeichnet ſein; auch auf der Paketkarte iſt der Inhalt anzugeben. 
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V Radium- oder meſothorhaltige Körper mit einem Gehalt von über ein Milligramm Radium⸗ 
Element müſſen in Kiſten von mindeſtens 25 em Kantenlänge ſo verpackt ſein, daß ſie ſich in der Mitte 
der Kiſte befinden. Der Inhalt it auf dem Paket und der Paketkarte in die Augen fallend anzu⸗ 
geben. 

VI Gegenſtände aus Zereiſen müſſen ſo verpackt ſein, daß jede Bewegung oder Reibung der 
Gegenſtände aneinander vermieden und ſomit Staub- und Funkenbildung ausgeſchloſſen iſt. Mit leicht 
brennbaren Stoffen darf Zereiſen nicht in Berührung ſtehen, Lufträume im Innern der Packungen 
müſſen vermieden werden. Zum Ausfüllen der Zwiſchenräume zwiſchen den einzelnen Gegenſtänden 
müſſen unverbrennbare Stoffe, wie Aſbeſt, Kieſelgur, Ton, verwendet werden. 

VII Vermutet die Bolt in einer Sendung Gegenſtände uſw. der unter I bis VI genannten Art, 
ſo kann ſie vom Abſender die Angabe des Inhalts verlangen und, wenn dieſe verweigert wird, die An⸗ 
nahme der Sendung ablehnen (§ 4, II). 

VIII über die Haftung der Abſender für Schäden, die aus der Beförderung bedingt zugelaſſener 
Gegenſtände entſtehen, |. § 29, III. 

8 6 
f Briefe 

Briefe werden im Ortsverkehr gegen ermäßigte Gebühr befördert. 

Ortsverkehr iſt der Verkehr innerhalb des Orts- und Landzuſtellbezirks des Aufgabepoſtorts. 
Liegen mehrere Poſtanſtalten in derſelben Gemeinde, ſo bilden ihre Orts⸗ und Landzuſtellbezirke einen 
einheitlichen Ortsverkehrsbezirk. 

8 7 
Poſtkarten 

I Poſtkarten müſſen offen verſandt werden. 

II Poſtkarten, die nicht von der Poſt bezogen ſind, dürfen in Form und Papierſtärke nicht weſent⸗ 
lich von den amtlich ausgegebenen abweichen. Die Aufſchrift „Poſtkarte“ brauchen ſie nicht zu tragen. 
Über Höchſt⸗ und Mindeſtmaße ſ. $ 1, la. g 

III Aufklebungen find auf der linken Hälfte der Aufſchriftſeite mit den im § 2, I aufgeführten 
Einſchränkungen ſowie auf der Rückſeite zuläſſig, wenn ſie nicht die Eigenſchaft der Poſtkarten als offene 
Sendungen aufheben. Die Zettel müſſen der ganzen Fläche nach haltbar aufgeklebt ſein. Waren⸗ 
proben (§ 11) dürfen mit Poſtkarten nicht vereinigt werden. 

IV Mit den Poſtkarten dürfen Antwortkarten verbunden fein. Dieſe Doppelkarten müſſen in 
beiden Teilen den Beſtimmungen für Poſtkarten entſprechen; die Antwortkarte muß als ſolche bezeichnet 
ſein. 

V Poſtkarten, die den Beſtimmungen (I bis IV) nicht entſprechen, unterliegen der Briefgebühr. 

5 VI Poſtkarten werden im Ortsverkehr gegen ermäßigte Gebühr befördert. Über Ortsverkehr ſ. 
6. 
8 8 
Drucksachen 


1 Als Druckſachen werden zugelaſſen alle auf Papier, Pergament, Steifpapier oder papierähnlichen 
Stoffen, die von Papier nicht ohne weiteres zu unterſcheiden ſind, durch Buchdruck oder ein ähnliches 
Verfahren, Umdruck, Belichtung oder Stempel hergeſtellten Vervielfältigungen, die nach ihrer Form 
und ſonſtigen Beſchaffenheit zur Beförderung mit der Briefpoſt geeignet ſind. Der Abſender hat auf 
Verlangen der Poſt nachzuweiſen, daß es ſich um Vervielfältigungen handelt. Über die zuläſſigen An⸗ 
derungen und Zuſätze ſiehe unter VIII. 


II Zugelaſſen ſind auch Abdrucke oder Abzüge, die durch verſchiedene Vervielfältigungsverfahren 
() hergeſtellt find. Über die Vereinigung mehrerer Druckſtücke zu einer Sendung ſ. unter VII. 


III Mit Schreibmaſchine angefertigte Schriftſtücke einſchl. der Durchſchläge ſowie Vervielfälti⸗ 
gungen, die mit Durchdruck oder Paus⸗ (Kopier-) Preſſe hergeſtellt find, gelten nicht als Druckſachen. 


IV Die Sendungen ſind offen, und zwar entweder unter Streif⸗ oder Kreuzband oder umſchnürt 
oder in einem offenen Umſchlag oder einfach zuſammengefaltet einzuliefern, ſo daß ihr Inhalt leicht 
geprüft werden kann. Einfach zuſammengefaltete Druckſachen müſſen fo beſchaffen ſein, daß ſich andere 
Sendungen nicht in die Falten hineinſchieben können. Unter Band uſw. können auch Bücher, gleichviel ob 
gebunden oder geheftet, verſandt werden. 


V Über Höchſt⸗ und Mindeſtmaße ſ. § 1, La. 
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VI Druckſachen find auch in Kartenform zuläſſig; die Karten ſollen nicht die Aufſchrift „Poſtkarte“ 
tragen; ſie müſſen hinſichtlich der Größe — auch in zuſammengefaltetem Zuſtand — Jowie hinſichtlich 
der Form und Papierſtärke den Beſtimmungen für Poſtkarten (8 7) entſprechen. 


VII Mehrere Druckſtücke können zu einer Sendung vereinigt werden, wenn fie von demſelben 
Abſender herrühren. Die einzelnen Stücke dürfen nicht mit verſchiedenen Aufſchriften verſehen fein 
und müſſen jedes für ſich den Beſtimmungen für Druckſachen entſprechen. Über die Vereinigung mit 
Geſchäftspapieren und Warenproben |. § 12. 


VIII Es it geſtattet, handſchriftlich, mit der Schreibmaſchine, im Durchdruck- oder Pausverfahren 
1. eine innre mit der äußern übereinſtimmende Aufſchrift anzugeben ſowie in gleicher Weiſe 
Abſendungstag, Firma, Namen, Stand und Wohnort nebſt Wohnung des Abſenders, ſeine 
Fernſprechnummer, die Telegrammanſchrift und den Telegrammſchlüſſel ſowie fein Poſtſcheck⸗ 
und Bankkonto und ſonſtige geſchäftliche Merk- und Kennworte nachzutragen oder zu ändern; 
2. offenſichtliche Druckfehler zu berichtigen; 


3. Stellen des Druckes zu ſtreichen, Worte oder Teile des Druckes durch Anſtriche hervorzu— 
heben und zu unterſtreichen; 


4. Ziffern an offen gelaſſenen Stellen des gedruckten Wortlauts nachzutragen; 
5. Ziffern zu ändern; 


6. ſonſtige Anderungen im Wortlaut ſowie Nachtragungen an beliebiger Stelle vorzunehmen. 
Dieſe Anderungen und Nachtragungen dürfen jedoch zuſammengezählt nicht mehr als 5 Worte 
uſw. umfaſſen und müſſen in leicht erkennbarem ſachlichen Zuſammenhang mit der gedruckten 
Mitteilung ſtehen. 

Durch die Anderungen und Zuſätze dürfen keine Mitteilungen in verabredeter Sprache 
entſtehen. 
Es iſt ferner zuläſſig, 


7. Bücher, Bilder und ſonſtige durch Druck hergeſtellte literariſche und künſtleriſche Erzeugniſſe 
mit einer einfachen Widmung zu verſehen, die Rechnung beizulegen und dieſe mit Zuſätzen 
über den Inhalt der Sendung zu verſehen; die Zuſätze dürfen nicht die Eigenſchaft einer be⸗ 
ſonderen ſelbſtändigen Mitteilung haben; 


8. bei Bücher⸗ und Sammelbeſtellzetteln für buchhändleriſche Werke, Bücher, Zeitungen, Zeit⸗ 
ſchriften, Bilder und Noten die beſtellten oder angebotenen Werke zu bezeichnen; 


9. im Leihverkehr der ſtaatlichen, gemeindlichen und gemeinnützigen Büchereien untereinander 
und mit den Benutzern in den dafür üblichen Formblättern die Bücher und ſonſtigen Werke 
zu bezeichnen und kurze, den Leihverkehr betreffende Vermerke hinzuzufügen; 


10. Berichtigungsbogen die Urſchrift (Manuſkript) beizufügen, in den Bogen Anderungen und 
Zuſätze zu machen, die die Berichtigung, die Form und den Druck betreffen, und ſolche Zu⸗ 
ſätze auch auf beſonderen Zetteln anzubringen; 


11. bei Quittungskarten der Invalidenverſicherung die durch die Reichsverſicherungsordnung vor⸗ 
geſchriebenen Eintragungen vorzunehmen, die Beitragsmarken aufzukleben und die aufge⸗ 
klebten Marken zu entwerten; 

12. bei Druckſachen, die von Berufsgenoſſenſchaften oder Verſicherungsanſtalten oder ihren Or⸗ 
ganen auf Grund der Reichsverſicherungsordnung abgeſandt werden und auf der Außenſeite 
mit dem Namen der Berufsgenoſſenſchaft oder der Verſicherungsanſtalt bezeichnet ſind, Zahlen 
oder Namen einzutragen oder zu ändern. 

Bei den unter 7 bis 12 aufgeführten Druckſachen nebſt Beilagen können auch die Aller 1 bis 6 

bezeichneten Anderungen und Zuſätze angebracht werden. 

IX Druckſachen in Briefform, die den Beſtimmungen nicht entſprechen, BEE der Briefgebühr. 
Druckſachen in Kartenform (VI), die den Beſtimmungen nicht genügen, unterliegen der Poſtkarten⸗ 
gebühr, wenn ſie den Beſtimmungen für Poſtkarten entſprechen. 

X Zu den Druckſachen zählen auch die zum Gebrauch der Blinden beſtimmten Papiere mit er 
habenen Punkten (Blindenſchriftſendungen). Die Aufſchrift der offenen Blindenſchriftſendungen muß in 
gewöhnlichen Schriftzeichen hergeſtellt ſein und den Vermerk „Blindenſchrift“ tragen. 


XI ber die außergewöhnlichen Zeitungsbeilagen ſ. 8 30, IX. ? E 
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8 9 
Poſtwurſſendungen 

1 Die Poſt übernimmt es, unverſchloſſene, mit Sammelanſchrift verſehene Maſſendruckſachen und 

Miſchſendungen (Drucksachen und Warenproben zuſammengepackt) an beſtimmte Gattungen von Emp⸗ 

fängern, z. B. ſämtliche Haushaltungen, ſämtliche offenen Geſchäfte, einzelne Berufsklaſſen uſw., zu 
verteilen. Die Druckſachen müſſen den Beſtimmungen im $ 8, die in den Miſchſendungen befindlichen 
Warenproben den Beſtimmungen im § 11 entſprechen, die Warenproben dürfen aber die Höhe von 
5 mm nicht weſentlich überſchreiten; ſie ſind mit den Druckſtücken zuſammen unter Umſchlag einzuliefern 
und ſo zu verpacken, daß ſie der Sendung nicht entfallen können. Das Gewicht einer Druckſache oder 
das einer Miſchſendung darf 50 g nicht überſteigen. 

IJ Die Mindeſtzahl einer Einlieferung beträgt im Ortsverkehr 50 Stück, im Fernverkehr 100 
Stück. Für eine Poſtanſtalt ſollen mindeſtens 10 Stück gleichzeitig vorliegen; bei einer geringeren Zahl 
iſt die Gebühr für 10 Stück zu entrichten. Jeder Einlieferung iſt ein Pflichtſtück beſonders beizulegen. 

III Auf jedem Einzelſtück iſt die Empfängergattung anzugeben, für die es beſtimmt iſt. Mehr als 
5 Empfängergattungen dürfen auf einer Poſtwurfſendung nicht angegeben werden. 

IV An welche Empfängergattungen Poſtwurfſendungen zuläſſig ſind, beſtimmt die Poſt. Dieſe 
trifft auch die näheren Anordnungen über die Verpackung und Einlieferung, über die Art der Ge⸗ 
bührenerhebung, über die Beförderung ſowie über Art und Zeit der Verteilung der Stücke. Grund— 
ſätzlich ausgeſchloſſen iſt die Verteilung an Sonn- und Feſttagen. Die Aushändigung an die Emp⸗ 
fangsberechtigten erfolgt nach den Grundſätzen für die Aushändigung gewöhnlicher Briefſendungen. 
Nach⸗ und Rückſendung findet nicht ſtatt. Auf Rückgabe zuviel gelieferter Stücke hat der Abſender 
keinen Anſpruch. Ergibt ſich bei der Prüfung am Beſtimmungsort eine größere Stückzahl, als bei der 
Gebührenerhebung zugrunde gelegt iſt, ſo iſt der Abſender zur Nachzahlung des fehlenden Gebühren⸗ 
teils verpflichtet. 

V Eine Gewähr für fehlerloſe Verteilung und für Verteilung zu einer beſtimmten Zeit oder 
innerhalb einer beſtimmten Friſt wird nicht übernommen. Für verlorengegangene Sendungen oder 
beſchädigte Stücke wird kein Erſatz geleiſtet. 

VI Ausgeſchloſſen von der Verteilung find Sendungen politiſcher oder religiöſer Art; im übrigen 
ſ. § 4, I. 

8 10 
Geſchäfts papiere 


I Als Geſchäftspapiere gegen ermäßigte Gebühr werden zugelaſſen alle ganz oder teilweiſe ge⸗ 
ſchriebenen oder gezeichneten Schriftſtücke und Urkunden, die nicht die Eigenſchaft einer eigentlichen 
und perſönlichen Mitteilung haben, wie Prozeßakten; von öffentlichen Beamten aufgenommene Ur⸗ 
kunden jeder Art; Frachtbriefe oder Ladeſcheine; Rechnungen, Empfangsſcheine auf geſtempeltem oder 
ungeſtempeltem Papier; verſchiedene Papiere der Verſicherungsgeſellſchaften, Berufsgenoſſenſchaften, 
Krankenkaſſen uſw.; offene Briefe und Poſtkarten, die ihren urſprünglichen Zweck erfüllt haben; Ab⸗ 
ſchriften oder Auszüge außergerichtlicher Verträge auf geſtempeltem oder ungeſtempeltem Papier; ge⸗ 
ſchriebene Notenblätter und Notenhefte (Partituren); die für ſich verſandten Urſchriften (Manu⸗ 
ſtripte) von Wer en oder Zeitungen; nicht verbeſſerte oder verbeſſerte Schülerarbeiten mit Ausſchluß jeder 
Angabe, die ſich nicht unmittelbar auf die Ausführung der Arbeit bezieht; Lohn-, Dienſt oder Ar⸗ 
beitsbücher uſw. 

H Nach Form und äußerer Beſchaffenheit unterliegen ſie denſelben Beſtimmungen wie die Drud- 
ſachen ($ 8). Die Aufſchrift muß die Bezeichnung „Geſchäftspapiere“ enthalten. 

III Mehrere zu einer Sendung vereinigte Geſchäftspapiere dürfen nicht mit verſchiedenen Auf⸗ 
ſchriften verſehen fein. Über die Vereinigung mit Druckſachen und Warenproben ſ. $ 12. 

IV Geſchäftspapiere, die den Beſtimmungen nicht entſprechen, unterliegen der Briefgebühr. 
F a | Ss 
Warenproben 

I Als Warenproben gegen ermäßigte Gebühr werden zugelaſſen Proben und Muſter, kleine Wa⸗ 
renmengen, einzelne Schlüſſel, abgeſchnittene friſche Blumen, Tuben mit Serum und pathologiſche Ge— 
genſtände, die jo zubereitet und verpackt ſind, daß fie keinen Schaden anrichten können, naturgeſchicht⸗ 
liche Gegenſtände, getrocknete oder haltbar gemachte Tiere und Pflanzen, geologiſche Muſter uſw. 

a II Warenproben müſſen ſich nach Verpackung, Form und ſonſtiger Beſchaffenheit zur Beförderung 
mit der Briefpoſt eignen. Über Höchſt⸗ und Mindeſtmaße E tber 
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III Briefliche Mitteilungen dürfen nicht beigefügt werden; es iſt jedoch geitattet, Abſendungstag, 
Firma, Namen, Stand und Wohnort nebſt Wohnung des Abſenders und des Empfängers, Fern⸗ 
ſprechnummer, Telegrammanſchrift und Telegrammſchlüſſel, Poſtſcheck- und Bankkonto des Abſenders, 
Fabrik- oder Handelszeichen, Nummern, Preiſe, Gewicht, Maß, Ausdehnung, verfügbare Menge, 
Herkunft und Natur der Ware handſchriftlich oder mechaniſch anzugeben oder zu ändern. 

IV Die Sendungen ſind unter Band oder in offenen Umſchlägen, Käſtchen oder Säckchen einzu⸗ 
liefern, ſo daß der Inhalt leicht geprüft werden kann. 

V Die Aufihrift it möglichſt auf der Sendung ſelbſt oder, wenn dies nicht angeht, auf einer 
haltbar befeſtigten Fahne von Pappe, Pergamentpapier oder anderem feſten Stoffe anzubringen. Die 
Aufſchrift muß den Vermerk „Warenproben“ oder „Proben“ oder „Muſter“ enthalten. 

VI Mehrere zu einer Sendung vereinigte Warenproben dürfen nicht mit verſchiedenen Aufſchriften 
verſehen ſein. Über die Vereinigung mit Druckſachen und Geſchäftspapieren ſ. § 12. 

VII Gegenſtände aus Glas, Flüſſigkeiten, Ole, fette Stoffe, Pulver ſowie lebende Bienen werden 
unter folgenden Bedingungen zugelaſſen: 

1. Glas muß in Metall, Holz, Leder oder Pappe feſt verpackt ſein, ſo daß jeder Gefahr für 
andere Sendungen und die Poſtbedienſteten vorgebeugt wird; 

2. Flüſſigkeiten, Ole und leicht ſchmelzende Stoffe müſſen in Glasfläſchchen feſt verſchloſſen ſein. 
Jedes Fläſchchen muß in ein Käſtchen von Holz oder ſtarker Pappe mit Sägeſpänen, Baum⸗ 
wolle oder einem ſchwammigen Stoff jo verpackt ſein, daß beim Zerbrechen die Flüſſigkeit 
aufgeſaugt wird. Das Käſtchen ſelbſt muß in eine Hülſe von Metall, von Holz mit ange⸗ 
ſchraubtem Deckel oder von ſtarkem und dickem Leder eingeſchloſſen ſein. Werden die Fläſch⸗ 
chen in durchlochte Holzblöcke verpackt, die hinreichend widerſtandsfähig, mit aufſaugenden 
Stoffen angefüllt und mit einem Deckel verſchloſſen ſind, ſo iſt kein zweites Behältnis nötig. 
Ebenſo kann von der doppelten Verpackung abgeſehen werden bei Käſtchen aus ſtarker Well⸗ 
pappe, wenn die Fläſchchen ſicher verſchloſſen, ſämtliche Zwiſchenräume mit aufſaugenden 
Stoffen angefüllt ſind und jedes von mehreren Fläſchchen mit einer beſonderen Hülle von 
Wellpappe verſehen iſt; 

3. ſchwer ſchmelzende Fettſtoffe, wie Salben, weiche Seife, Harze uſw., müſſen zunächſt in eine 
beſondere Hülle (Käſtchen, Säckchen von Leinwand, Pergament uſw.) eingeſchloſſen und dann 
in ein Käſtchen von Holz, Metall oder ſtarkem und dickem Leder verpackt ſein; 

4. Pulver müſſen in Pappkäſtchen verpackt und dieſe in Säckchen von Leinwand oder Pergament 
eingeſchloſſen ſein; 

5. lebende Bienen müſſen in Käſtchen verſandt werden, die die Gefahr des EE aus⸗ 
ſchließen. 

VIII Die Verpackung muß in allen Fällen ſo GE Zi daß der Inhalt geprüft werden 
kann. Gegenſtände, die verderben würden, wenn ſie in der vorgeſchriebenen Art verpackt würden, 
können ausnahmsweiſe in luftdicht verſchloſſener Verpackung zugelaſſen werden. In ſolchen Fällen haben 
die Abſender oder Empfänger die Prüfung des Inhalts durch Offnen einiger ihnen bezeichneter Sen⸗ 
dungen oder in ſonſt befriedigender Weiſe zu erleichtern. 

IX Warenproben, die den Beſtimmungen nicht entſprechen, unterliegen der Briefgebühr; Senden 
gen, deren eng mit Nachteil oder Gefahr verbunden iſt, werden ët befördert. 

8 12 
Miſchſendungen 

1 Druckſachen, Blindenſchriftſendungen, Geſchäftspapiere und Warenproben dürfen nee 
packt werden, wenn 

1. kein Gegenſtand für ſich die für ihn zugelaſſenen Höchſtmaße überſchreitet; 

2. das Geſamtgewicht nicht über 500 g beträgt. 

IJ Die Aufſchrift muß den Vermerk „Miſchſendung“ enthalten. 

III Miſchſendungen, die den Beſtimmungen nicht entſprechen, unterliegen der Wer 

$ 13 
Päckchen 

I Als Briefpäckchen find offene und geſchloſſene Sendungen im Gewicht bis zu 1 kg Si deg die 
ſich nach Form und ſonſtiger Beſchaffenheit zur Beförderung mit der Briefpoſt eignen. Die Auf- 
ſchrift muß den augenfällig hervortretenden Vermerk „Briefpäckchen“ tragen. Über Höchſt⸗ und Mindeſt⸗ 
maße ſ. § 1, La. 


544 


II Als ſonſtige Päckchen werden offene und geſchloſſene Sendungen im Gewicht bis zu 2 kg zu⸗ 
gelaſſen, die ſich nach Form und ſonſtiger Beſchaffenheit zur Beförderung in Säcken eignen. Die 
Aufſchrift muß den augenfällig hervortretenden Vermerk „Päckchen“ tragen. Über Höchſt- und Mindeſt⸗ 
maße ſ. § 1, la. 

III Päckchen (I und II) dürfen briefliche Mitteilungen enthalten. Die Aufſchrift kann auf der Um- 
hüllung ſelbſt ſtehen oder ganz aufgeklebt oder ſonſt haltbar befeſtigt ſein. Die Benutzung von Fahnen 
für die Aufſchrift iſt nicht geſtattet. Über die Zuſtellung durch beſondere Boten (Eilzuitellung) |. § 24. 

IV Einſchreiben (8 15), Nachnahme ($ 21) und das Verlangen eines Rückſcheins (§ 28) ſind bei 
Briefpäckchen (I), Wertangabe (§ 16) iſt bei allen Päckchen (I und II) unzuläſſig. 

Päckchen (I und II), die den Beſtimmungen nicht entſprechen, werden nicht befördert. Der Ver⸗ 
merk „Briefpäckchen“ bleibt unbeachtet, wenn die Sendung den beſonderen Bedingungen für dieſe Päck⸗ 
chen (I) nicht entſpricht. 

VI Die Einlieferung gewöhnlicher Päckchen (I und II) wird auf Antrag gegen Entrichtung einer 
Gebühr beſcheinigt. Dieſe Gebühr wird jedoch nur dann erhoben, wenn die ganze Einlieferungs⸗ 
beſcheinigung vollſtändig von der Poſt ausgefertigt wird; hat der Einlieferer die Einlieferungsbeſcheini⸗ 
gung in einem Einlieferungsbuch oder auf einem Formblatt zum Einlieferungsſchein vorbereitet, ſo 
wird für die Beſcheinigung eine Gebühr nicht erhoben. 

VII Für den Verluſt oder die Beſchädigung gewöhnlicher Päckchen (I und II) wird kein Erſatz 
geleiſtet. Für eingeſchriebene oder mit Nachnahme belaſtete Päckchen (II bis IV) regelt ſich die Erſatz⸗ 
leiſtung nach den Vorſchriften für gleichartige andere Briefſendungen. 


8 14 
Pakete 


1 Den Paketen muß eine Paketkarte beigegeben ſein. Auf eine Paketkarte dürfen bis 3 Pakete, bei 
Nachnahme nur ein Paket, befördert werden. 

Auf eine Paketkarte dürfen nur Pakete derſelben Art, alſo entweder nur gewöhnliche oder nur 
unverſiegelte oder nur verſiegelte Wertpakete gemeinſam befördert werden, unverſiegelte Wertpakete 
($ 18, I) jedoch nur dann, wenn der Wertbetrag bei allen Paketen gleich hoch iſt. Bei unverſiegelten 
Wertpaketen braucht der Wert nur einmal auf der Paketkarte angegeben zu werden, bei verſiegelten 
Wertpaketen ($ 18, II) muß der Wert eines jeden Pakets beſonders auf der Paketkarte angegeben 
ſein, es ſei denn, daß er bei allen Paketen gleich hoch iſt. 

Die Poſt kann die Befugnis, mehrere Pakete mit einer Paketkarte zu verſenden, vorübergehend auf⸗ 
heben. 

Den Abſchnitt der Paketkarte kann der Abſender zu Mitteilungen benutzen. : 

II Paketkarten, die nicht von der Poſt bezogen ſind, müſſen in Größe (14,8:10,5 cm), Farbe und 
Papierſtärke ſowie im Aufdruck mit den amtlich ausgegebenen übereinſtimmen. 5 

III Die Paketkarte geht mit den Freimarken bei der Einlieferung in das Eigentum der Poſt über. 
Der Empfänger oder bei Unzuſtellbarkeit der Abſender muß ſie an die Poſtanſtalt zurückgeben, gleich⸗ 
viel ob er das Paket annimmt oder nicht; den Abſchnitt kann er jedoch bei Annahme des Pakets ab⸗ 
trennen und behalten. 

IV Die Aufſchrift kann auf der Umhüllung der Pakete ſtehen oder ganz aufgeklebt oder ſonſt halt⸗ 
bar befeſtigt ſein; auch kann ſie auf einer Fahne von Pappe, Pergament, Holz oder anderm dauer— 
haften Stoffe angebracht ſein. Bei Eimern, Körben, Kannen, Säcken und ſonſtigen Paketen, auf denen 
die Aufſchriften oder die Aufgabezettel ſchlecht haften, müſſen Fahnen verwendet werden. Über Ver⸗ 
packung und Verſchluß LS 17 und 18. Über die Verpflichtung, in die Pakete obenauf ein Doppel der 
Aufſchrift zu legen, |. $ 3, III. 

Die Einlieferung gewöhnlicher Pakete wird auf Antrag gegen Entrichtung einer Gebühr be- 
ſcheinigt. Dieſe Gebühr wird jedoch nur dann erhoben, wenn die ganze Einlieferungsbeſcheinigung voll- 
ſtändig von der Poſt ausgefertigt wird; hat der Einlieferer die Einlieferungsbeſcheinigung in einem 
Einlieferungsbuch oder auf einem Formblatt zum Einlieferungsſchein vorbereitet, ſo wird für die Be⸗ 
ſcheinigung eine Gebühr nicht erhoben. 

VI Als Zeitungspakete, die nach den Poſtgebührenbeſtimmungen zu ermäßigter Gebühr befördert 
werden, gelten Pakete, die nur Zeitungen oder Zeitſchriften enthalten und vom Verleger oder in ſeinem 
Auftrage von einer Druckerei abgeſandt werden. Die näheren Bedingungen über Verſchluß und äußere 
Beſchaffenheit der Zeitungspakete ſetzt die Poſt feſt. Sie beſtimmt auch die Formen der Auflieferung 
und der Gebührenzahlung. Pakete, in die außer Zeitungen oder Zeitſchriften noch andre Gegenſtände, 
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3. B. handſchriftliche oder gedruckte Mitteilungen, Rundſchreiben, Rechnungen u. dgl. eingelegt werden, 
oder die ſonſt den beſonderen Anforderungen der Poſt nicht entſprechen, unterliegen der Gebühr für 
gewöhnliche Pakete. Die Poſtanſtalten ſind berechtigt, zur Prüfung des Inhalts an Amtsſtelle das 
Offnen der Zeitungspakete zu verlangen oder ſelbſt vorzunehmen. Über die Unzuläſſigkeit der Wert⸗ 
angabe, Nachnahme und des Verlangens eines Rückſcheins ſ. 8 16, 21 und 28. Im übrigen gelten SG 
Zeitungspakete die für gewöhnliche Pakete erlaſſenen Beſtimmungen. 


VII Für ſperrige Pakete wird ein Zuſchlag von 50 v. H. der Paketgebühr erhoben. Der Betrag 
iſt nötigenfalls auf einen durch 5 teilbaren Pfennigbetrag nach unten zu runden. Welche Sendungen 
als Sperrgut anzuſehen ſind, beſtimmt die Poſt. 

8 15 
Einſchreibſendungen 
I Briefſendungen können eingeſchrieben werden; ausgenommen find Bahnhofsbriefe und Bahn⸗ 
1 ($ 25) und Briefe mit Zuſtellungsurkunde ($ 27). Über Einſchreiben bei Päckchen 
1 ` . | 

II Der Abſender hat die Briefſendungen mit dem Vermerk „Einſchreiben“ zu verſehen. 

III Die Einlieferung wird beſcheinigt. 

IV Neben der Beförderungsgebühr wird eine Einſchreibgebühr erhoben. 


8 16 
Wertſen dungen 


I Briefe und Pakete können unter Wertangabe befördert werden; ausgenommen ſind Päckchen 
(§ 13), Zeitungspakete ($ 14, VI), Bahnhofsbriefe und Bahnhofszeitungen (8 25) und Briefe mit Zu⸗ 
ſtellungsurkunde ($ 27). Über Verpackung und Verſchluß ſ. § 17 bis 19. 

II Der Wert iſt in der Aufſchrift, bei Paketen auch auf der Paketkarte, in Danziger Währung 
in Ziffern anzugeben; bei unverſiegelten Wertpaketen (SG 18, I) hat die Angabe des Wertes in der 
Paketaufſchrift zu unterbleiben. Der angegebene Wert ſoll den gemeinen Wert der Sendung nicht über⸗ 
ſteigen. 

III Von Papieren mit Kurswert iſt der Kurswert, den ſie zur Zeit der Einlieferung haben, von 
pfandrechtlichen Papieren, Wechſeln und ähnlichen Urkunden ſind als Wert die Koſten anzugeben, die 
eine neue rechtsgültige Ausfertigung der Urkunde oder die Einziehung der Forderung bei Verluſt der 
Urkunde verurſachen würde. Entſpricht die Wertangabe dieſen Grundſätzen nicht, ſo kann die Sendung 
zur Berichtigung zurückgegeben werden. Aus einer zu hohen Wertangabe darf kein Anſpruch auf Er⸗ 
ſtattung des entſprechenden Teils der Verſicherungsgebühr hergeleitet werden. 

IV Die Angabe eines Nachnahmebetrags gilt nicht als Wertangabe. Nachnahmeſendungen werden 
daher nur dann als Wertſendungen behandelt, wenn außerdem ein Wert angegeben 13 


Die Einlieferung wird beſcheinigt. 
8 17 
Verpackung der Pakete und Wertſendungen 

I Pakete und Wertſendungen find nach ihrem Umfang und Inhalt ſowie nach der Länge der Be⸗ 
förderungsſtrecke haltbar und ſicher zu verpacken. 

II Bei Gegenſtänden von geringem Wert, die nicht unter Druck leiden und kein Fett und keine 
Feuchtigkeit abſetzen, ferner bei Akten⸗ oder Schriftenſendungen genügt bei einem Gewicht bis 3 kg 
eine Hülle von Packpapier mit feſter Verſchnürung. 

III Schwerere Gegenſtände müſſen mindeſtens mit mehreren Bogen ſtarken Packpapiers verpackt 
ſein. 

IV Sendungen von Wert, beſonders ſolche, die durch Näſſe, Reibung oder Druck leicht Schaden 
leiden, z. B. Spitzen, Seidenwaren, müſſen nach ihrem Wert, Umfang und Gewicht ſicher in Wachs⸗ 
leinwand, Pappe oder in feſten, unter Umſtänden mit Leinen überzogenen Kiſten uſw. verpackt ſein. 

V Sendungen müſſen ſo verpackt fein, daß ihr Inhalt andre Sendungen nicht beſchädigen kann. 
Fäſſer mit Flüſſigkeiten müſſen ſtarke Reifen haben. Leicht zerbrechliche Gefäße (Flaſchen, Krüge uſw.) 
mit Flüſſigkeiten ſind in feſten Kiſten, Kübeln oder Körben zu verwahren. 

VI Wertbriefe müſſen mit einem haltbaren, aus einem Stück hergeſtellten Umſchlag verſehen 
ſein; er darf keine farbigen Ränder haben. 

VII über die beſonderen Anforderungen bei Geldſendungen mit Siegelverſchluß ſ. § 19. 
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S 18 
Verſchluß der Pakete und Wertſendungen 


I Gewöhnliche Pakete ſowie Wertpakete, bei denen die Wertangabe einen beſtimmten, von der 
Poſt feſtzuſetzenden Betrag nicht überſchreitet, müſſen ſo verſchloſſen ſein, daß ohne Offnen oder Be⸗ 
ſchädigen des Verſchluſſes ihrem Inhalt nicht beizukommen iſt. Siegelabdrücke ſollen nicht angebracht 
ſein. Der Verſchluß kann durch eine gut geknotete Verſchnürung oder, wenn die Hülle aus Packpapier 
beſteht, mit gutem Klebſtoff oder mit Siegelmarken hergeſtellt werden. Auch bei andrer Verpackung 
können Siegelmarken angewandt werden, wenn damit ein haltbarer Verſchluß erzielt wird. Verſchloſſene 
Reiſetaſchen, Koffer, gut bereifte und feſt verſpundete Fäſſer und feſt vernagelte Kiſten bedürfen keines 
weiteren Verſchluſſes. Gut umhüllte Maſchinenteile, größere Waffen und Werkzeuge, Kartenkaſten, 
einzelne Stücke Wildbret, z. B. Haſen und Rehe, können ohne beſonderen Verſchluß angenommen wer⸗ 
den. Über die Zeitungspakete |. S 14, VI. 


II Wertbriefe ſowie Wertpakete, für die die höhere Verſicherungsgebühr nach der Anlage entrichtet 
it oder deren angegebener Wert den von der Poſt feſtzuſetzenden Betrag (J) überſteigt, müſſen jo viel 
Abdrücke desſelben Siegels in gutem Siegellack erhalten, daß dem Inhalt ohne ſichtbare Beſchädigung 
der Hülle (des Briefumſchlags) oder der Siegel nicht beizukommen iſt; das Siegel muß das Gepräge 
eines Wappens, Namens oder einer ſonſtigen perſönlichen oder eigentümlichen Bezeichnung tragen. 
Als Verſchlußmittel für Wertpakete kann die Poſt neben den Lackſiegeln auch Bleiſiegel und Stahl⸗ 
blechſiegel zulaſſen. Bei Wertbriefen müſſen die Siegelabdrücke ſämtliche Klappen des Umſchlags treffen. 
Über die beſonderen Anforderungen bei Briefen mit Geldſtücken und bei Geldſendungen mit Siegel⸗ 
verſchluß ſ. § 19. 

S 19 
Verpackung und Verſchluß der Briefe mit Geldſtücken und der Geldſendungen mit Siegelverſchluß 
I Geldſtücke in Briefen müſſen fo eingeſchlagen und befeſtigt ſein, daß fie ihre Lage nicht ändern 
können. 

II Bei Geldpaketen im Gewicht bis 3 kg, deren Wertangabe bei Papiergeld 10000 Gulden und 
bei Metallgeld 1000 Gulden nicht überſteigt, genügt eine Hülle aus ſtarkem, mehrfach umgeſchlage⸗ 
nem Papier mit guter Verſchnürung und Verſieglung. Geldpakete von größerem Gewicht oder von 
höherem Wert find in haltbare Leinwand, in Wachsleinwand oder in Leder zu verpacken, gut zu um⸗ 
ſchnüren und zu vernähen und auf der Naht hinreichend oft zu verſiegeln. 

III Unverpackte Geldbeutel aus einfacher ſtarker Leinwand find nur zuläſſig, wenn das Geld ge⸗ 
rollt oder zu Päckchen vereinigt iſt; ſonſt müſſen ſie aus wenigſtens doppelter Leinwand beſtehen. Die 
Naht darf nicht auswendig und der Kropf nicht zu kurz fein; die Umſchnürung muß durch ihn hindurch⸗ 
aaa fein. Auf dem Knoten und außerdem über beiden Schnurenden muß das Siegel aufgedrückt 
ein, | EE") 

Geldbeutel der Staatsbehörden werden auch mit Bleiverſchluß zugelaſſen, wenn die Einrichtung 
und Beſchaffenheit der Bleiſiegel den Anforderungen der Poſt entſpricht. 

IV Geldkiſten müſſen aus ſtarkem Holz gefertigt, gut gefügt und feſt vernagelt fein oder gute 
Schlöſſer haben. Der Deckel darf nicht überſtehen; die Eiſenbeſchläge müſſen gut befeſtigt und ſo ein⸗ 
gelaſſen ſein, daß ſie andre Gegenſtände nicht beſchädigen können. 

V Geldfäſſer müſſen gut bereift, die Schlußreifen vernagelt und die beiden Böden Io verſchnürt 
und verſiegelt ſein, daß ſie ohne Verletzung der Schnüre oder Siegel nicht zu öffnen ſind. 

VI Hartgeld in größeren Beträgen muß gerollt oder in Beuteln verpackt fein. Hartgeld, das in 
Fäſſern oder Kiſten verſandt werden ſoll, muß in Beuteln oder Rollen feſt und ſo verpackt ſein, daß 
es ſeine Lage nicht ändern kann. 

8 20 
Poſtaufträge 

1 Die Poſt kann beauftragt werden, 

1. Beträge bis zu 1250 Gulden einſchließlich einzuziehen (Poſtaufträge zur Geldeinziehung); 

2. Wechſel zur Annahmeerklärung vorzuzeigen (Poſtaufträge zur Annahmeeinholung); 

3. Wechſel zur Zahlung vorzuzeigen und, wenn die Zahlung unterbleibt, Proteſt mangels Zah⸗ 
lung nach den Vorſchriften der Wechſelordnung zu erheben (Poſtproteſtaufträge). 

Ausgeſchloſſen von der Proteſterhebung durch die Poſt ſind: 

Wechſel über mehr als 1250 Gulden, 
Wechſel in fremder Sprache, 
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Wechſel, die auf eine ausländiſche Münzſorte lauten, wenn der Ausfteller durch das Wort 
„effektiv“ oder einen ähnlichen Zuſatz die Zahlung in der benannten Münzſorte aus⸗ 
drücklich beſtimmt hat, 

Wechſel mit Notanſchrift (Notadreſſe) oder Ehrenannahme, 

Wechſel, die unter Vorlegung mehrerer Stücke desſelben Wechſels oder unter Vorlegung der 
Urſchrift und einer Abſchrift zu proteſtieren ſind. 

II Es iſt beizufügen: 

1. dem Poſtauftrag zur Geldeinziehung das einzulöſende Papier (quittierte Rechnung, quit⸗ 
tierter Wechſel, Zinsſchein uſw.). Mehrere Papiere — bis zu 10 — dürfen beigefügt werden, 
wenn ſie demſelben Zahlungspflichtigen gleichzeitig zur Einlöſung vorzuzeigen ſind und die 
einzuziehende Geſamtſumme 1250 Gulden nicht überſteigt; 

2. dem Poſtauftrag zur Annahmeeinholung der zur Annahme vorzuzeigende Wechſel. Mehrere 
Wechſel dürfen beigefügt werden, wenn ſie derſelben Perſon gleichzeitig zur Annahmeerklärung 
vorzuzeigen ſind; 

3. dem Poſtproteſtauftrag der quittierte Wechſel; mehrere Wechſel beizufügen, iſt nicht geſtattet. 

III Der Poſtauftrag iſt auf beſonderem Formblatt, der Poſtauftragskarte, zu erteilen. Es gibt 
Poſtauftragskarten 
1. a) für Poſtaufträge zur Geldeinziehung mit anhängender Poſtanweiſung, 
b) für Poſtaufträge zur Geldeinziehung mit anhängender Zahlkarte; 
2. für Poſtaufträge zur Annahmeeinholung; 
3. a) für Poſtproteſtaufträge mit anhängender Poſtanweiſung, 
b) für Poſtproteſtaufträge mit anhängender Zahlkarte. 
Nicht von der Poſt bezogene Formblätter müſſen in Größe, san: und ee Br im 
Aufdruck mit den amtlichen genau übereinjtimmen. ı — - - S 
IV Der Auftraggeber hat auf der Vorderſeite der Poſtauftragskarte anzugeben: 

1. bei Poſtaufträgen zur Geldeinziehung Namen und Wohnort der Perſon, die zahlen ſoll, 
den einzuziehenden Betrag, die Zahl der Anlagen und den eigenen Namen und Wohnort. 
Er kann auch den Tag angeben, an dem der Betrag eingezogen werden ſoll. Dieſer Tag iſt 
dann für die Vorzeigung maßgebend. Beantragt der Auftraggeber die ÜUberweiſung auf das 
Poſtſcheckkonto eines Dritten, ſo hat er am Fuße der Vorderſeite der Poſtauftragskarte „Zahl⸗ 


karte P Schu (Ort)) Konto Nr. N. EE ARE 
in RR DEE KEN und auf dem Abſchnitt der Zahlkarte feinen Namen zu ver- 
merken; 


2. bei Poſtaufträgen zur Annahmeeinholung Namen und Wohnort der Perſon, die die An⸗ 
nahmeerklärung abgeben ſoll, den Betrag der vorzuzeigenden Wechſel und den eigenen Namen 
und Wohnort. Er kann auch den Fälligkeitstag des Wechſels und die Wechſelnummer an⸗ 
geben; 

3. bei Poſtproteſtaufträgen Namen und Wohnort der Perſon, die zahlen ſoll, die Wechſelſumme, 
den Tag, an dem nach dem Inhalt des Wechſels zu zahlen iſt, bei Wechſeln, die auf Sicht 
lauten, den Tag, an dem der Wechſel vorgezeigt werden ſoll, ferner den eigenen Namen und 
Wohnort. Stimmen die Angaben in der Poſtauftragskarte über die Wechſelſumme und den 
Zahlungstag mit denen des Wechſels nicht überein, ſo iſt der Wechſel maßgebend. Iſt auf 
dem Wechſel eine Teilzahlung vermerkt, ſo iſt in die Poſtauftragskarte nur der noch nicht 
bezahlte Reſt einzutragen. Iſt ein auf Sicht lautender Wechſel bereits vor Erteilung des 
Poſtauftrags zur Zahlung vorgezeigt worden, ſo hat der Auftraggeber auf der Rückſeite der 
Poſtauftragskarte zu vermerken „Der Wechſel iſt vorgezeigt worden am.. 
(Tag der Vorzeigung)“. 

Die Karten können ganz oder teilweiſe durch Druck, mit der Schreibmaſchine uſw. ausgefüllt werden. 
Der einzuziehende Betrag (Wechſelſumme uſw.) iſt in Danziger Währung anzugeben und die Gulden⸗ 
ſumme in Buchſtaben zu wiederholen. 

Der Auftraggeber hat die der Poſtauftragskarte anhängende Poſtanweiſung oder Zahlkarte aus⸗ 
zufüllen; der einzuziehende Betrag iſt nach Abzug, der Poſtanweiſungs⸗ oder Zahlkartengebühr ein⸗ 
zutragen. Der Auftraggeber iſt dafür verantwortlich, daß auf der anhängenden Poſtanweiſung oder 
Zahlkarte der Empfangsberechtigte richtig bezeichnet iſt. 

V Der Auftraggeber kann bei Poſtaufträgen zur Geldeinziehung oder zur Annahmeeinholung 
auf der Rückseite der Karte beſtimmen, daß fie nach der erſten vergeblichen Vorzeigung oder dem 
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erſten vergeblichen Verſuch an ihn zurüd- oder an eine andere Perſon innerhalb des Freiſtadtgebiets 
weitergeſandt werden. Dieſem Zweck dienen die Vermerke „Sofort zurück“ oder „Sofort an N. in N.“ 
unter genauer Bezeichnung eines andern Empfängers. Wünſcht der Auftraggeber die Weiterſendung an 
eine zur Aufnahme des Wechſelproteſtes befugte Perſon, ſo genügt der Vermerk „Sofort zum Proteſt“ 
ohne Namensangabe. 

VI Die Poſtauftragskarte bleibt bei Einziehung des Betrages oder bei Annahme des Wechſels 
oder bei poſtſeitiger Proteſtierung im Gewahrſam der Poſt; ſie darf nur zu den nach IV und Vzu— 
läſſigen Angaben benutzt werden; Briefe dürfen nicht beigefügt werden. 

VII Der Poſtauftrag it in einem verſchloſſenen Umſchlag mit der Aufſchrift „Poſtauftrag nach 
r (Name der Beſtimmungspoſtanſtalt)“ einzuliefern. Als Beſtimmungspoſtanſtalt 

iſt zu nenen 

1. bei Poſtaufträgen zur Geldeinziehung und zur Annahmeeinholung die Poſtanſtalt, die den 
Geldbetrag einziehen oder die Annahmeerklärung einholen ſoll; 

2. bei Poſtproteſtaufträgen die Poſtanſtalt, zu deren Bezirk der im Wechſel angegebene Zah⸗ 
lungsort gehört, auch wenn die Perſon, die zahlen ſoll, nicht an dem im Wechſel angegebenen 
Zahlungsort wohnt, z. B. nach Ausſtellung des Wechſels verzogen iſt. 

Soll der Poſtauftrag an einem beſtimmten Tage vorgezeigt werden, ſo darf er nicht früher als 
7 Tage vorher eingeliefert werden. Mehrere Poſtaufträge dürfen nicht zu einer Sendung vereinigt 
werden. 

VIII Die Einlieferung wird beſcheinigt. 


IX Die Beſtimmungspoſtanſtalt läßt den Poſtauftrag dem Berechtigten vorzeigen, um den Gelbd- 
betrag gegen Aushändigung der quittierten Anlagen einzuziehen oder die ſchriftliche Annahmeerklärung 
des Berechtigten auf dem Wechſel zu erwirken. Als berechtigt, einen Poſtauftrag einzulöſen, gelten die 
im § 40, I bis V bezeichneten Perſonen. Poſtaufträge zur Annahmeeinholung ſind nur der in der 
Poſtauftragskarte genannten Perſon oder ihrem Bevollmächtigten vorzuzeigen. Wenn nicht bei der Poſt 
eine beſondere Vollmacht für die Annahme von Wechſeln niedergelegt iſt, gilt jeder als bevollmäch⸗ 
tigt, der berechtigt iſt, für die in der Poſtauftragskarte bezeichnete Perſon Wertſendungen, deren Wert⸗ 
angabe 1250 Gulden überſchreitet, in Empfang zu nehmen (§ 40, VII). 

Dem Antrag eines Wechſelausſtellers, einen von ihm überſandten Betrag zur Deckung eines für 
den Bezogenen vorliegenden Poſtproteſtauftrags zu verwenden, kann unter der Bedingung entſprochen 
werden, daß der Wechſel dem Bezogenen auszuhändigen iſt. Verlangt der Wechſelausſteller, daß der 
Wechſel an ihn ausgehändigt werde, ſo iſt einem ſolchen Verlangen nur dann zu entſprechen, wenn der 
Bezogene nach Verſtändigung vom Sachverhalt ſein ſchriftliches Einverſtändnis damit auf der Rück⸗ 
ſeite der Poſtauftragskarte abgibt. 

An Sonntagen und allgemeinen Feiertagen werden keine Poſtaufträge vorgezeigt. 

X Der eingezogene Betrag wird dem Auftraggeber nach Abzug der Poſtanweiſungs⸗ oder Zahl⸗ 


kartengebühr durch Poſtanweiſung (§ 22) übermittelt oder auf das in der Zahlkarte angegebene Poſt⸗ 


ſcheckkonto überwieſen. Der angenommene Wechſel wird an den Auftraggeber ohne Verzug eingeſchrieben 
zurückgeſandt. i 


XI Wird der Poſtauftrag nicht eingelöft, die Annahmeerklärung nicht erteilt, oder bleibt der Ver⸗ 
ſuch, den Poſtauftrag vorzuzeigen, erfolglos, ſo wird folgendermaßen verfahren: 

1. Iſt bei Poſtaufträgen zur Geldeinziehung und zur Annahmeeinholung der Berechtigte, der 
zahlen oder die Annahmeerklärung abgeben ſoll, nicht zu ermitteln oder verweigert er die 
Einlöſung des Poſtauftrags oder die Abgabe der Annahmeerklärung, ſo wird der Poſtauftrag 
ſofort gebührenfrei zurück oder weitergeſandt (V). 

Auf Verlangen wird dem Berechtigten eine ſiebentätige Friſt gewährt, die vom Tage 
nach der erſten Vorzeigung oder nach dem erſten Vorzeigeverſuch an rechnet. Wird der Poſt⸗ 
auftrag bis zum letzten Tage der Friſt nicht eingelöſt oder die Annahmeerklärung nicht ab⸗ 
gegeben, ſo wird der Auftrag an dieſem Tage nochmals vorgezeigt und, wenn die Einlöſung 
oder die Annahmeerklärung verweigert wird, ſofort zurückgeſandt. Bleibt die Vorzeigung oder 
der Verſuch aus einem andern Grunde erfolglos, ſo wird der Poſtauftrag noch bis zum 
Schluß der Poſtſchalterſtunden bei der Poſtanſtalt zur Einlöfung oder Annahmeerklärung be⸗ 
reit gehalten. 

Die Einlöſungsfriſt wird nicht gewährt, wenn auf der Poſtauftragskarte „Sofort zurück“ 
oder „Sofort an N. in N.“ oder „Sofort zum Proteſt“ vermerkt iſt. Solche Poſtaufträge 
hält die Poſtanſtalt am Tage der erſten vergeblichen Vorzeigung oder des erſten Verſuchs 
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noch bis zum Schluß der Poſtſchalterſtunden zur Einlöſung oder Annahmeerklärung bereit, 
ſchickt ſie dagegen ſofort zurück oder weiter, wenn der auf der Poſtauftragskarte angegebene 
Tag (IV) bereits verſtrichen iſt. Mit der Aushändigung des Poſtauftrags und ſeiner Anlagen 
an den Gerichtsvollzieher, Notar uſw. oder den zweiten Empfänger iſt die Aufgabe der Poſt 
erfüllt. Die Proteſtkoſten hat der Auftraggeber unmittelbar an den Erheber des Proteſtes zu 
entrichten. 

Teilzahlungen werden bei Poſtaufträgen zur Geldeinziehung nicht angenommen. 

Die Annahme eines Wechſels gilt als verweigert, wenn die Annahmeerklärung auf einen 
Teil der Wechſelſumme beſchränkt wird oder andere Einſchränkungen enthält. 

2. Poſtproteſtaufträge werden, wenn die Wechſelſumme nicht gezahlt wird oder der Vorzeige⸗ 
verſuch erfolglos bleibt, bei der Poſtanſtalt bis zum Schluß der Poſtſchalterſtunden des erſten 
Werktags nach dem Zahlungstag des Wechſels zur Einlöſung bereit gehalten. Wird auch bis 
dahin nicht gezahlt, ſo wird der Wechſel mit dem Poſtauftrag am zweiten Werktag nach dem 
Zahlungstag nochmals zur Zahlung vorgezeigt. Bleibt die zweite Vorzeigung oder der Ver⸗ 
ſuch erfolglos, ſowird gegen die in der Poſtauftragskarte bezeichnete Perſon Proteſt nach den 
Vorſchriften der Wechſelordnung erhoben. 

Schon nach der erſten Vorzeigung wird der Proteſt erhoben, wenn dabei die Zahlung 
ausdrücklich verweigert worden iſt. Ebenfalls wird ſchon nach der erſten Vorzeigung oder nach 
dem erſten Verſuch der Vorzeigung proteſtiert, wenn der Poſtproteſtauftrag mit dem Vermerk 
„Ohne Proteſtfriſt“ verſehen iſt oder die Protefriſt mit dem Tage der Vorzeigung abläuft 
oder wenn die Perſon, die zahlen ſoll, am Zahlungsort des Wechſels weder einen Geſchäfts⸗ 
raum (Geſchäftslokal) noch eine Wohnung hat oder wenn es die Poſtanſtalt aus einem andern 
Grunde für erforderlich hält. 

Als Zahlungsverweigerung gilt in jedem Fall nur die Erklärung der Perſon, die zahlen ſoll, 
oder ihres Bevollmächtigten. 

XII Der proteſtierte Wechſel wird mit der Proteſturkunde eingeſchrieben an den Auftraggeber unter 
Einziehung der Gebühren (XVI) und der etwa entſtandenen Stempelkoſten zurückgeſandt. 

Zahlt eine vom Ausſteller des Wechſels nicht bezeichnete Perſon innerhalb der Proteſtfriſt als 
Ehrenzahler die Wechſelſumme und die Proteſtkoſten an den Poſtproteſtbeamten, ſo wird ihr der Wechſel 
mit der Proteſturkunde ausgehändigt. 

XIII Die Proteſterhebung durch die Poſt unterbleibt, 

1. wenn dem Poſtproteſtauftrag Wechſel, die von der Proteſterhebung durch die Poſt ausge⸗ 
ſchloſſen ſind, oder mehrere Wechſel beigefügt ſind; 

2. wenn die für Poſtaufträge zur Geldeinziehung oder zur Annahmeeinholung vorgeſchriebene 
Poſtauftragskarte benutzt iſt. 

Poſtaufträge auf unrichtiger Poſtauftragskarte ſowie Poſtaufträge, denen 

Wechſel in franzöſiſcher Sprache, 

Wechſel mit Notanſchrift (Notadreſſe) oder Ehrenannahme, 

unter Vorlegung mehrerer Stücke desſelben Wechſels oder unter Vorlegung der Urſchrift und 

einer Abſchrift zu proteſtierende Wechſel 

beigefügt ſind, werden zunächſt dem Berechtigten, bei Wechſeln mit Notanſchrift (Notadreſſe) oder 
Ehrenannahme nur dem Bezogenen vorgezeigt. Bleibt die Vorzeigung oder der Verſuch der Vorzeigung 
vergeblich, jo werden fie an einen Gerichtsvollzieher, Notar uſw. weitergegeben. Alle übrigen Pojtauf- 
träge der unter 1 bezeichneten Art ſowie Poſtaufträge auf Poſtauftragskarten zur Geldeinziehung mit 
Wechſeln im Betrag von mehr als 1250 Gulden, die den Vermerk „Sofort zum Proteſt“ tragen, 
werden ohne Vorzeigung an einen Gerichtsvollzieher, Notar uſw. weitergegeben. 

Die Proteſterhebung durch die Poſt kann unterbleiben, wenn der Auftrag erſt am letzten Tage der 
Proteſtfriſt bei der Poſtanſtalt eingeht, die den Proteſt zu erheben hat. 

XIV Solange der Poſtauftrag noch nicht eingelöſt, nicht angenommen, zurückgeſandt oder weiter⸗ 
geſandt iſt oder ſolange noch nicht Proteſt erhoben worden iſt, kann der Abſender unter Vorlegung 
eines Doppels der ausgefüllten Poſtauftragskarte und unter den ſonſtigen Bedingungen des § 35 den 
Poſtauftrag zurückziehen; bei Poſtaufträgen zur Geldeinziehung und zur Annahmeeinholung kann er 
auch die Angaben in der Poſtauftragskarte ändern laſſen. Bei den Anlagen ſind nachträgliche Ande⸗ 
rungen nicht zuläſſig. 

XV Die Poſt haftet bei Poſtaufträgen zur Geldeinziehung und Annahmeeinholung für die Poſt⸗ 
auftragſendung wie für einen eingeſchriebenen Brief und für den eingezogenen Betrag wie für die auf 
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Poſtanweiſungen eingezahlten Beträge. Sind die Anlagen eines Poſtauftrags ohne ordnungsmäßige 
Einziehung des Poſtauftragsbetrags ausgehändigt worden, ſo erſetzt die Poſt dem Abſender, vorbe⸗ 
haltlich der Abtretung ſeines Anſpruchs gegen den Empfänger der Anlagen, den unmittelbaren Schaden 
bis zum Betrag des Poſtauftrags. Eine weitergehende Gewähr, insbeſondere für rechtzeitige Vorzeigung 
oder für rechtzeitige Rück- oder Weiterſendung des Poſtauftrags leiſtet ſie nicht; fie übernimmt auch 
keinerlei Verpflichtung zur Erfüllung der beſonderen Vorſchriften des Wechſelrechts. 

Bei Poſtproteſtaufträgen haftet die Poſt für die ordnungsmäßige Ausführung eines vorſchrifts⸗ 
mäßigen Proteſtauftrags (I bis IV) nach 8 4 des Geſetzes, betreffend die Erleichterung des Wechſel⸗ 
proteſtes, vom 30. Mai 1908 (Reichsgeſetzbl. S. 321). Dieſe Haftung beginnt mit dem Eingang des 
Poſtauftrags bei der Poſtanſtalt, die den Proteſt zu erheben hat, und endet, ſobald der proteſtierte 
Wechſel nebſt Proteſturkunde zur Beförderung an den Auftraggeber eingeliefert worden iſt (XII). Bis 
zum Eingang des Poſtauftrags bei der Poſtanſtalt, die den Proteſt zu erheben hat, haftet die Poſt wie 
für einen eingeſchriebenen Brief. In demſelben Umfang haftet ſie für den Brief mit dem proteſtierten 
Wechſel und der Proteſturkunde, ſobald er von der Poſtanſtalt zur Beförderung an den Auftraggeber 
eingeliefert worden iſt. Wird die Wechſelſumme gezahlt, ſo haftet die Poſt für den eingezogenen Be⸗ 
trag wie für die auf Poſtanweiſungen eingezahlten Beträge. 

Für die Beförderung von Poſtproteſtaufträgen, die an einen Gerichtsvollzieher, Notar uſw. weiter⸗ 
gegeben werden, haftet die Poſt wie für einen eingeſchriebenen Brief. 

XVI Für Poſtaufträge werden erhoben 

1. die Gebühr für einen Einſchreibbrief; 
2. eine Vorzeigegebühr; 
3. a) für die Übermittlung des eingezogenen Betrags die Poſtanweiſungs⸗ oder Zahlkarten⸗ 
gebühr nach den Gebührenbeſtimmungen; 
b) für die Rückſendung des angenommenen Wechſels die Gebühr für einen freigemachten 
Einſchreibbrief; 
d. wenn die Wechſelſumme nicht gezahlt worden iſt 
a) eine Gebühr für die Erhebung des Poſtproteſtes, 

b) für die Rückſendung des proteſtierten Wechſels und der Proteſturkunde die Gebühr für einen 

freigemachten Einſchreibbrief. 

Zur Zahlung der Gebühren zu 1, 2 und 4 ſowie zur Erſtattung der entſtehenden Stempelkoſten 
für die Proteſturkunde iſt der Auftraggeber verpflichtet. 

Die Gebühren zu 1 und 2 find vorauszuzahlen. Die Poſtanweiſungs⸗ und die Zahlkartengebühr 
(3a) werden von dem eingezogenen Betrag abgezogen. Die Gebühren unter 3b und unter 4 nebſt 
den landesgeſetzlichen Stempelkoſten werden bei Überſendung des angenommenen oder des proteſtierten 
Wechſels erhoben. 

XVII Die Vorſchriften dieſes Paragraphen über Proteſtaufträge gelten ſinngemäß auch für Schecke, 
die proteſtiert werden ſollen. 

8 2l 
Nachnahmeſendungen 

I Poſtnachnahme iſt bis 1250 Gulden einſchließlich bei Briefſedungen und Paketen zuläſſig. Aus⸗ 
genommen ſind Zeitungspakete (§S 14, VI), Bahnhofsbriefe und Bahnhofszeitungen (§ 25) und Briefe 
mit Zuſtellungsurkunde ($ 27). Über Nachnahme bei Päckchen ſ. § 13, IV. 

II Briefſendungen und Pakete, deren Nachnahmebetrag dem Abſender durch Poſtanweiſung über⸗ 
mittelt werden ſoll, müſſen in der Aufſchrift den Vermerk enthalten „Nachnahme .. Gulden . DS 
(Guldenſumme in Ziffern und Buchſtaben) und unmittelbar darunter Namen und Wohnort — in 
größeren Städten auch die Wohnung — des Abſenders. Auf den Nachnahmepaketkarten und Nach⸗ 
nahmekarten ſind Name und Wohnort des Abſenders nicht nötig. 

Briefſendungen und Pakete, deren Nachnahmebetrag dem Abſender oder einem Dritten durch 
Zahlkarte überwieſen werden ſoll, müſſen in der Briefaufſchrift oder auf dem Paket den Vermerk ent⸗ 
halten „Nachnahme ` ` Gulden ` — P“ (Guldenſumme in Ziffern und Buchſtaben) und unmittelbar 
darunter „Zahlkarte PSchA (Ort) Konto Nr. Ne ü NN SHE Ak 

Beantragt der Abſender bei der Nachnahme die Überweiſung auf das Poſtſcheckkonto eines Dritten 
ſo hat er auf dem Abſchnitt der Zahlkarte ſeinen Namen anzugeben. 

III Der Abſender hat bei Paketen oder Karten mit Nachnahme Nachnahmepaketkarten und Nach⸗ 
nahmekarten mit anhängender Poſtanweiſung oder Zahlkarte zu verwenden; jeder andern Nachnahme⸗ 
ſendung hat er eine Poſtanweiſung oder Nachnahmezahlkarte haltbar befeſtigt beizufügen. Nicht von 
der Poſt bezogene Formblätter müſſen in Größe, Farbe und Papierſtärke ſowie im Aufdruck mit den 
amtlichen genau übereinſtimmen. 
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Der Abſender hat die Formblätter vor der Einlieferung auszufüllen; auf den Poſtanweiſungen und 
Zahlkarten iſt der einzuziehende Nachnahmebetrag nach Abzug der Poſtanweiſungs⸗ oder Zahlkarten⸗ 
gebühr (XI, 3) einzutragen. Der Abſender iſt dafür verantwortlich, daß der Empfangsberechtigte in den 
von ihm ausgefüllten Poſtanweiſungen oder Zahlkarten richtig bezeichnet iſt. 

IV Der Nachnahmebetrag wird beſcheinigt. Wird die Einlieferung der Sendung ohnehin beſchei⸗ 
nigt, ſo wird der Nachnahmebetrag dabei mit vermerkt. 


Am Beſtimmungsort wird die Nachnahmeſendung dem Empfänger vorgezeigt und gegen den 
Nachnahmebetrag ausgehändigt. Bei Karten mit Nachnahme iſt dem Empfänger auf Verlangen die 
Einſichtnahme zu geſtatten. 

An Sonntagen und allgemeinen Feiertagen werden nur Nachnahmeſendungen mit dem Vermerk 
„Durch Eilboten“ oder „Poſtlagernd“ und auch dieſe nur zum erſten Male (VII) vorgezeigt. 

VI Der eingezogene Betrag wird in der vom Abſender vorgeſchriebenen Weiſe (II) abgeführt. 

VII Auf Verlangen wird dem Empfänger eine ſiebentägige Einlöſungsfriſt gewährt, die vom Tage 
nach dem Eingang an rechnet. Sonntage und allgemeine Feiertage, an denen die Nachnahmeſendung 
beſtimmungsgemäß nicht vorgezeigt worden iſt, zählen dabei nicht mit. Wird die Sendung bis zum 
letzten Tage der Friſt nicht eingelöſt, ſo wird ſie an dieſem Tage nochmals vorgezeigt und, wenn die 
Einlöſung verweigert wird, ſofort zurückgeſandt. Bleibt die Vorzeigung oder der Verſuch aus einem 
andern Grunde erfolglos, ſo wird die Sendung noch bis zum Schluß der Poſtſchalterſtunden zur Ein⸗ 
löſung bereit gehalten. 

Die Einlöſungsfriſt wird nicht gewährt, wenn die Aufſchrift (bei Paketen auch die Nach⸗ 
nahmepaketkarte) den Vermerk „Sofort zurück“ oder eine ähnliche Angabe enthält. 

Nachnahmeſendungen mit dem Vermerk „Poſtlagernd“ werden 7 Tage lang vom Tage nach dem 
Eingang zur Verfügung des Empfängers gehalten, wenn er nicht vorher die Annahme verweigert. 

Bei Nachſendung (§ 46) wird die Einlöſungsfriſt von 7 Tagen für jeden neuen Beſtimmungsort 
beſonders berechnet. a | 

VIII Wird die Einlöſung der Nachnahme verweigert, jo wird die Sendung ſofort zurückgeſchickt, 
wenn ſie nicht zunächſt als unzuſtellbar zu melden iſt (8 47, III). 

IX Der Abſender kann unter den Bedingungen des S 35 nachträglich die Nachnahme ſtreichen oder 
ändern laſſen oder beſtimmen, daß bereits abgeſandte Sendungen ohne Nachnahme nur gegen Zahlung 
eines Nachnahmebetrags ausgeliefert werden. Eine Gewähr für die Ausführung der Anträge wird nicht 
übernommen. 

X Iſt eine Nachnahmeſendung ohne ordnungsmäßige Einziehung des Nachnahmebetrags ausge⸗ 
händigt worden, ſo erſetzt die Poſt dem Abſender, vorbehaltlich der Abtretung ſeines Anſpruchs gegen 
den Empfänger, bei Einſchreib- und Wertſendungen ſowie bei gewöhnlichen Paketen den unmittelbaren 
Schaden bis zum Betrag der Nachnahme. 

XI Für Nachnahmeſendungen werden erhoben f 

1. die Gebühr für gleichartige Sendungen ohne Nachnahme, bei Einſchreib- und Wertſendungen 
auch die Einſchreib⸗ und die Verſicherungsgebühr; 

2. eine Vorzeigegebühr; 

3. für die Übermittlung des eingezogenen Betrags die Poſtanweiſungs⸗ oder die Zahlkarten⸗ 
gebühr nach den Gebührenbeſtimmungen. 

Die Gebühren zu 1 und 2 find vorauszuentrichten. Die Poſtanweiſungs⸗ und die Zahlkartengebühr 
werden von dem eingezogenen Betrag abgezogen. 


8 22 
Poſtanweiſungen 
a) Gewöhnliche Poſtanweiſungen 

1 Geldbeträge bis 1250 Gulden einſchließlich können durch Poſtanweiſung übermittelt werden. 

II Nicht von der Poſt bezogene Formblätter zu Poſtanweiſungen müſſen in Größe, Farbe und 
Papierſtärke ſowie im Aufdruck mit den amtlichen genau übereinſtimmen. 

III Die Poſtanweiſung iſt vom Abſender auszufüllen. Der Betrag iſt in Danziger Währung an- 
zugeben, die Guldenſumme in Ziffern und Buchſtaben. Bei Poſtanweiſungen mit anhängendem Ein⸗ 
lieferungsſchein iſt auch dieſer vom Abſender auszufüllen. 

IW Der Abſchnitt der Poſtanweiſung dient zu Mitteilungen des Abſenders. 
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V Die Poſt kann verlangen, daß bei Einzahlungen über hohe Beträge die Geldſcheine kaſſen⸗ 
mäßig verpackt werden. Die Einzahlung des Betrags wird beſcheinigt. 5 

VI Die Auszahlung hat der Empfänger auf der Rückſeite zu beſcheinigen; den Abſchnitt kann er 
abtrennen. 

VII Die Poſtanweiſung und die Freimarken gehen bei der Einlieferung in das Eigentum der 
Poſt über; ſie müſſen ihr auch dann zurückgegeben werden, wenn auf die Auszahlung des Betrags 
verzichtet oder ſeine Annahme verweigert wird. 

VIII Stehen der Beſtimmungspoſtanſtalt die erforderlichen Geldmittel nicht zur Verfügung, ſo wird 
der Betrag ausgezahlt, nachdem die Mittel beſchafft ſind. f 

IX Verliert der Empfänger eine Poſtanweiſung, ſo hat er dies der Beſtimmungspoſtanſtalt 
mitzuteilen. Dieſe ſetzt die Zahlung bis auf weiteres aus. Der Empfänger muß den Abſender ver⸗ 
anlaſſen, ein Doppel der Poſtanweiſung auszufertigen und Dellen Überſendung bei der Aufgabepoſt⸗ 
anſtalt zu beantragen. Bei dem Antrag iſt die Einlieferungsbeſcheinigung über die abhanden gekom⸗ 
mene Poſtanweiſung vorzulegen. Das Doppel wird von dem Aufgabe- nach dem Beſtimmungsort ge⸗ 
bührenfrei überſandt. 

b) Telegraphiſche Poſtanweiſungen 

X Auf Poſtanweiſungen eingezahlte Beträge werden auf Verlangen des Abſenders telegraphiſch 
überwieſen. Derartige Poſtanweiſungen ſind in unbeſchränkter Höhe zugelaſſen. 

XI Für telegraphiſche Poſtanweiſungen iſt ein beſonderes Formblatt zu verwenden, das von 
den Poſtanſtalten zu beziehen iſt; nichtamtliche Formblätter werden nicht zugelaſſen. Das Formblatt 
iſt mit Ausnahme der Poſtvermerke vom Abſender auszufüllen. Die Anwendung einer abgekürzten Te⸗ 
legrammanſchrift it nicht zuläſſig. Mitteilungen für den Empfänger find in das Überweilungs- 
telegramm aufzunehmen. 5 

XII Die Beſtimmungen des $ 22, III, V, VII, VIII und IX gelten ſinngemäß auch für telegra⸗ 
phiſche Poſtanweiſungen. 

XIII Von Orten ohne Telegraphenanſtalt wird das Überweiſungstelegramm eingeſchrieben mit 
der nächſten Poſtgelegenheit der Telegraphenanſtalt überſandt, die am ſchnellſten zu erreichen iſt oder 
die das Telegramm nach Lage ihrer Dienſtſtunden am ſchnellſten dem Beſtimmungsort zuführen kann. 

XIV Nach Poſtorten ohne Telegraphenanſtalt wird das Überweilungstelegramm von der letzten 
Telegraphenanſtalt mit der nächſten Poſtgelegenheit eingeſchrieben weiterbefördert. 

XV An Gebühren ſind zu entrichten 

1. eine nach der Höhe des Poſtanweiſungsbetrags geſtaffelte Gebühr und f 

2. die Telegraphengebühr für die in das Überweiſungstelegramm aufgenommenen Mitteilungen 

für den Empfänger (XI). 

Die Gebühren hat der Abſender vorauszuzahlen. 

XVI Telegraphiſche Poſtanweiſungen werden am Beſtimmungsort nach den Vorſchriften für Eil⸗ 
ſendungen (§ 24, II) zugeſtellt, wenn He nicht mit dem Vermerk „Poſtlagernd“ oder „Telegraphen⸗ 
lagernd“ verſehen ſind. Der Betrag wird gegen Empfangsbeſcheinigung auf dem zurückzugebenden Te⸗ 
legramm gezahlt. i 

XVII Nachgeſandt werden telegraphiſche Poſtanweiſungen in der Regel auf dem Poſtwege, tele- 
graphiſch nur dann, wenn es der Abſender ausdrücklich vorgeſchrieben oder der Empfänger beantragt 
hat. Auch gewöhnliche Poſtanweiſungen werden auf Verlangen des Abſenders oder Empfängers tele⸗ 
graphiſch nachgeſandt. 5 

Für die telegraphiſche Nachſendung einer gewöhnlichen Poſtanweiſung wird die Gebühr für eine 
telegraphiſche Poſtanweiſung desſelben Betrags (XV, 1) und für die telegraphiſche Nachſendung einer 
telegraphiſchen Poſtanweiſung die Gebühr für ein Telegramm nach der neuen Wortzahl erhoben. 


8 23 i 

Poſtreiſeſchecke == 

I Poſtreiſeſchecke können auf alle durch 25 teilbare Guldenbeträge bis 2500 Gulden ausgeſtellt 
werden. Sie gelten 3 Monate, vom Tage der Ausſtellung an gerechnet. 5 
| II Die Poſtreiſeſcheckhefte werden von dem Poſtſcheckamt ausgefertigt. Beſtellungen nimmt jede 
Poſtanſtalt entgegen. Der Beſteller zahlt den Betrag, auf den das Poſtreiſeſcheckheft lauten ſoll, mit 
Zahltarte an das Poſtſcheckamt in Danzig zur Gutſchrift auf ein anzulegendes Reiſeſcheckkonto und be⸗ 
zeichnet in der Zahlkarte die Perſon, für die das Poſtreiſeſcheckheft ausgeſtellt werden ſoll, genau nach 
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Namen, Wohnort und Wohnung. Soll das Poſtreiſeſcheckheft an eine andere Anſchrift gefandt werden, 
ſo iſt dies auf dem Abſchnitt der Zahlkarte zu vermerken. Der Beſteller kann den Betrag auch von 
ſeinem Poſtſcheckkonto auf das anzulegende Reiſeſcheckkonto überweiſen. Das Poſtreiſeſcheckheft wird 
der Perſon, für die es ausgeitellt iſt, gebührenfrei überſandt. Die Poſt haftet nicht für die rechtzeitige 
Aushändigung des Poſtreiſeſcheckhefts. ? 


III Die Perſon, auf die das Poſtreiſeſcheckheft lautet, kann bei jeder Poſtanſtalt, der fie das Poſt⸗ 
reiſeſcheckheft vorlegt, während der Poſtſchalterſtunden beliebige durch 25 teilbare Guldenbeträge ihres 
Guthabens abheben; ſie hat ſich durch den im Poſtreiſeſcheckheft angegebenen behördlichen Ausweis mit 
Lichtbild und eigenhändiger Unterſchrift auszuweiſen und den Empfang vor den Augen des aus- 
zahlenden Beamten auf einem der im Poſtreiſeſcheckheft enthaltenen Reiſeſchecke, den der auszahlende 
Beamte aus dem Hefte trennt, zu beſcheinigen. Handſchriftlich dürfen die Reiſeſchecke nur mit Tinte aus⸗ 
gefüllt werden. , 

Die Poſt kann für die Art des Ausweifes bei der Abhebung von Guthabenbeträgen Erleichte⸗ 
rungen zulaſſen und für ſolche Poſtreiſeſcheckhefte den Meiſtbetrag (J) herabſetzen. 


IV Stehen der Auszahlungspoſtanſtalt die erforderlichen Geldmittel nicht zur Verfügung, ſo wird 
der Betrag ausgezahlt, nachdem die Mittel beſchafft ſind. N 

Die Poſt haftet für die auf Reiſeſcheckkonto gutgeſchriebenen Beträge wie für Poſtanweiſungen. 

Nach der ordnungsmäßigen Aushändigung des Poſtreiſeſcheckhefts trägt die Perſon, auf die das 
Poſtreiſeſcheckheft lautet, alle Nachteile, die aus Verluſt oder Mißbrauch des Poſtreiſeſcheckhefts ent⸗ 
ſtehen. Sie hat den Verluſt unverzüglich der Poſtanſtalt ihres Aufenthaltsorts anzuzeigen. 

Wird im Falle des Verluſtes die Rückzahlung des Reſtguthabens verlangt, ſo iſt der Nachweis der 
Einzahlung durch den Einlieferungsſchein, bei Überweiſungen durch den Laſtſchriftzettel oder durch ſon⸗ 
ſtige glaubwürdige Angaben zu erbringen. 

Beim Verluſt des Poſtreiſeſcheckhefts darf nicht früher als 3 Wochen nach Verfall des Poſtreiſe⸗ 
ſcheckhefts ein neues Poſtreiſeſcheckheft ausgeſtellt oder das Reſtguthaben zurückgezahlt werden. 

VI Vom Beſteller wird eine Gebühr erhoben, die durch Aufkleben von Freimarken auf die 
Zahlkarte zu entrichten iſt; bei Beſtellung mit berweiſung von einem Poſtſcheckkonto wird die Gebühr 
von dieſem Poſtſchecklonto abgebucht. Wird das Guthaben nicht ganz abgehoben, ſo wird von der 
Gebühr nichts erſtattet. 

VII Nach Ablauf der Gültigkeitsdauer zahlt das Poſtſcheckamt in Danzig auf Antrag der Perſon, 
auf die das Poſtreiſeſcheckheft lautet, das Reſtguthaben zurück. Dem Antrag muß das Poſtreiſeſcheck⸗ 
heft mit den übriggebliebenen Reiſeſchecken beiliegen. 

VIII Die Vorſchriften des Scheckgeſetzes, des Poſtſcheckgeſetzes und der Poſtſcheckordnung finden 
auf Poſtreiſeſchecke keine Anwendung. 

8 24 
Durch Eilboten zuzuſtellende Sendungen 

I Poſtſendungen (ausgenommen Briefe mit Zuſtellungsurkunde, § 27) werden auf Verlangen des 
Abſenders durch beſondere Boten zugeſtellt (Eilzuſtellung). Zu dieſem Zweck hat der Abſender in der 
Aufſchrift, bei Paketen auch auf der Paketkarte, den Vermerk „Durch Eilboten“ niederzuſchreiben, ihn 
rot zu unterſtreichen und die ganze Aufſchriftſeite mit einem liegenden roten Kreuz zu verſehen. Ver⸗ 
merke wie „Dringend“, „Eilig“ uſw. reichen zur Kennzeichnung des Verlangens der Eilzuſtellung nicht 
aus. r 
II Sendungen, für die Eilzuſtellung verlangt ilt, werden ſogleich nach der Ankunft zugeſtellt, zwiſchen 
22 Uhr und 6 Uhr aber nur dann, wenn der Abſender dem Eilzuſtellvermerk (J) hinzugefügt hat 
„auch nachts“. 

III Der Abſender kann die Gebühr für die Eilzuſtellung (V) vorausbezahlen oder die Zahlung dem 
Empfänger überlaſſen. Im Falle der Vorauszahlung hat er der Aufſchrift den Vermerk: „Bote bezahlt“ 
hinzuzufügen. 

IV Vom Eilboten werden abgetragen 

a) im Ortszuſtellbezirk gewöhnliche und eingeſchriebene Briefſendungen, Pakete, Wertſendungen 
und Poſtanweiſungen nach Maßgabe des § 38, 

b) im Landzuſtellbezirk gewöhnliche und eingeſchriebene Briefſendungen, Pakete bis zum Gewicht 
von 5 kg, Wertſendungen bis 1250 Gulden einſchließlich und Poſtanweiſungen mit den Geld⸗ 
beträgen. S Se SE — — 
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Bei Wertſendungen mit höherer Wertangabe ſowie bei Paketen über 5 kg nach dem Landzuſtell⸗ 
bezirk überbringt der Eilbote nur den Ablieferungsſchein oder die Paketkarte. Die Poſt iſt berechtigt, 
die bezeichneten Gewichts⸗ und Wertgrenzen für beſtimmte Orte oder Gebiete dauernd oder vorüber⸗ 
gehend zu erweitern und die Gebühren (Anlage) entſprechend zu erhöhen, andrerſeits kann ſie für Wert⸗ 
ſendungen, Poſtanweiſungen oder Pakete die Eilzuſtellung während der Nachtzeit (II) beſchränken. 

VA. Bei Vorauszahlung der Eilzuſtellgebühren durch den Abſender werden einheitliche Sätze 
erhoben 
1. für jede Briefſendung, jede Poſtanweiſung mit und ohne den zugehörigen Geldbetrag, 
jeden Wertbrief, jede ohne das zugehörige Paket zugeſtellte Paketkarte und jeden ohne 
die zugehörige Sendung zugeſtellten Ablieferungsſchein 
a) nach dem Ortszuſtellbezirk, 
b) nach dem Landzuſtellbezirk; 
2. für jedes Paket (einſchließlich der zugehörigen Paketkarte) 
a) nach dem Ortszuſtellbezirk, 
b) nach dem Landzuſtellbezirk; 

B. Wenn der Empfänger die Eilzuſtellgebühr zu zahlen hat, ſind bei allen Sendungen die wirk⸗ 
lichen Botenkoſten, mindeſtens aber für jede Sendung die für die Vorauszahlung (A) gel⸗ 
tenden Sätze zu entrichten. 

Werden mehrere Briefſendungen an denſelben Empfänger gleichzeitig abgetragen, ſo wird bei Zah⸗ 
lung der Gebühren durch den Empfänger für die erſte Briefſendung der volle Betrag, für jede weitere 
Briefſendung eine ermäßigte Gebühr erhoben. 

Was im Falle B etwa an Eilzuſtellgebühr vorausbezahlt iſt, wird dem Empfänger zugute ge⸗ 
rechnet; die für etwa gleichzeitig abzutragende Telegramme vorausbezahlte Zuſtellgebühr bleibt hierbei 
außer Betracht. 

VI Reichen bei Briefſendungen, die im Briefkaſten vorgefunden werden, die Freimarken zur Deckung 
der Gebühren für Beförderung und Eilzuſtellung (V A) nicht aus, jo werden die Sätze unter VB 
abzüglich des die Beförderungsgebühr überſteigenden Wertes der Freimarken erhoben. 

VII Vom Einlieferungsort nach einem andern Poſtort werden keine Sendungen durch Eilboten be⸗ 
fördert. Dagegen können Sendungen, die einer Poſtanſtalt von einer andern zugehen, nach einer dritten 
durch Eilboten befördert werden, wenn dieſe nicht über 15 km entfernt iſt. In dieſen Fällen muß die 
Aufſchrift unter der Angabe des Beſtimmungsorts den Vermerk enthalten „Von (Bezeich⸗ 
nung der Poſtanſtalt, von der aus die Beförderung durch Eilboten erfolgen ſoll) durch Eilboten“. Für 
derartige Eilſendungen ſind ſtets die wirklichen Botenkoſten, mindeſtens aber die im Falle der Voraus⸗ 
bezahlung (V) für die Landzuſtellung geltenden Gebührenſätze zu entrichten. Der Abſender hat auf 
Verlangen einen angemeſſenen Betrag zur Deckung dieſer Koſten zu hinterlegen. 

VIII Hat der Abſender die Eilzuſtellgebühr nicht oder nicht voll vorausbezahlt und verweigert der 
Empfänger die Zahlung, ſo iſt die Sendung als unzuſtellbar zu behandeln und dem Abſender gegen 
Entrichtung der nach V B oder nach VI zu berechnenden Gebühr zurückzugeben. 

IX Auch auf Antrag des Empfängers kann ausnahmsweiſe Eilzuſtellung ſtattfinden, wenn es der 
Dienſtbetrieb erlaubt. Dann it die Eilzuſtellgebühr nach V B zu erheben, aber ohne die Ermäßigung 
bei gleichzeitigem Abtragen mehrerer Gegenſtände. 


8 25 
Bahnhofsbriefe und Bahnhofszeitungen 


I Wünſcht ein Empfänger Briefe eines beſtimmten Abſenders am Bahnhof unmittelbar nach 
Ankunft der Eiſenbahnzüge in Empfang zu nehmen (Bahnhofsbriefe), ſo hat er dies der Poſtanſtalt 
ſeines Wohnorts mitzuteilen, die ihm gegen die feſtgeſetzte Gebühr (IV) einen Ausweis aushändigt. 

II Der Empfänger muß den Abſender veranlaſſen, die Bahnhofsbriefe ſtets zu dem gleichen Zuge 
aufzuliefern. f 

f III Die Briefe müſſen den Vorſchriften der Poſtordnung entſprechen; die Umſchläge müſſen einen 
8 roten Rand haben und am Kopfe in großen Buchſtaben die Bezeichnung „Bahnhofsbrief“ 
gen. N f 

IV Bahnhofsbriefe müſſen vom Abſender freigemacht werden. Die vom Empfänger vorauszuzah⸗ 
lende Gebühr für die tägliche Aushändigung je eines mit einem beſtimmten Eiſenbahnzug beförderten 
Briefes desſelben Abſenders wird für den Kalendermonat oder, wenn die Beförderung für kürzere 
Friſten erfolgen ſoll, für die Kalenderwoche berechnet. Eer 
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Die für Bahnhofsbuchhändler und für auswärtige Vertriebsſtellen der Verleger als Verlags⸗ 
Wide (8 30, XVII) angemeldeten Zeitungen können auf Antrag der Verleger als Bahnhofszei⸗ 
tungen verſandt werden. Für die Aufſchrift dieſer Sendungen is weiße, rot umrandete Zettel mit der 
Bezeichnung „Bahnhofszeitungen an in RE zu benutzen. Die Bahnhofszeitungen 
dürfen nicht ſchwerer als 20 kg fein, ſie ſind in jedem Falle vom Verleger ſelbſt zu fertigen. Auch 
die Beſchaffung der Aufſchriftzettel iſt Sache des Verlegers. 

VI Die Gebühr für die beſondere Behandlung der als Bahnhofszeitungen zu verſendenden Zei⸗ 
tungen iſt vom Verleger vorauszuzahlen. Es wird eine monatliche, nach der Häufigkeit des Erſcheinens 
beſtimmte Gebühr erhoben. 

Für Bahnhofszeitungen, die für die zweite Hälfte des Monats (vom 16. an oder ſpäter) verſandt 
werden, wird nur die Hälfte der Gebühr erhoben. 

Verſendet der Verleger als Bahnhofszeitungen mehr Stücke, als angemeldet ſind, ſo hat er für 
jedes nicht angemeldete Stück eine erhöhte Gebühr zu entrichten. Bei wiederholter mißbräuchlicher Aus⸗ 
nutzung der Einrichtung kann dem Verleger das Recht, Bahnhofszeitungen zu verſenden, entzogen 
werden. 

VII Bahnhofsbriefe und Bahnhofszeitungen werden nur gegen Vorzeigung des Ausweiſes aus⸗ 
gehändigt. Meldet ſich der Abholer nicht rechtzeitig, ſo werden die Bahnhofsbriefe ſtets, die Bahnhofs⸗ 
zeitungen dagegen nur auf ausdrücklichen Antrag des Empfängers gegen die im $ 24, VB feſtgeſetzte 
Gebühr durch Eilboten zugeſtellt. Für nicht abgeholte Bahnhofszeitungen SC im übrigen die Be- 
ſtimmungen im S 30, XVII. 

VIII über die Unzuläſſigkeit des Einſchreibens, der Wertangabe und Nachnahme bei Bahnhofs⸗ 
briefen und Bahnhofszeitungen ſ. § 15, 16 und 21. 


S 26 
Dringende Pakete 


I Auf Verlangen des Abſenders werden gewöhnliche Pakete ſowie unverſiegelte Wertpakete mit 
den ſchnellſten Poſtgelegenheiten befördert. 

II Dringende Pakete müſſen augenfällig en einen farbigen Zettel gekennzeichnet ſein, der in. 
fettem ſchwarzen Druck oder deutlich und groß geſchrieben die Bezeichnung „Dringend“ trägt. Die, 
Paketkarten ſind mit dem gleichen Vermerk zu verſehen. Über die Zuſtellung durch beſondere Boten 
(Eilzuſtellung) ſ. S 24. 

III Für dringende Pakete wird die dreifache Paletgebühr erhoben. 


S 27 
Briefe mit Zuſtellungsurkunde 

I Die förmliche Zuſtellung von gewöhnlichen Briefen wird auf ENGEN des Abſenders nach 
den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung beurkundet. Die Urkunde wird dem Abſender überſandt. 

II Die förmliche Zuſtellung kann gewöhnlich oder vereinfacht ſein. 

Bei der gewöhnlichen Zuſtellung erhält der Empfänger eine beglaubigte Abſchrift der Urkunde, 
bei der vereinfachten wird nur der Tag der Zuſtellung auf dem Briefe vermerkt. Über die förmliche 
Zuſtellung |. § 41. 

III Briefe mit Zuſtellungsurkunde müſſen verſchloſſen ſein, auf dem linken Drittel der Aufſchrift⸗ 
ſeite Namen und Wohnort des Abſenders tragen und den Beſtimmungen der Poſtordnung entſprechen. 
Über die Unzuläſſigkeit der Nachnahme, Eilzuſtellung und des Vermerks „Poſtlagernd“ ſ. § 21, 24 
und 42. Der Abſender hat für die gewöhnliche Zuſtellung zwei Formblätter von weißem Papier (Ur⸗ 
ſchrift und Abſchrift), für die vereinfachte ein graublaues Formblatt dem Briefumſchlag haltbar äußer⸗ 
lich beizufügen und in der Aufſchrift 

entweder „Hierbei ein Vordruck (Formblatt) zur Zuſtellungsurkunde nebſt Abſchrift“ oder 
„Hierbei ein Vordruck (Formblatt) zur Zuſtellungsurkunde. Vereinfachte Zuſtellung“ 
augenfällig zu vermerken. 

IV Der Abſender muß den Kopf des Formblatts und der Abſchrift ausfüllen und das Formblatt 
mit der für die Rücksendung erforderlichen Anſchrift verſehen. 

V Soll der Brief nicht erſatzweiſe an die in den $ 181, 183 und im § 184 Abſ. 1 der Zivil⸗ 
prozeßordnung bezeichneten Perſonen zugeſtellt werden, ſo muß der Abſender in der Aufſchrift und auf 
dem Formblatt zur Urkunde unmittelbar unter der Bezeichnung des Empfängers mit roter Tinte augen⸗ 
fällig vermerken „Eine Zuſtellung an nee (3. B. an die Ehefrau, an = nn 
N., an die Hausgehilfin N.) darf nicht ſtattfinden“. BE 
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Soll in der Zuſtellungsurkunde die Zeit der Zuſtellung näher bezeichnet werden, jo muß der Mb- 
ſender auf die Aufſchriftſeite des Briefes und an den Kopf der Formblätter ſchreiben „Mit Zeitan⸗ 
gabe zuſtellen“ und dieſe Worte rot unterſtreichen. 

VI Zu den Urkunden werden zwei verſchiedene Formblätter verwendet. Eine Art iſt für Zu⸗ 
ſtellungen an Unteroffiziere und Mannſchaften der Wehrmacht, die andre für alle übrigen Fälle be⸗ 
ſtimmt. Nicht von der Poſt bezogene Formblätter müſſen in Größe, Farbe und Papierſtärke ſowie im 
Aufdruck mit den amtlich ausgegebenen genau übereinſtimmen. 

VII Für Briefe mit Zuſtellungsurkunde werden erhoben 

1. die Briefgebühr, 
2. die Gebühr für die förmliche Zuſtellung, 
3. für die Rückſendung der Zuſtellungsurkunde die Gebühr für einen freigemachten Brief. 


Die Beträge zu 1 bis 3 hat ſämtlich entweder der Abſender bei der Einlieferung oder der Emp- 
fänger bei der Aushändigung zu entrichten. Der Abſender haftet für alle Beträge, die der Empfänger 
nicht bezahlt. Kann der Brief nicht zugeſtellt werden, jo iſt bei nichtfreigemachten Briefen nur die Ge⸗ 
bühr zu 1 vom Abſender zu entrichten; bei freigemachten Briefen werden die unter 2 und 3 bezeich- 
neten Gebühren dem Abſender erſtattet. 

§ 28 
Rückſchein 


1 Der Abſender eines Pakets oder einer Wert⸗ oder Einſchreibſendung kann verlangen, daß ihm 
oder einer andern Perſon die Beſcheinigung des Empfängers (Rückſchein) überſandt wird. Bei Zeitungs⸗ 
paketen ($ 14, VI) iſt das Verlangen eines Rückſcheins nicht zuläſſig. Über die Zuläſſigkeit bei Päck⸗ 
chen ſ. § 13, IV. > 

II Sendungen gegen Rückſchein find freizumachen und in der Aufſchrift, bei Paketen auch auf der 
Paketkarte, mit dem Vermerk „Rückſchein“ und dem Namen und der Wohnungsangabe des Abſenders 
oder der Perſon zu verſehen, an die der Rückſchein auszuhändigen iſt. Für den Rückſchein wird eine 
Gebühr erhoben, die vorauszuentrichten iſt. f 

III Die Weigerung des Empfängers, den Rückſchein zu vollziehen, gilt als Verweigerung der 
Annahme der Sendung. 

IV Der Abſender kann gegen Vorauszahlung einer erhöhten St auch nachträglich einen Rück⸗ 
ſchein verlangen. 

8 29 
Behandlung vorſchriftswidriger Sendungen 


I Sendungen, die den Beſtimmungen nicht entſprechen, können dem Einlieferer zur Beſeitigung der 
Mängel zurückgegeben werden. 

II Verlangt der Einlieferer trotzdem die Beförderung, ſo iſt die Sendung anzunehmen, wenn aus 
ihrer mangelhaften Beſchaffenheit kein Nachteil für andre Poſtſendungen und keine Störung des 
Dienſtbetriebs zu befürchten iſt; der Einlieferer muß aber durch den von ihm zu unterſchreibenden 
Vermerk „Auf meine Gefahr“ — bei Paketen auch auf der Paketkarte — auf jede Entſchädigung ver⸗ 
zichten. Den Verzicht vermerkt die Poſtanſtalt auf dem Einlieferungsſchein. 

III Auch wenn die Annahme nicht beanſtandet worden iſt, hat der Abſender alle Nachteile zu 
vertreten, die aus vorſchriftswidriger Verpackung, Verſchließung und Aufſchrift entſtehen. Ebenſo hat 
er den Schaden zu erſetzen, der durch die Beförderung ausgeſchloſſener oder nur bedingt zugelaſſener 
Gegenſtände (§ 4 und 5) entiteht. 

8 30 
Zeitungs vertrieb 

I Soll eine Zeitung der Poſt zum Vertrieb übergeben werden, jo hat der Verleger eine ſchrift⸗ 
liche Erklärung in der vorgeſchriebenen Faſſung bei der Poſtanſtalt niederzulegen. 

II Anderungen der Bezugsbedingungen (Benennung der Zeitung, Bezugspreis, Bezugszeit, Er⸗ 
ſcheinungsweiſe, Verlagsort) ſind nur zuläſſig 

bei D en zu beziehenden Zeitungen: zum 1. Januar, 1. April, 1. Juli und 1. Ok⸗ 
ober, 
bei einmonatig zu beziehenden Zeitungen: zum 1. jedes Monats. 


Den Zeitpunkt, bis zu dem ſie bei der Verlagsanſtalt ſpäteſtens angemeldet werden müſſen, be⸗ 
ſtimmt die Poſt. 
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S II , An die Stelle einer Zeitung, die im Laufe der Bezugszeit zu erſcheinen aufhört, kann die 
Lieferung einer andern, neu erſcheinenden Zeitung nur dann treten, wenn dieſe von dem Verleger des 
bis dahin erſchienenen Blattes als deſſen Fortſetzung unter verändertem Namen ausdrücklich anerkannt 
worden iſt und wenn der Preis derſelbe bleibt. Bezieher, die die Annahme der neuen Zeitung ver⸗ 
weigern, können vom Bezug zurücktreten. 

IV Der Bezugspreis iſt vom Verleger feſtzuſetzen, er muß ſo bemeſſen ſein, daß damit mindeſtens 
die nach überſchläglicher Berechnung ermittelten Gebühren gedeckt werden. Für Zeitungen, die aus⸗ 
ſchließlich als Verlagsſtücke (XVIII) vertrieben werden ſollen, iſt kein Bezugspreis anzumelden. 

Vom Zeitungsvertrieb durch die Poſt find ausgeſchloſſen: 

a) Veröffentlichungen, die in ihrem weſentlichen Beſtandteil auf andre Weiſe als im Buchdruck⸗ 
verfahren hergeſtellt werden, ſowie alle Veröffentlichungen ufw., die nach Art, Form und 
Amfang dem nicht entſprechen, was nach der im Verkehr herkömmlichen Auffaſſung unter 
einer Zeitung oder Zeitſchrift zu verſtehen iſt; 

b) alle von gewerblichen und kaufmänniſchen Unternehmungen herrührenden Druckerzeugniſſe, die 
ihrem weſentlichen Inhalt und Hauptzweck nach Preisliſten, Geſchäftsanzeigen, Handelsrund⸗ 
ſchreiben oder Werbeanzeigen einzelner oder einer begrenzten Zahl von Unternehmungen dar⸗ 
ſtellen und von den Unternehmungen ſelbſt oder in ihrem Auftrag und auf ihre Rechnung 
von einem Dritten herausgegeben werden. 


VI Für jedes Stück einer durch die Poſt vertriebenen Zeitung iſt vom Verleger eine Gebühr zu 
zahlen, die ſich nach der Häufigkeit des Erſcheinens der Zeitung und nach ihrem durchſchnittlichen 
Nummergewicht richtet. 


VII Zur Ermittlung des Gewichts hat der Verleger der Verlagspoſtanſtalt ein vollſtändiges 
Pflichtſtück von jeder Zeitungsnummer beim Erſcheinen zu liefern. Nach dieſen Pflichtſtücken wird jedes⸗ 
mal für die Zeit, auf die ſich die Abrechnung mit dem Verleger erſtreckt, die Zahl und das Gewicht 
aller während dieſer Zeit erſchienenen Zeitungsnummern und daraus das Durchſchnittsgewicht einer 
Nummer feſtgeſtellt. Bruchteile des Durchſchnittsgewichts von ½ g und darüber werden auf volle 
Gramm aufgerundet, Teile unter ½ g bleiben unberückſichtigt. 


VIII Als gewöhnliche Zeitungsbeilagen, die ohne Erhebung einer beſondern Gebühr mit den Zei⸗ 
tungen befördert werden, gelten 

a) ſolche Beilagen, die nach Form, Papier, Druck oder andern Merkmalen als Beſtandteile der 
Zeitung zu erachten find; 

b) Nebenblätter, die ſich nach Inhalt der vom Verleger an die Poſt abgegebenen ſchriftlichen 
Erklärung oder durch Ankündigung in der Hauptzeitung als regelmäßige Beilagen des Haupt⸗ 
blattes erkennen laſſen, gleichviel, ob ſie nur im Zuſammenhang mit der Hauptzeitung oder 
für ſich allein durch Vermittlung der Poſt bezogen werden können. Es iſt nicht erforder⸗ 
lich, daß die Nebenblätter in Form, Papier und Druck mit der Hauptzeitung überein⸗ 
ſtimmen; 

c) Zeitungszugaben. Als ſolche ſind anzuſehen Druckerzeugniſſe, die der Verleger bei regelmäßig 
wiederkehrenden Gelegenheiten den Beziehern unentgeltlich liefert und den Zeitungen un⸗ 
mittelbar beifügt, wie Kursbücher, Fahrpläne, Wandkalender, Bildwerke, Jahrbücher, Mit⸗ 
gliederverzeichniſſe, Bezugsquellenanzeiger. Nicht hierzu gehören Druckſachen, die aus einem 
beſondern (außergewöhnlichen) Anlaß den Zeitungen beigelegt werden, z. B. politiſche Bro⸗ 
ſchüren, Flugblätter, Feſtſchriften, Abdrucke von Geſetzen, Zeitungsbeſtellſcheine, Zeitungsbe⸗ 
zugseinladungen und Anzeigengutſcheine. 

IX Druckſachen, die nicht als gewöhnliche Zeitungsbeilagen (VIII) angeſehen werden können, und 
Warenproben dürfen den Zeitungen und Zeitſchriften unter folgenden Bedingungen als außergewöhn⸗ 
liche Beilagen mitgegeben werden. Die Beilagen müſſen ſich nach Form, Größe und Stärke ſowie nach 
ihrer ſonſtigen Beſchaffenheit zur Beförderung mit den Zeitungen eignen. Druckſachen müſſen im übrigen 
den Beſtimmungen unter $ 8, I und II entſprechen, nachträgliche Anderungen und Zuſätze dürfen in 
ihnen nicht vorgenommen werden. Als Warenproben ſind bedruckte und unbedruckte Proben von Papier, 
Pergament, Leinwand oder ähnlichen Stoffen von geringer Stärke zugelaſſen. Die Poſt beſtimmt, was 
als ein oder mehrere Beilageſtücke zu gelten hat und wie die Beilagen den Zeitungen und Zeitſchriften 
beizufügen ſind. N 

Es wird eine Gebühr erhoben, die nach Gewichtsſtufen von je 25 g jedes einzelnen Beilageſtücks 
berechnet wird. ö 
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Der Verleger hat jede Verſendung bei der Verlagspoſtanſtalt vorher anzumelden. Bei Bered)- 
nung der Gebühr gilt als Regel, daß die Beilage der ganzen Poſtauflage der Zeitung oder Zeit- 
ſchrift beigefügt wird; iſt ſie ausnahmsweiſe nur einem Teile der Poſtauflage beigelegt, ſo iſt die Ge⸗ 
bühr nur für dieſen Teil zu entrichten. In derartigen Fällen hat der Verleger bei der Einlieferung die 
bei den Poſtanſtalten zu erfahrenden beſonderen Bedingungen einzuhalten. 

X Die Verpackung der Zeitungen für den Poſtverſand iſt Sache des Verlegers. Auf Antrag des 
Verlegers hat die Poſt die Verpackung auszuführen, jedoch zu einem zwiſchen beiden vereinbarten Be⸗ 
trag, der die Selbſtkoſten der Poſt deckt. 

XI Auf die Zeitungsbezugsgelder werden an die Verleger auf Antrag Abſchlagszahlungen unter 
Abzug der der Poſt für die Bezugszeit zuſtehenden Gebühren durch die Verlagspoſtanſtalten geleiſtet. 
Den Zeitpunkt der Zahlungen beſtimmt die Poſt. 

Ergibt ſich bei genauerer Feſtſtellung der Forderung des Verlegers, daß ihm ein zu hoher Betrag 
ausgezahlt worden iſt, ſo iſt der Verleger verpflichtet, der Aufforderung der Verlagspoſtanſtalt zur 
Rückgabe des zuviel gezahlten Betrags ſogleich nachzukommen, andernfalls wird er von der Vergünſti⸗ 
gung, Abſchlagszahlungen zu erhalten, für die Folge ausgeſchloſſen. Endgültig wird mit dem Verleger 
vierteljährlich nachträglich, und zwar im April, Juli, Oktober und Januar, abgerechnet. 

XII Wird durch Verbot der Zeitung oder dadurch, daß der Verleger die Zeitung nicht liefert 
oder ihre Herausgabe einſtellt oder unterbricht, die Poſt verhindert, die Zeitung den Beziehern zuzu— 
ſtellen, ſo werden die Bezieher mit etwaigen Anſprüchen auf Rückzahlung von Bezugsgeldern an den 
Verleger verwieſen. 

XIII Die Zeitungen müſſen bei der Poſtanſtalt beſtellt werden, in deren Bezirk ſie abgetragen oder 
von der ſie abgeholt werden ſollen. 

XIV Zeitungsbeſtellungen werden in der Regel für die Dauer eines Vierteljahrs entgegenge⸗ 
nommen. Die vierteljährigen Bezugszeiten beginnen mit dem 1. Januar, 1. April, 1. Juli oder 1. Ok⸗ 
tober. Ob in beſtimmten Fällen auf Wunſch der Verleger kürzere Friſten zuzulaſſen ſind, entſcheidet 
die Dot, Veröffentlichungen, die ſeltener als vierteljährlich erſcheinen, können nur als Verlagsſtücke 
(XVII) vertrieben werden. 3 

XV Mit der rechtzeitigen Lieferung der Zeitungen kann nur gerechnet werden, wenn die Beſtellung 
ſo zeitig angemeldet wird, daß ſie dem Verleger noch vor Beginn der Bezugszeit ausgehändigt werden 
kann. Die nach dem 25. des Monats vor Beginn der Bezugszeit und die im Laufe der Bezugszeit 
aufgegebenen Zeitungsbeſtellungen gelten als verſpätet und unterliegen einer Verſpätungsgebühr. 
Nach dem 20. eines Monats werden Zeitungsbeſtellungen auf den laufenden Monat, nach dem 20. 
des letzten Vierteljahrsmonats werden Zeitungsbeſtellungen auf das laufende Vierteljahr nicht mehr 
angenommen. Wünſcht der Bezieher einer Zeitung bei verſpäteter Beſtellung die Nachlieferung der 
für die Bezugszeit bereits erſchienenen Nummern, ſo iſt für das an die Verlagspoſtanſtalt oder an den 
Verleger abzulaſſende Schreiben eine Nachlieferungsgebühr zu entrichten. Bei verſpäteter Beſtellung 
mehrerer Stücke derſelben Zeitung durch einen Bezieher wird die Verſpätungsgebühr nur einmal er⸗ 
hoben; dasſelbe gilt bei Nachlieferungen für die Nachlieferungsgebühr. 

XVI Bei der Beſtellung einer Zeitung iſt der Bezugspreis für die Zeit, auf die die Beſtellung lautet, 
in einer Summe zu entrichten. Iſt ein zu geringer Bezugspreis erhoben worden, ſo muß der Bezieher 
befragt werden, ob er ſeine Beſtellung aufrechterhalten und den Mehrbetrag entrichten oder ob er von 
der Beſtellung zurücktreten will. Tritt er zurück, ſo wird ihm der vorausbezahlte Betrag erſtattet. Iſt 
eine Ermäßigung des Preiſes eingetreten, ſo wird dem Bezieher der zuviel gezahlte Betrag zurückge⸗ 


en. 

XVII Die Zeitungen werden nach ihrem Eintreffen am Abſatzort nur innerhalb eines von der Poſt 
zu beſtimmenden Zeitraums zur Verfügung der Bezieher gehalten. 

XVII Dem Verleger iſt geſtattet, Beſtellungen für die von ihm gewonnenen Bezieher ſowie 
Tauſch⸗ und Freiſtücke als Verlagsſtücke gegen Entrichtung der für den Poſtvertrieb der Zeitungen feſt⸗ 
geſetzten Gebühren bei der Verlagspoſtanſtalt anzumelden. 

2 XIX Für Zeitſchriften, die wöchentlich einmal oder ſeltener erſcheinen und nicht mehr als 30 g 
wiegen, find Sammelüberweiſungen ſeitens der Verleger zu ermäßigten Gebühren zuläſſig. Voraus⸗ 
ſetzung hierfür iſt, daß e 

a) an einen Bezieher mindeſtens fünf Stück derſelben Zeitſchrift überwieſen werden, 

= b) der Verleger dieſe Zeitſchriften im eigenen Betrieb verpacken, ſie mit der Anſchrift der Bezieher 

ie verſehen und aufliefern läßt, f ? N 
al die Poſt von dieſen Sammelbeziehern weder Zeitungsgeld noch Poſtgebühren zu erheben hat. 
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Die Überweiſung kann für ein Vierteljahr erfolgen. An bereits vorhandene Sammelbezieher können 
auch im Laufe des Vierteljahrs weitere Stücke überwieſen werden. Die Überweiſungsgebühr iſt vom 
Verleger mindeſtens monatlich im voraus an die Auflieferungspoſtanſtalt zu zahlen. 


S 31 
Ort der Einlieferung 


I Läßt es der Umfang und die Beſchaffenheit der Gegenſtände zu, To ſind gewöhnliche Brief⸗ 
ſendungen, mit Ausnahme der Päckchen und der Nachnahmeſendungen, durch die Briefkaſten einzu⸗ 
liefern. Sie dürfen auch unterwegs den im Dienſte befindlichen Poſtbegleitern, Wagenführern, Beför⸗ 
derern von Botenpoſten und Führern der Poſtzwecken dienenden Privatfuhrwerke übergeben werden; 


ſolche Sendungen werden als bei der nächſt rückliegenden Poſtanſtalt eingeliefert angeſehen und be⸗ 
handelt. 


Die Poſt kann auch die Einlieferung gewöhnlicher Briefſendungen ohne Nachnahme durch Straßen⸗ 
bahnbriefkaſten zulaſſen. 


I Die übrigen Sendungen find bei den Annahmeſtellen einzuliefern. Die Poſthilfſtellen haben 
nicht die Eigenſchaft von Poſtanſtalten und ſind in der Annahme von Poſtſendungen beſchränkt (IX). 


III Wo die Paketzuſtellfahrten mit Pferdegeſpannen oder mit Kraftwagen ausgeführt werden, 
kann die Poſt zulaſſen, daß die Paketzusteller gewöhnliche Pakete zur Ablieferung an die Poſtanſtalt 
annehmen. Die Abholung aus der Wohnung kann ſchriftlich oder durch Fernſprecher bei der Poſt⸗ 
anſtalt beſtellt werden. Für die Beſtellſchreiben oder karten wird keine Gebühr erhoben; fie können 
in die Briefkaſten gelegt oder den Zuſtellern mitgegeben werden. 

IV Für gewöhnliche Pakete, die die Paketzuſteller auf ihren Fahrten annehmen (III), iſt außer 
der Paketgebühr eine Annahmegebühr vorauszuentrichten. 


Die Landzuſteller nehmen auf ihren Zuſtellgängen und Zuſtellfahrten für Ablieferung an die 
Poſtanſtalt oder zur Zuſtellung unterwegs an gewöhnliche und einzuſchreibende Briefſendungen, Poſtan⸗ 
weiſungen, Nachnahmeſendungen, gewöhnliche Pakete und Wertſendungen bis 1250 Gulden im einzelnen. 
Die Poſt iſt berechtigt, die Wertgrenze von 1250 Gulden für beſtimmte Orte oder Gebiete zu er⸗ 
weitern oder zu beſchränken; auch kann fie eine Wertgrenze für die von einem Abſender gleichzeitig anzu⸗ 
nehmenden oder der durch den Landzuſteller bei einer Zuſtellung insgeſamt anzunehmenden Wert: 
ſendungen, Poſtanweiſungen und Zahlkarten feſtſetzen. 


Zur Mitnahme von Paketen ſind die Landzuſteller zu Fuß nur ſoweit verpflichtet, als ſie die 
Pakete geſchützt unterbringen und innerhalb der zuläſſigen Belaſtungsgrenze befördern können und keine 
Unzuträglichkeiten für die Beförderung oder Zuſtellung andrer Sendungen zu befürchten ſind. 


Die Landzuſteller nehmen auch Beſtellungen auf Zeitungen an. 1 g 

VI Der Landzuſteller erteilt über die von ihm angenommenen Sendungen die Einlieferungsbe⸗ 
ſcheinigung. 

VII Für Einſchreibbriefſendungen, Pakete, Poſtanweiſungen und Wertbriefe, die der Landzuſteller 
auf ſeinem Zuſtellgang annimmt (V), iſt außer der Beförderungsgebühr und den ſonſtigen Gebühren 
für jede Sendung eine beſondere Annahmegebühr vom Abſender ı vorauszuentrichten. 


VIII Für die von den Zuſtellern angenommenen Poſtſendungen N die Sie wie bei unmittel⸗ 
barer Einlieferung bei der Poſtanſtalt. . RE 


IX Die Poſthilfſtelle nimmt gewöhne Briefſendungen und, Ge nicht e? den örtlichen Ver⸗ 
hältniſſen Einſchränkungen feſtgeſetzt ſind, gewöhnliche Pakete an. Die Annahme von Wert⸗ und Ein⸗ 
ſchreibſendungen, Nachnahmeſendungen und Poſtanweiſungen gehört nicht zu den dienſtlichen Pflichten 
des Poſthilfſtelleninhabers, doch darf er ſolche Sendungen in dem unter V pfeſtgeſetzten Umfang zur 
Weitergabe an den Landzuſteller übernehmen. Die Übergabe iſt lediglich Vertrauensſache des Ab⸗ 
ſenders zum Poſthilfſtelleninhaber. Die Haftpflicht der Poſt beginnt erſt mit der Ablieferung an den 
Landzuſteller. 


Eine beſondere Gebühr wird nicht erhoben. 

X Werden vom Abſender Briefe oder andre Gegenſtände unter Umſchlag an eine Poſtanſtalt 
zur Aushändigung an die Empfänger oder zur Weiterleitung nach andern Orten geſandt, ſo wird 
für jede in dem Umſchlag enthaltene Sendung die Gebühr vom Aufgabeort der en bis 
zum Beſtimmungsort der einzelnen Sendung berechnet. 
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8 32 
Zeit der Einlieferung 

1 Die Sendungen ſind bei den Poſtanſtalten während der Poſtſchalterſtunden und, wenn ſie mit 
der nächſten dazu geeigneten Poſtverbindung befördert werden ſollen, vor deren Schlußzeit einzuliefern. 

II Die Poſtſchalterſtunden werden nach den örtlichen Verhältniſſen feſtgeſetzt und durch Aushang 
bei den Poſtanſtalten bekanntgemacht. 

III Schlußzeiten bei den Annahmeſtellen ſind in der Regel: 
für gewöhnliche Briefe und Poſtkarten ſowie für Briefpäckchen 

eine viertel bis eine halbe Stunde; 
für gewöhnliche Druckſachen, Geſchäftspapiere, Warenproben und Miſchſendungen 
eine halbe bis eine Stunde; 
. für einzuſchreibende Briefſendungen 
eine viertel bis eine halbe Stunde; 
. für alle andern Gegenſtände 
eine Stunde 
vor der planmäßigen Abgangszeit der Poſtverbindung. 

IV Sit die ordnungsmäßige Bearbeitung innerhalb der Friſten wegen beſondrer Verhältniſſe un⸗ 
ausführbar, ſo können die Schlußzeiten anderweit feſtgeſetzt werden. Dasſelbe gilt im Einzelfall, wenn 
ein Abſender gleichzeitig größere Mengen einliefert. 

V Bei Beförderung durch die Eiſenbahn werden die unter III bezeichneten Friſten um die zur Be⸗ 
förderung nach dem Bahnhof und die Verladung erforderliche Zeit verlängert. 

VI Für Poſtverbindungen, deren Abgangszeit nicht in die gewöhnlichen Dienſtſtunden fällt, 
bildet ſpäteſtens das Ende der Dienſtſtunden die Schlußzeit. 

VII Die Briefkaſten an und in den Poſthäuſern werden bei Eintritt der Schlußzeit jeder Poſt⸗ 
verbindung, zu den außerhalb der gewöhnlichen Dienſtſtunden beſtehenden Poſtverbindungen auch noch 
vor deren Abgangszeit geleert. Die Leerungszeiten der andern Briefkaſten werden nach den örtlichen 
Bedürfniſſen feſtgeſetzt; die Zeit der nächſten Leerung it an den Briefkaſten erſichtlich. Die Briefkasten 
auf den Bahnhöfen werden möglichſt kurz vor dem planmäßigen Abgang jedes zur Poſtbeförderung 
benutzten Zuges geleert. Gewöhnliche Briefſendungen können, ſoweit nicht für einzelne Züge Einſchrän⸗ 
nde beſtehen, durch den Briefeinwurf am Bahnpoſtwagen bis zum Abgang des Zuges eingeliefert 
werden. 

VIII Geſtatten es die örtlichen Verhältniſſe, ſo nehmen Poſtanſtalten Einſchreib⸗ und Wert⸗ 
ſendungen ſowie gewöhnliche Pakete, Poſtanſtalten mit Telegraphenbetrieb telegraphiſche Poſtan⸗ 
weiſungen, ſelbſtändige Telegraphenanſtalten Einſchreibbriefſendungen außerhalb der Schalterſtunden an. 
Die näheren Beſtimmungen hierüber werden durch Aushang bekanntgemacht. Für jede Sendung iſt eine 
Einlieferungsgebühr vorauszuentrichten. 


— 
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8 33 
Einlieferungsſchein 
a Der von der Poſt ausgeſtellte Einlieferungsſchſchein beweiſt die Einlieferung der Sendung; der 
Einlieferer ſoll ſich daher nicht entfernen, ohne ihn in Empfang genommen zu haben. Vermag er den 
Schein nicht vorzulegen, ſo gilt im Streitfall die Einlieferung als nicht geſchehen, wenn ſie nicht aus 
den poſtamtlichen Buchungen erſichtlich iſt oder anderweit vom Abſender überzeugend nachgewieſen wird. 
S 34 
Leitung der Poſtſendungen 
Die Poſt beſtimmt, wie die Sendungen zu leiten ſind. 
8 35 
Zurückziehen von Poſtſendungen und Zeitungsbeſtellungen; Andern von Aufſchriften 
I Der Abſender kann eine Poſtſendung zurücknehmen oder ihre Aufſchrift ändern laſſen, ſolange die 
Sendung dem Empfänger noch nicht ausgehändigt iſt. 
: II Die Rücknahme kann am Aufgabeort oder am Beſtimmungsort erfolgen, ausnahmsweiſe auch an 
einem Zwiſchenort, wenn dadurch der Dienſt nicht geſtört wird. 
111 Wer eine Sendung zurückfordert, muß außer dem etwa erteilten Einlieferungsſchein ein Doppel 
Eege der Poſtanweiſung, der Paketkarte, in ſonſtigen Fällen eine Wiedergabe der Auf- 
ſchrift vorlegen, und zwar von der Hand, die die Aufſchrift der Sendung geſchrieben hat. 
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IV Wer eine bereits abgegangene Sendung durch Vermittlung der Aufgabepoſtanſtalt zurückfordert, 
muß ſie ſchriftlich ſo genau bezeichnen (III), daß fie unzweifelhaft als die verlangte zu erkennen iſt. 

V In gleicher Weiſe it die Anderung der Aufſchrift zu beantragen. 

Dagegen kann der Abſender eine bloße Berichtigung der Aufſchrift (ohne Anderung des Namens 
oder des Standes des Empfängers) auch unmittelbar bei der Beſtimmungspoſtanſtalt, alſo ohne Er⸗ 
füllung der Beſtimmungen unter III, beantragen. 


VI Die Rückforderung oder das Verlangen der Aufſchriftänderung wird brieflich oder telegraphiſch 
von der Aufgabepoſtanſtalt der Poſtanſtalt übermittelt, die den Auftrag ausführen ſoll. Der Abſender 
hat dafür zu entrichten 

1. bei brieflicher Übermittlung die Gebühr für einen einfachen Einſchreibbrief, 
2. bei telegraphiſcher Übermittlung die Gebühren für das Telegramm. 


Bei Anträgen auf nachträgliche Belaſtung einer Sendung mit Nachnahme (§ 21, IX) hat der Ab- 
ſender außer den vorſtehenden Gebühren eine beſondre Gebühr zu entrichten. 

Die Gebühren werden, wenn ein Antrag aus irgendeinem Grunde nicht ausgeführt werden kann, 
nicht erſtattet. 


VII Sit die Sendung noch nicht abgegangen, jo erſtattet die Poſt auf Verlangen die vorausge- 
zahlten Beträge ausſchließlich der Verſicherungsgebühr bei Rückgabe des Briefumſchlags uſw. 

VIII Iſt die Sendung bereits abgegangen, ſo werden die Gebühren für den Rückweg wie bei einer 
gewöhnlichen Rückſendung ($ 47, X) erhoben, Wird die Sendung zurückgeleitet, bevor ſie den Beſtim⸗ 
mungsort erreicht hat, ſo iſt die Beförderungsgebühr für den Hinweg und für den Rückweg nach der 
wirklich zurückgelegten Entfernung abzüglich der etwa vorausgezahlten Beträge zu entrichten. 

IX Eine Zeitungsbeſtellung kann nur vor dem Beginn der Lieferung der Zeitung zurückgezogen 
werden. Iſt die Beſtellung bereits an den Verleger weitergegeben worden, ſo kann die Zurückziehung 
nur erfolgen, wenn der Verleger ſich mit der Abbeſtellung einverſtanden erklärt. 

X Von Zeitungen, die durch einen Dritten beſtellt und bezahlt worden ſind, können auf Dellen 
Antrag einzelne Stücke auf den Namen eines andern als des urſprünglichen Beziehers umgeſchrieben 
werden. Hierfür wird eine Gebühr in Höhe der Gebühr für die Überweiſung einer Zeitung ($ 46, VI) 
erhoben, gleichviel, ob der neue Bezieher im Zuſtellbezirk derſelben oder einer andern Poſtanſtalt 
wohnt. 

8 36 
Aushändigung von Poſtſendungen an den Empfänger an Zwiſchenorten 


I Auf dem Beförderungsweg können Sendungen an den Empfänger ausgehändigt werden, wenn 
er ſich gehörig ausweiſt, ſonſt keine Bedenken entſtehen und der Dienſt nicht geſtört wird. 

I Die Gebühr wird nach der wirklichen Beförderungsſtrecke berechnet. Gebühr für freigemachte 
Sendungen wird nicht erſtattet. 

8 37 
Verſchließen und Offnen der Sendungen durch Poſtbeamte 

I Hat ſich der Verſchluß einer Sendung gelöſt, jo wird er durch die Poſt wiederhergeſtellt. 

II Sit bei einem Wertbrief oder einem Paket die Herausnahme des Inhalts möglich geworden, jo 
wird vor Wiederherſtellung des Verſchluſſes die Sendung geöffnet und der Inhalt feſtgeſtellt. Die 
Poſtbeamten müſſen ſich dabei jeder über dieſen Zweck hinausgehenden Beſichtigung enthalten. 

III Der Beamte, der den Verſchluß oder die Verpackung wiederherſtellt oder den Inhalt feſtſtellt, 
ſoll tunlichſt einen Zeugen hinzuziehen. Beide haben einen auf die Sendung zu ſetzenden Vermerk über 
den Hergang oder die darüber aufzunehmende Verhandlung zu unterzeichnen. 

IV Bei Wertbriefen und Paketen, die beſtimmungsgemäß durch die Poſt verſchloſſen worden ſind 
oder die in beſchädigtem Zuſtand bei der Beſtimmungspoſtanſtalt eingehen, wird der Empfänger er⸗ 
ſucht, die Sendung innerhalb einer beſtimmten Friſt bei der Poſtanſtalt in Gegenwart eines Poſt⸗ 
beamten zu öffnen. Über den Befund und eine etwaige Beanſtandung des Inhalts wird eine Verhand⸗ 
lung aufgenommen. Erſcheint der Empfänger nicht oder verzichtet er ausdrücklich auf eine Verhandlung 
über das Offnen der Sendung, ſo wird ſie in gewöhnlicher Weiſe augehändigt. 

V Die Poſtbeamten find befugt, Sendungen mit Druckſachen, Geſchäftspapieren, Warenproben oder 
Miſchſendungen zu öffnen und einzuſehen, um die Zuläſſigkeit der Gebühr zu prüfen. Über die Zeitungs⸗ 
pakete ſ. 8 14, VI. . : 
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VI Muß eine Sendung infolge mangelhafter Verpackung durch die Poſt neu verpackt werden, ſo hat 
der Empfänger oder, wenn von ihm keine Zahlung zu erlangen iſt, der Abſender die Koſten zu tragen. 


S 38 
Zuftellung und Zuſtellgebühren 


1 Die Verpflichtung der Poſt, die angekommenen Gegenſtände dem Empfänger ins Haus ſenden 

(zuſtellen) zu laſſen, erſtreckt ſich 
1. im Ortszuſtellbezirk 

a) auf gewöhnliche und eingeſchriebene Briefſendungen und auf Sendungen mit Sammelüber⸗ 
weiſungen von Zeitſchriften, 

b) auf Briefſendungen mit einer Wertangabe bis 3000 Gulden, 

c) auf Poſtaufträge, 

d) auf Poſtanweiſungen nebſt den Geldbeträgen, 

e) auf Paketkarten zu gewöhnlichen und Wertpaketen, 

f) auf Ablieferungsſcheine zu Wertſendungen, die nach b nicht zugeſtellt werden, 

g) auf die durch die Poſt vertriebenen Zeitungen; 

2. im Landzuſtellbezirk 

a) auf gewöhnliche und eingeſchriebene Briefſendungen, 

b) auf gewöhnliche Pakete und auf Sendungen mit Sammelüberweiſungen von Zeitſchriften, 
ſoweit ſie im einzelnen nicht über 5 kg wiegen und vom Landzuſteller innerhalb der zu⸗ 
läſſigen Belaſtungsgrenze und gegen Näſſe uſw. geſchützt befördert werden können, 

e) auf Sendungen mit einer Wertangabe bis 1250 Gulden, bei Paketen unter den Voraus⸗ 
ſetzungen zu b, 

d) auf Poſtaufträge, 

e) auf Poſtanweiſungen nebſt den Geldbeträgen, 

1) auf Paketkarten und Ablieferungsſcheine zu Paketen und Wertſendungen, die nach b und 
e nicht zugeſtellt werden, ſowie auf Paketkarten zu zollpflichtigen Paketen, 

g) auf die durch die Poſt vertriebenen Zeitungen. 

II Gewöhnliche Briefſendungen und Pakete — ausſchließlich der Nachnahmen — nach Landorten 
mit Poſthilfſtelle können dieſer zugeführt und entweder durch den Poſthilfſtelleninhaber abgetragen oder 
dem Empfänger zur Abholung (S 44) bereit gehalten werden; Inn fie bis zur nächſten Ankunft des 
Landzuſtellers nicht abgeholt, ſo werden ſie von dieſem abgetragen. 

III Die Poſt kann die Verpflichtung zur Zuſtellung aus beſonderen Gründen beſchränken und für 
beſtimmte Orte oder Gebiete dauernd oder vorübergehend erweitern. 

IV übernimmt die Poſt die Zuſtellung nicht, fo müſſen die Sendungen und Poſtanweiſungsbeträge 
auf Grund der Paketkarte, des Ablieferungsſcheins oder der Poſtanweiſung von der Poſtanſtalt abgeholt 
werden (§ 45). 

V Für die Zuſtellung jedes gewöhnlichen Pakets und jedes Pakets mit Wertangabe im Land⸗ 
zuſtellbezirk iſt eine Zuſtellgebühr vom Empfänger zu entrichten. Verweigert er die Zahlung, ſo wird die 
Sendung als unzuſtellbar (SG 47) behandelt. 

VI Die Zuſtellgebühr für Pakete kann vom Abſender vorausbezahlt werden. In dieſem Fall iſt 
vom Abſender in der Aufſchrift der Sendung und der Paketkarte „Zuſtellgebühr bezahlt“ nieder⸗ 
zuſchreiben. Vorausbezahlte Zuſtellgebühr wird nicht erſtattet, wenn die Sendung am Beſtimmungsort 
abgeholt wird (§ 44). Über die Anrechnung vorausbezahlter Zuſtellgebühr bei der Rückgabe einer un⸗ 
zuſtellbaren Sendung ſ. § 48, II. 

VII Für das Abtragen der durch die Poſt vertriebenen Zeitungen an die Bezieher im Orts⸗ und 
1 iſt eine Monatsgebühr zu entrichten, die ſich nach der Häufigkeit des Erſcheinens 
richte 

Für jedes als Sammelüberweiſung angemeldete Stück einer an den Empfänger . ge 
ſchrift iſt ebenfalls eine Monatsgebühr zu zahlen. ees 

VIII Die Zeitungszuſtellgebühr wird bei beſtellten Stücken a die Dauer der melt Ai bei Ver⸗ 
lagsſtücken ($ 30, XVIII) für die Dauer eines Monats vorauserhoben, und zwar vom 1. des Monats 
an, in dem die Abtragung beginnt. Für Verlagsſtücke und Sammelüberweiſungen iſt die Zuſtellgebühr 
vom Verleger zu entrichten. 

8 39 


Zeit der Zuſtellung 
Die Poſt beſtimmt die Zuſtellzeiten. 
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8 40 
An wen die Sendungen auszuhändigen ſind 


I Die Sendungen werden an den Empfänger ſelbſt oder an ſeinen Bevollmächtigten ausgehändigt. 
Über Briefe mit Zuſtellungsurkunde ſ. § 41. 

II Für die Empfangsberechtigung bei Sendungen an Handelsfirmen (Einzelfirmen und Handels⸗ 
geſellſchaften), Genoſſenſchaften und Vereine, die in die Handels-, Genoſſenſchafts⸗ und Vereinsregiſter 
eingetragen ſind, gelten die in dieſen Regiſtern über die Vertretungsbefugnis enthaltenen Angaben. 
Sendungen an nicht eingetragene Geſchäfts- oder Gewerbebetriebe, Genoſſenſchaften und Vereine ſowie 
an Geſellſchaften, Direktionen, Ausſchüſſe, Büros, Geſchäftsſtellen und ähnliche Stellen, in deren Auf⸗ 
ſchrift der Empfänger nicht namentlich bezeichnet iſt, ſind an die Perſon auszuhändigen, die der Poſt⸗ 
anſtalt als Inhaber, Direktor, Vorſteher uſw. bekannt iſt oder ſich als ſolcher ausweiſt. Ob der Aus⸗ 
weis ausreichend iſt, entſcheidet die Poſt. 

III Wer einen andern zur Empfangnahme der für ihn beſtimmten Sendungen bevollmächtigen will, 
hat die Vollmacht ſchriftlich auszuſtellen und darin die Arten der Sendungen genau zu bezeichnen, für 
die ſie gelten ſoll. Steht ſeine Unterſchrift für die Poſtanſtalt nicht ganz außer Zweifel, ſo muß ſie 
von einer zur Führung eines amtlichen Siegels berechtigten Perſon durch Unterſchrift und Amtsſiegel 
beglaubigt ſein. Die Vollmacht iſt bei der Poſtanſtalt niederzulegen, die die Sendungen auszuhändigen 
hat. Für die Behandlung der Poſtvollmacht iſt eine Gebühr zu entrichten. 

IV Sit in der Aufſchrift außer dem Empfänger noch ein andrer, wenn auch nur zur geg Be 
zeichnung der Wohnung, genannt, z. B. „An A. bei B.“, jo it dieſer zweite auch ohne ausdrückliche 
Ermächtigung zur Empfangnahme von gewöhnlichen Briäffenningen befugt. Iſt in der Aufſchrift ein 
Gaſthof, ein Bank⸗ oder Reiſegeſchäft oder eine ähnliche Stelle als Wohnung des Empfängers an⸗ 
gegeben, ſo gilt der Gaſtwirt oder der Inhaber des Geſchäfts uſw. auch dann als bevollmächtigt zur 
Empfangnahme gewöhnlicher Briefſendungen, gewöhnlicher Pakete und unverſiegelter Wertpakete (SG 16, 
II und 18, I), wenn der Empfänger noch nicht eingetroffen iſt. Sind bei Poſtaufträgen mehrere Per⸗ 
ſonen bezeichnet, ſo wird der Poſtauftrag nur der zuerſt genannten Perſon oder ihrem Bevollmächtigten 
vorgezeigt. 

V Gewöhnliche Briefſendungen, gewöhnliche Pakete, unverſiegelte Wertpakete (§ 16, II und 18, I) 
und Paketkarten, auch die Anlagen der Poſtaufträge, wenn der Betrag ſogleich gezahlt wird, werden an 
einen Haus⸗ (Geſchäfts⸗) Beamten, ein erwachſenes Familienglied, einem andern Angehörigen oder 
einen Hausangeſtellten des Empfängers oder ſeines Bevollmächtigten ausgehändigt, wenn dieſe nicht 
ſelbſt in der Wohnung anzutreffen ſind. Iſt auch von den andern niemand anzutreffen, ſo kann die 
Aushändigung an den Hauswirt, den Wohnungsgeber, den Hausverwalter und deren Ehefrauen 
oder an den Pförtner des Hauſes geſchehen. Pförtner iſt diejenige Perſon, die im gegebenen Fall die 
Pförtnergeſchäfte tatſächlich ausübt. 

Kann die Erſatzzuſtellung an eine dieſer Perſonen ebenfalls nicht erfolgen, ſo können gewöhnliche 
Briefſendungen, gewöhnliche Pakete und unverſiegelte Wertpakete auch an ſonſtige als zuverläſſig be⸗ 
kannte Hausbewohner oder Hausnachbarn ausgehändigt werden. Über die Zuſtellung wird in ſolchen 
Fällen, ſoweit möglich, eine Benachrichtigung in der Wohnung des Empfängers hinterlaſſen. 

VI Hat der Empfänger oder ſein Bevollmächtigter (III) an ſeiner Wohnung oder an ſeinen Ge⸗ 
ſchäftsräumen einen Briefkaſten, jo benutzt ihn der Zuſteller für die gewöhnlichen freigemachten Brief- 
ſendungen, ſoweit es möglich iſt. 

VII Einſchreibbriefſendungen ſowie Wertbriefe und verſiegelte Wertpakete ($ 18, II) bis 1250 Gulden 
oder die zugehörigen Ablieferungsſcheine und Paketkarten ($ 38) ſowie gewöhnliche oder telegraphiſche 
Poſtanweiſungen bis 1250 Gulden werden bei der Zuſtellung, wenn der Empfänger oder ſein Bevoll- 
mächtigter in der Wohnung nicht angetroffen oder der Zuſteller nicht vorgelaſſen wird, an ein erwach⸗ 
ſenes Familienglied des Empfängers ausgehändigt. Sendungen von höherem Wert und telegra⸗ 
phiſche Poſtanweiſungen von mehr als 1250 Gulden dürfen an den Ehemann oder an die Ehefrau des 
Empfängers ausgehändigt werden, ſofern die Ehegatten in häuslicher Gemeinſchaft leben und der 
Poſt gegenüber nicht ausdrücklich andre Beſtimmungen getroffen haben. Betreibt einer der Ehegatten 
ein Handelsgewerbe, ſo dürfen die unter ſeiner Firma oder Geſchäftsbezeichnung eingehenden Sendungen 
an den andern Ehegatten nur beim Vorliegen einer Poſtvollmacht ausgehändigt werden. Im übrigen 
dürfen die Sendungen von höherem Wert nur an den Ee E oder ſeinen en 
ausgehändigt werden. f 
VIII Wert⸗ und Einſchreibſendungen, Poſtanweiſungen und gewöhnliche Pakete mit der Auf 


ſchrift: 
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e ee B.“ | werden an den zuerſt genannten Empfänger (A.), 

An A im Haufe des B.“ ſeinen Bevollmächtigten oder einen andern Emp⸗ 

oder An A. wohnhaft bei B. fangsberechtigten (V und VII) ausgehändigt; 
lautet die Aufſchrift dagegen: 

e d jo dürfen fie ſowohl an den zuerſt genannten Emp⸗ 

„An A. zu Händen des B. ? fänger (A.) als auch an den zuletzt genannten (B.), 
Oder An U. abaiigeben an B. ihre Bevollmächtigten oder andern Empfangsberech⸗ 
oder „An A. für B.“, tigten (V und VII) ausgehändigt werden. 


Mit der Aufſchrift „An die Familie“ verſehene Sendungen, für die die Poſt Gewähr leiſtet, ſind einem 
erwachſenen Familienmitglied auszuhändigen. 

IX Sind Wertbriefe, verſiegelte Wertpakete, Einſchreibbriefſendungen und Poſtanweiſungen vom 
Abſender mit dem Vermerk „Eigenhändig“ verſehen, jo ſind ſie oder die zugehörigen Ablieferungs— 
ſcheine und Paketkarten ($ 38, I) an den Empfänger ſelbſt auszuhändigen ($ 44, X, 3), ſofern nicht der 
Empfänger eine beſondre Vollmacht zum Empfang dieſer Sendungen durch andre hinterlegt hat. Sen⸗ 
dungen an Verſtorbene (XIII) mit dem Vermerk „Eigenhändig“ ſind als unzuſtellbar zu behandeln, 
zollpflichtige Sendungen (XIV) mit dieſem Vermerk der Zoll- oder Steuerſtelle zu übergeben. 

Für die Behandlung der mit dem Vermerk „Eigenhändig“ verſehenen Wertbriefe, verſiegelten 
Wertpakete, Einſchreibbriefſendungen und Poſtanweiſungen wird eine beſondre Gebühr erhoben. 

X Sendungen gegen Rückſchein dürfen nur an den Empfänger ſelbſt oder ſeinen Bevollmächtigten 
ausgehändigt werden. 

XI Einſchreibbriefſendungen, Wertbriefe, Poſtanweiſungsbeträge und verſiegelte Wertpakete dürfen 
nur gegen Empfangsbeſcheinigung ausgehändigt werden. Das gleiche gilt für Päckchen (SG 13, IV), 
gewöhnliche Pakete und unverſiegelte Wertpakete, wenn ein Rückſchein verlangt iſt. Die Perſon, an 
die zugeſtellt wird, hat den Ablieferungsſchein (Rückſchein) oder die auf der Rückſeite der Poſtanweiſung 
oder der Paketkarte vorgedruckte Empfangsbeſcheinigung mit deutſchen oder lateiniſchen Schriftzeichen 
handſchriftlich zu vollziehen. Des Schreibens unkundige oder am Schreiben verhinderte Perſonen unter⸗ 
zeichnen mit Handzeichen, das eine zur Führung eines amtlichen Siegels berechtigte Perſon durch Unter⸗ 
ſchrift und Amtsſiegel zu beglaubigen hat. 

XII Sendungen an Militärperſonen und an Schutzpolizeibeamte in Gemeinſchaftswohnungen, an 
Angeſtellte und Arbeiter größerer Geſchäftsbetriebe oder Behörden, an Kranke in Krankenanſtalten ſo⸗ 
wie an Zöglinge in Erziehungs- und Unterrichtsanſtalten uſw. werden nach beſonderm Abkommen mit 
der zuſtändigen Behörde oder Leitung an Beauftragte ausgehändigt. 

XIII Sendungen an Verſtorbene dürfen den Erben ausgehändigt werden. Dieſe haben ſich 
auf Verlangen durch Vorlegung des Teſtaments, des gerichtlichen Erbſcheins oder einer ſonſtigen, die 
Erbberechtigung beſtätigenden Urkunde auszuweiſen; ſolange dieſer Nachweis nicht erbracht iſt, können 
nur gewöhnliche Briefſendungen (V) ausgehändigt werden. Iſt ein Teſtamentsvollſtrecker, ein Nachlaß⸗ 
pfleger oder Nachlaßverwalter ernannt worden, ſo ſind ihm die Sendungen auszuhändigen. 

XIV Zollpflichtige Sendungen werden der zuſtändigen Zoll- oder Steuerſtelle zur zollamtlichen 
Abfertigung übergeben. Mit der ordnungsmäßigen Übergabe erliſcht die Haftpflicht der Poſt. Die Zoll⸗ 
und Steuervorſchriften werden von der Poſt für den Verfügungsberechtigten erfüllt. 


8 AL 
Zuſtellen der Briefe mit Zuſtellungsurkunde 


Für das Zuſtellen der Briefe mit Zuſtellungsurkunde gelten die Beſtimmungen in den SS 180 bis 
186, 195, 208 und 212 der Zivilprozeßordnung und die Anweiſung über das Verfahren, betreffend die 


e Zuſtellung von Briefen mit Zuſtellungsurkunde (Zentralblatt für das Deutſche Reich 1914, 


\ I 


8 42 
Poſtlagernde Sendungen 
I Poſtſendungen mit dem Vermerk „Poſtlagernd“, mit Ausnahme der Briefe mit Zuſtellungs⸗ 
urlunde ($ 27), werden bei der Beſtimmungspoſtanſtalt aufbewahrt. Die Poſt iſt berechtigt, Pakete 
mit dem Vermerk „Poſtlagernd“ dem Empfänger unter Erhebung der Zuſtellgebühr ($ 38, W) ins 
Haus ſenden Guſtellen) zu laſſen. Gewöhnliche Briefſendungen und Pakete ohne Nachnahme, die nach 
Orten mit Poſthilfſtelle gerichtet find, werden bei der Hilfſtelle aufbewahrt. ? 
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II Die Aufbewahrungsfriſt beträgt 


1. bei Sendungen mit lebenden Tieren 48 Stunden nach dem Eintreffen, 
2. bei Sendungen mit Poſtnachnahme 7 Tage vom Tage nach dem Eintreffen, 
3. bei ſonſtigen Sendungen 14 Tage vom Tage nach dem Eintreffen. 

III Wird ein poſtlagerndes Paket auf Verlangen des Empfängers zugeſtellt, jo wird die Zuſtell⸗ 
gebühr (8 38, V), im Fall der Eilzuſtellung das Eilzuſtellgeld (8 24, IX) erhoben. 

IV Die Sendungen werden dem Empfänger ausgehändigt, wenn er ſich meldet und auf Verlangen 
ausweiſt. Perſonen, die das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, müſſen bei der Abholung poſt⸗ 

lagernder Sendungen auf Verlangen glaubhaft nachweiſen, daß ihre Eltern, Erziehungsberechtigten, 
Lehrherren uſw. mit der Abholung einverſtanden ſind. 

Auf Antrag ſtellt jedes Poſtamt gegen eine Gebühr Poſtausweiskarten aus, die bei allen Poſt⸗ 
anſtalten gelten. 

VI Auf Antrag werden gegen eine Gebühr Poſtlagerkarten ausgeſtellt. Die Gültigkeitsdauer be⸗ 
trägt einen Monat. Auf Verlangen werden Poſtlagerkarten auch für mehrere Monate bis zur Dauer 
eines Jahres ausgeſtellt. Sie berechtigen zum Empfang gewöhnlicher Briefſendungen, die ohne per⸗ 
ſönliche Aufſchrift eingehen und die Bezeichnung „Poſtlagerkarte“ ſowie die in der Karte angegebene 
Nummer tragen. 

VII Wo es die örtlichen Verhältniſſe geſtatten, geben die Poſtanſtalten poſtlagernde Sendungen 
auch außerhalb der Poſtſchalterſtunden aus. Für jede ſolche Nachfrage iſt eine Gebühr vorauszuent- 
richten, die auch dann vereinnahmt bleibt, wenn keine Sendung vorliegt. 


8 43 
Lagern von Paketen 


I Wenn Pakete aus Gründen, die die Poſt nicht zu vertreten hat, lagern, z. B. poſtlagernde 
Pakete, unzuſtellbar zu meldende Pakete, Nachnahmepakete, für die Friſt verlangt wird, ſo wird eine 
Paketlagergebühr für jeden Tag erhoben. Der Geſamtbetrag an Lagergebühr darf den von der Poſt 
beſtimmten Höchſtbetrag nicht überſchreiten. 

II Als gebührenpflichtige Lagertage werden nicht gerechnet 

1. bei Abholerpaketen der Tag des Eingangs des Pakets und der auf ihn folgende Tag ſowie 
der Tag der Aushändigung, 

2. bei den zuzuſtellenden Paketen der Tag des Eingangs des Pakets und der Tag des erſten 
Zuſtellverſuchs ſowie der Tag der Aushändigung. 

Sonntage und allgemeine Feiertage bleiben bei Feſtſetzung des Beginns der gebührenpflichtigen 
Lagerung außer Betracht. : 

III Die Paketlagergebühr iſt vom Empfänger bei der Aushändigung des Pakets zu entrichten. 
Verweigert er die Zahlung, jo iſt die Sendung als unzuſtellbar ($ 47) zu behandeln. 

IV Der Abſender eines Pakets kann durch einen Vermerk auf der Paketkarte und dem Paket ver⸗ 
langen, daß es ihm nach Ablauf der lagergebührenfreien Zeit zurückgeſandt werde. 


8 44 
Abholen der Sendungen 


I Wer feine Sendungen abholen oder abholen laſſen will, muß eine Abholungserklärung in vor- 
geſchriebener Faſſung bei der Poſtanſtalt niederlegen. Für die Beglaubigung der Unterſchrift gelten die 
Beſtimmungen des $ 40, III. Für das Abholen von Zeitungen bedarf es keiner Abholungserklärung. 
Die Poſt iſt berechtigt, für beſtimmte Orte oder Gebiete die Abholung auf gewöhnliche und eingeſchrie— 
bene Briefſendungen und Zeitungen zu beſchränken. Bei Poſthilfſtellen und Poſtagenturen mit ein⸗ 
facherem Betrieb, die ſich mit dem Ausgabedienſt befaſſen, können Poſtſendungen ohne Abgabe einer 
ſchriftlichen Erklärung abgeholt werden. 

1 Wer mit der Poſtanſtalt ein Abkommen wegen Prüfung der Empfangsberechtigung des Ab— 
holenden (§ 48 des Poſtgeſetzes) oder wegen Ausſtellung einer Beſcheinigung über die Stückzahl der 
abgeholten Sendungen getroffen hat, hat dafür eine monatlich vorauszuzahlende Gebühr zu entrichten. 

III Die Poſt kann anordnen, daß dieſelbe Perſon ſich höchſtens zum Empfang von Sendungen für 
drei Abholer melden darf. 

IV Die Aushändigung erfolgt bei der Zuſtellpoſtanſtalt, für Pakete bei dem Paketzuſtellamt, am 
Poſtſchalter innerhalb der Poſtſchalterſtunden ($ 32, II) oder, wenn dem Abholer auf beſondern Antrag 
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ein Schließfach überlaſſen ift, durch Einlegen in bieles Fach, das nach den örtlichen Verhältniſſen auch 
außerhalb der Poſtſchalterſtunden geleert werden kann. Sendungen, die wegen ihrer Größe nicht in die 
Schließfächer gelegt werden können, ferner mit Gebühren belaſtete Sendungen, für die der Empfänger 
die Gebühren nicht ſtunden läßt, oder Nachnahmen ſind am Poſtſchalter in Empfang zu nehmen. 


Für ein Schließfach mit zwei Schlüſſeln wird eine Gebühr erhoben, die nach der Größe des 
Faches bemeſſen wird und vierteljährlich vorauszuentrichten iſt. Das Mietverhältnis gilt zunächſt für 
ein Jahr. Endigt es nicht mit dem Ablauf eines Kalendervierteljahrs, ſo dauert das Mietverhältnis 
bis zu deſſen Ablauf. Wird nicht drei Monate vorher ſchriftlich gekündigt, jo verlängert Dä die Über- 
laſſung auf unbeſtimmte Zeit unter Vorbehalt einer dreimonatigen, nur zum Ende eines Kalender⸗ 
vierteljahrs zuläſſigen ſchriftlichen Kündigung. Beim Todesfall des Schließfachinhabers, bei Verlegung 
des Wohnſitzes oder des Geſchäfts, bei Aufgabe des Geſchäfts oder aus ähnlichen Billigkeitsgründen 
können die Verpflichteten auf Antrag ſchon vor Ablauf der Überlaſſungsdauer aus ihrer Verbindlichkeit 
entlaſſen werden. 

Die Poſt iſt zur Überlaſſung eines Schließfachs nicht verpflichtet. Sie iſt berechtigt, es jederzeit 
zu entziehen; die zuviel erhobene Gebühr wird erſtattet. 


VI Sendungen, in deren Aufſchrift außer dem eigentlichen Empfänger eine zweite Perſon derart 
benannt wird, daß auch dieſe nach S 40, IV und VIII empfangsberechtigt it, können von der zweiten 
Perſon auf Grund einer für die eigenen Poſtſendungen gegebenen Abholungserklärung abgeholt werden. 
Dasſelbe gilt für gewöhnliche Briefſendungen und gewöhnliche Pakete, wenn ein Gaſthof als Wohnung 
genannt iſt und der Gaſtwirt zu den Abholern gehört. 


VII Für die Zuſtellung oder Abholung von gewöhnlichen Paketen, Wertſendungen oder Geld- 
beträgen zu Poſtanweiſungen gelten als zuſammengehörig 
1. Pakete und Paketkarten oder Ablieferungsſcheine, 

2. Wertbriefe und Ablieferungsſcheine, 
3. Poſtanweiſungen und die Geldbeträge, gleichviel, ob dieſe dem Empfänger bar ausgezahlt 
oder auf ein Poſtſcheckkonto oder Bankkonto überwieſen werden. i 
VIII Die gewöhnlichen Briefſendungen werden für den Abholer während der Poſtſchalterſtunden 
ſpäteſtens eine halbe Stunde nach Ankunft bereitgeſtellt; die Friſt kann von der Poſt verlängert werden. 


IX Bei eingeſchriebenen Briefſendungen und bei Wertbriefen wird dem Abholer zunächſt nur der 
Ablieferungsſchein, bei Paketen nur die Paketkarte oder der Ablieferungsſchein und bei Poſtanweiſungen 
nur die Poſtanweiſung ohne den Betrag ausgehändigt. 

X Die Zuſtellung erfolgt trotz der Abholungserklärung des Empfängers, 

1. wenn der Abſender die Eilzuſtellung verlangt hat; 

2. wenn es ſich um Briefe mit Zuſtellungsurkunde oder Poſtaufträge handelt; 

3. wenn Wertbriefe, verſiegelte Wertpakete, Einſchreibbriefſendungen oder Poſtanweiſungen vom 
Abſender mit dem Vermerk „Eigenhändig“ verſehen ſind; 

4. wenn der Empfänger Sendungen mit lebenden Tieren ($ 5) nicht binnen 24 Stunden nach 
dem Eintreffen abholen läßt. 

8 45 
Aushändigung der Sendungen und Geldbeträge gegen Nückgabe der Paketkarten, Ablieferungsſcheine 
und Poſtanweiſungen 

I Nach Aushändigung der Paketkarten, Ablieferungsſcheine und Poſtanweiſungen (§ 38, I und 
V. S 40, V und VII, § 44, IX) werden die abzuholenden Sendungen und Geldbeträge während der 
Poſtſchalterſtunden an den ausgehändigt, der ſich zur Abholung meldet und bei gewöhnlichen Paketen 
ſowie bei unverſiegelten Wertpaketen (§ 16, II und $ 18, I) die Paketkarte, bei Einſchreibbriefſendungen, 
Wertbriefen, verſiegelten Wertpaketen (§ 18, II) und Poſtanweiſungsbeträgen die mit dem Namen 
des Empfangsberechtigten unterſchriebene Empfangsbeſcheinigung (Paketkarte, Ablieferungsſchein, Poſt⸗ 
anweiſung) abgibt. 

H Die Echtheit der Unterſchrift und des etwa auf den Ablieferungsſchein uſw. gedruckten Siegels 
ſowie die Berechtigung des Überbringers zu prüfen, liegt der Poſt nach § 49 des Geſetzes über das 
Poſtweſen nicht ob. 

II Anterläßt der Empfänger, die Sendungen oder Geldbeträge bei der Poſtanſtalt abzufordern, 
ſo werden ſie am achten Tage, vom Tage nach dem Eingang an gerechnet, als unzuſtellbar behandelt. 

Sendungen mit lebenden Tieren (8 5) werden nach Ablauf von 24 Stunden nach dem Eingang 
zugeſtellt (S 44, X) oder unzuſtellbar behandelt. 


567 


8 46 
Nachſendung der Poſtſendungen; berweiſung von Zeitungen 

I Hat der Empfänger feinen Aufenthalts⸗ oder Wohnort verändert und iſt ſein neuer Aufent⸗ 
halts⸗ oder Wohnort bekannt, ſo werden gewöhnliche und eingeſchriebene Briefſendungen und Poſt⸗ 
anweiſungen nachgeſandt, wenn nicht er oder der Abſender anders beſtimmt hat. Dasſelbe gilt von den 
Poſtaufträgen nebſt ihren Anlagen, falls der Abſender nicht ſofortige Rückſendung oder Weitergabe 
zum Proteſt oder Abſendung an eine andre, namentlich bezeichnete Perſon verlangt hat. 
Nachſendungsanträge verlieren nach Ablauf einer von der Poſt zu beſtimmenden Friſt ihre Wirk⸗ 
ſamkeit. 

II Pakete und Wertbriefe werden nur nachgeſandt, wenn es der Abſender oder der Empfänger 
verlangt. 

III Hat der Abſender durch einen Vermerk in der Aufſchrift, der bei Paketen auf der Paketkarte 
wiederholt ſein muß, die Nachſendung ausgeſchloſſen, jo darf ſie auch auf Antrag des Empfängers (I und 
II) nicht ſtattfinden. 

IV Für gewöhnliche Pakete wird im Fall der Nachſendung die Paketgebühr, für Zeitungspakete 
(S 14, VI) die ermäßigte Paketgebühr, für Wertſendungen die Paket⸗ oder die Briefgebühr und die 
Verſicherungsgebühr, bei verſiegelten Wertpaketen (§ 18, II) und Wertbriefen außerdem die Einſchreib⸗ 
gebühr von Beſtimmungsort zu Beſtimmungsort neu angeſetzt. Hinſichtlich der Erhebung von Zuſtell⸗ 
gebühren ($ 38, V) werden nachgeſandte Pakete ebenſo behandelt wie andre eingegangene Pakete. 
Für andere Sendungen als Pakete und Wertſendungen findet kein neuer Gebührenanſatz ſtatt; Poſt⸗ 
anweiſungs⸗ und Poſtauftragsgebühren, die Einſchreibgebühr für Briefſendungen ſowie die Vorzeige⸗ 
gebühr für Nachnahmeſendungen werden nicht noch einmal berechnet. Für dringende Pakete wird die 
dreifache Paketgebühr noch einmal angeſetzt, wenn der Abſender oder der Empfänger ausdrücklich 
verlangt hat, daß das Paket auch bei der Nachſendung als dringend behandelt wird. 

V Aberſchreiten gewöhnliche und eingeſchriebene Briefe und Poſtkarten den Geltungsbereich der 
Ortsgebühr des Aufgabepoſtorts ($ 6), jo unterliegen ſie der Ferngebühr. 

VI Eine bei einer Poſtanſtalt beſtellte Zeitung wird auf Verlangen des Beziehers gegen Entrich⸗ 
tung einer Gebühr an eine andre Poſtanſtalt überwieſen. Die Gebühr wird auch für jede folgende 
Überweiſung, nicht aber für die Rücküberweiſung nach dem früheren Bezugsort erhoben. 

Verlagsſtücke können unter beſondern, von der Poſt feſtzuſetzenden Bedingungen ſowohl auf Antrag 
des Beziehers als auch des Verlegers überwieſen werden. 


§ 47 
Behandlung unzuſtellbarer Poſtſendungen am Beſtimmungsort 

I Poſtſendungen gelten als unzuſtellbar, 

1. wenn der Empfänger am Beſtimmungsort nicht zu ermitteln und die Nachſendung nach 
§ 46 unmöglich oder unzuläſſig iſt; 

2. wenn die Annahme verweigert wird; 

3. wenn eine Sendung mit dem Vermerk „Poſtlagernd“ nicht innerhalb 14 Tagen vom Tage 
nach dem Eintreffen, bei Sendungen mit lebenden Tieren ($ 5) nicht ſpäteſtens innerhalb 
48 Stunden nach dem Eintreffen von der Poſtanſtalt abgeholt wird; 

4. wenn eine Sendung mit Poſtnachnahme, auch wenn ſie mit „Poſtlagernd“ bezeichnet iſt, nicht 
innerhalb 7 Tagen vom Tage nach dem Eingang eingelöſt wird; 

5. wenn Sendungen an Abholer nicht innerhalb 7 Tagen vom Tage nach dem Eingang in 
Empfang genommen werden ($ 45, III); 

6. wenn die Sendung Loſe oder Anerbieten zu einem Glücksſpiel enthält, an dem ſich der Emp⸗ 
fänger nach den Geſetzen nicht beteiligen darf, und wenn ſie ſofort nach dem Offnen an die 
Poſtanſtalt zurückgegeben wird. 

II Der Empfänger kann die Annahme einer für ihn eingegangenen Poſtſendung verweigern. Der 
Grund der Verweigerung braucht nicht angegeben zu werden. Die Annahmeverweigerung muß in der 
Regel ſogleich bei der Zustellung oder der Abholung der Sendung erklärt werden. Die Verweigerung 
der Empfangsbeſcheinigung ($ 40, XI), bei Sendungen gegen Rückſchein auch die Weigerung, den 
Rückschein zu vollziehen, gilt als Verweigerung der Annahme der Sendung ſelbſt. Der Empfänger 
darf von dem Inhalt der Sendung, deren Annahme er verweigert, keine Kenntnis nehmen und daher 
die Sendung nicht öffnen, auch nicht in Gegenwart des Schalterbeamten oder des Zuſtellers. 

Bei Nachnahmekarten iſt dem Empfänger auf Verlangen vor ſeiner Erklärung über die Annahme 
oder die Annahmeverweigerung die Einſichtnahme zu geſtatten. 
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III Die unzuſtellbare Sendung it unverzüglich an den Abſender zurückzuſenden. 

Die Rückſendung unterbleibt 

1. bei wertloſen Drucksachen, wenn nicht der Abſender die Rücksendung durch einen Vermerk auf 
der Außenſeite der Sendung verlangt hat; 

2. bei Paketen in den Fällen zu J unter 1 bis 5, wenn der Abſender durch einen Vermerk auf 
der Aufſchriftſeite der Paketkarte und des Pakets anderweit Beſtimmung getroffen hat. Die 
Beſtimmung hat zu lauten: „Wenn unzuſtellbar, Meldung“ oder „Wenn unzuſtellbar, an 
N. in N.“. Über die Sendungen mit lebenden Tieren und über die Pakete mit leicht ver- 
derblichem Inhalt L § 5, I. Hat der Abſender ſofortige Rückſendung ſchon nach dem erſten 
vergeblichen Zuſtellverſuch verlangt (SG 21, VII), fo at danach zu verfahren; 

3. bei Paketen, Wertbriefen oder Poſtanweiſungen, wenn der Empfänger aus der Aufſchrift 
nicht ſicher erkennbar iſt, und wenn bei den Poſtanweiſungen der Abſender angegeben iſt. 
In dieſen Fällen iſt zunächſt eine Unzuſtellbarkeitsmeldung zu erlaſſen. 

IV Die Unzuſtellbarkeitsmeldungen find dem Abſender der unzuſtellbaren Sendung unmittelbar 
zu überſenden. Für die Meldung hat der Abſender eine Gebühr auch dann zu entrichten, wenn er die 
Annahme der Meldung verweigert oder die Meldung unbeantwortet läßt. Über die Paketlagergebühr 
ds 

über ein unzuſtellbar gemeldetes Paket kann der Abſender dahin verfügen, daß entweder die 
Zuſtellung nochmals an den urſprünglichen Empfänger oder an eine zweite und nötigenfalls an eine dritte 
Perſon innerhalb des Freiſtadtgebiets erfolgen ſoll oder daß das Paket an ihn ſelbſt zurückgeſandt, 
auf ſeine Rechnung und Gefahr verkauft oder der Poſt preisgegeben wird. 

Iſt keine der vom Abſender verfügten Zuſtellungen ausführbar, jo wird das Paket ohne noch⸗ 
malige Unzuſtellbarkeitsmeldung an den Abſender zurückgeſandt. 

Gibt er die Sendung preis, ſo bleibt er trotzdem verpflichtet, die Gebühren zu entrichten, ſoweit 
ſie nicht durch den Verkauf des Pakets gedeckt werden. 

Solange keine abweichende Verfügung des Abſenders vorliegt, iſt die Beſtimmungspoftanſtalt zur 
nachträglichen Aushändigung oder Nachſendung eines unzuſtellbar gemeldeten Pakets an den Emp⸗ 
fänger berechtigt. 

VI Gibt der Abſender ſeine Erklärung nicht binnen 7 Tagen nach Empfang der Benachrichtigung 
ab, ſo wird die Sendung, ſofern ſie nicht dem Empfänger nachträglich ausgehändigt worden iſt, an 
ihn zurückgeſandt. 

VII Iſt bei Sendungen, die ſchnell verderben, nach Anſicht der Beſtimmungspoſtanſtalt zu be⸗ 
fürchten, daß der Inhalt auf dem Rückweg verdirbt, ſo wird von der Rückſendung abgeſehen und der 
Inhalt für Rechnung des Abſenders verkauft (§ 5, J). 

VIII Der Grund der Rückſendung oder des Verkaufs wird auf der Briefſendung oder auf der 
Paketkarte uſw. vermerkt. 

IX Die zurückzuſendenden Gegenſtände dürfen mit Ausnahme der unter I, 6 bezeichneten nicht ge- 
öffnet ſein. Hat eine Perſon irrtümlich einen Brief geöffnet, ſo ſoll ſie dies unter Namensunterſchrift 
auf der Rückſeite beſcheinigen. 

X Für die Rücksendung iſt bei gewöhnlichen Paketen die Paketgebühr, bei Zeitungspaketen ($ 14, 
VI) die ermäßigte Paketgebühr, bei Wertſendungen die Paket⸗ oder Briefgebühr und die Verſicherungs⸗ 
gebühr, bei verſiegelten Wertpaketen (§ 18, II) und bei Wertbriefen außerdem die Einſchreibgebühr zu 
entrichten. Bei andern Sendungen findet kein neuer Gebührenanſatz ſtatt; Poſtanweiſungs⸗ und Poſt⸗ 
auftragsgebühren, die Einſchreibgebühr für Briefſendungen ſowie die Vorzeigegebühr für Nachnahme⸗ 
ſendungen werden nicht noch einmal berechnet. Dagegen wird für dringende Pakete die dreifache Paket⸗ 
gebühr angeſetzt, wenn der Abſender ausdrücklich verlangt hat, daß das Paket auch bei der Rüd- 
ſendung als „Dringend“ behandelt wird. 

S 48 
Behandlung unzuſtellbarer und unzuläſſiger Poſtſendungen am Aufgabeort oder am Wohnort des Ab⸗ 
i ſenders; Behandlung aufſchriftloſer Poſtſendungen 

= I Die als unzuſtellbar nach dem Aufgabeort zurückgelangten ſowie die als unzuläſſig von der Poſt⸗ 
beförderung ausgeſchloſſenen Sendungen werden an den Abſender zurückgegeben. Wohnt dieſer nicht am 
Aufgabeort, jo werden die Sendungen ihm nach den Beſtimmungen des § 46, IV und V nachgeſandt. 
= II Die Aushändigung an den Abſender geſchieht nach denſelben Beſtimmungen wie an den Emp⸗ 
fänger. Iſt die Zuſtellgebühr für Pakete vorausbezahlt, jo hat der Abſender keine Zuſtellgebühr zu 
entrichten; vorausbezahlte Zuſtellgebühr wird nicht erſtattet, wenn das Paket abgeholt wird. 
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III Kann die Poſtanſtalt am Aufgabeort den Abſender nicht ermitteln, fo wird die Sendung an 
eine Dienſtſtelle, die von der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung mit der Befugnis zum Offnen unzu⸗ 
ſtellbarer oder unanbringlicher Sendungen beſonders beauftragt iſt, eingeſandt und dort nötigenfalls 
geöffnet. In gleicher Weiſe wird bei Poſtſendungen, deren Aufſchrift ganz oder teilweiſe fehlt, verſucht, 
den Empfänger und den Beſtimmungsort oder den Abſender und den Aufgabeort zu ermitteln. Die 
mit dem Offnen beauftragten Beamten ſind zu ſtrenger Verſchwiegenheit beſonders verpflichtet; ſie 
haben möglichſt nur die Unterſchrift, die Angabe des Wohnorts und der Wohnung (Straße und Haus⸗ 
nummer) ſowie erforderlichenfalls die innere Aufſchrift und Anrede feſtzuſtellen, ſich aber jeder weiteren 
Durchſicht zu enthalten. Die Sendung wird darauf mit Siegelmarken oder Dienſtſiegel, die eine ent⸗ 
ſprechende Inſchrift tragen, wieder verſchloſſen. 

IV Wenn der Abſender ermittelt wird, aber die Annahme verweigert oder innerhalb 7 Tagen 
nach Aushändigung der Paketkarte oder des Ablieferungsſcheins oder der Poſtanweiſung die Sendung 
oder den Geldbetrag nicht abholen läßt, ſo können die Gegenſtände zum Beſten der Poſtunterſtützungs⸗ 
kaſſe verkauft oder verwendet, Briefe und die zum Verkauf nicht geeigneten wertloſen Gegenſtände aber 
vernichtet werden. 

V Sit der Abſender auch mit Hilfe der unter III bezeichneten Dienſtſtelle nicht zu ermitteln, fo 
werden gewöhnliche Briefſendungen und die zum Verkauf nicht geeigneten wertloſen Gegenſtände nach 
Verlauf von drei Monaten, vom Tage ihres Eingangs bei dieſer Dienſtſtelle gerechnet, vernichtet. 
Dagegen iſt der Abſender bei Einſchreibſendungen, bei Wertbriefen, bei gewöhnlichen Briefen, in 
denen ſich Gegenſtände von Wert vorgefunden haben, bei Poſtanweiſungen und bei Paketen mit oder ohne 
Wertangabe öffentlich aufzufordern, innerhalb 4 Wochen die unzuſtellbaren Gegenſtände in Empfang 
zu nehmen. Die Aufforderung muß die Sendung, ihren Aufgabe⸗ und Beſtimmungsort, Empfänger 
und Tag der Einlieferung bezeichnen. Die Bekanntmachung erfolgt durch Aushang im Schalterraum 
der Aufgabepoſtanſtalt. Inzwiſchen lagern die Sendungen auf Gefahr des Abſenders. Sachen, die 
ſchnell verderben, können ſofort verkauft werden. 

VI Bleibt die öffentliche Aufforderung ohne Erfolg, ſo werden die Sendungen oder Geldbeträge 
zum Beſten der Poſtunterſtützungskaſſe verkauft oder verwendet, Briefe und zum Verkauf uſw. nicht 
geeignete Gegenſtände aber vernichtet. 

8 49 
Laufſchreiben über Poſtſendungen, Anträge auf Anſtellung von Nachforſchungen 


I Wird der Erlaß eines Laufſchreibens verlangt, jo it dafür eine Gebühr für jede Sendung zu 
entrichten. Sie wird erſt erhoben, wenn die ordnungsmäßige Aushändigung der Sendung an den Emp⸗ 
fänger feſtgeſtellt wird oder wenn ſich herausſtellt, daß der Anlaß zu dem Laufſchreiben nicht durch die 
Poſt gegeben iſt. 

II Unter der gleichen Vorausſetzung hat der Antragſteller die Koſten für umfangreiche Nach⸗ 
forſchungen zu erſtatten. Ihre vermutliche Höhe iſt ihm vor Einleitung von Nachforſchungen bekannt⸗ 
zugeben; auf Verlangen hat er einen angemeſſenen Betrag zu hinterlegen. 

Dasſelbe gilt hinſichtlich der Koſten umfangreicher Ermittlungen oder zeitraubender Feſtſtellungen, 
die zur Erteilung einer Auskunft auf Antrag vorzunehmen ſind. 


$ 50 
Verkauf von Poſtwertzeichen 

1 Die Poſtwertzeichen werden zum Nennwert verkauft. Für Freimarken in Rollen und für ge⸗ 
ſtempelte Poſtkarten kann zur Deckung der beſonderen Herſtellungskoſten ein Zuſchlag erhoben werden. 

II Poſtwertzeichen werden von den Poſtanſtalten, den Poſthilfſtellen und amtlichen Verkaufſtellen 
und in kleinen Mengen auch von den Landzuſtellern verkauft. Die Landzuſteller nehmen, wenn ihr Vor⸗ 
rat nicht reicht, auch Beſtellungen auf Poſtwertzeichen an. 

III Außer Umlauf geſetzte Poſtwertzeichen werden innerhalb der durch den Staatsanzeiger für 
Danzig und andre öffentliche Blätter bekanntzumachenden Frist bei den Poſtanſtalten zum Nennwert 
gegen gültige umgetauſcht. Nach Ablauf der Friſt hört der Umtauſch auf. 

IV Die Poſt iſt nicht verpflichtet, Poſtwertzeichen bar einzulöſen oder umzutauſchen. 

V Freimarkenſtempel, die aus geſtempelten Formblättern, Umſchlägen uſw. ausgeſchnitten find, 
dürfen nicht zum Freimachen benutzt werden. 

S 51 
Zahlung der Gebühren 

I Auf die freizumachenden Briefſendungen und auf die Poſtanweiſungen hat der Abſender vor der 

Einlieferung die erforderlichen Freimarken zu kleben. Die Sendungen können außer durch Freimarken 


570 
auch durch Stempelabdrücke (Freiſtempel) von Barfreimachungsmaſchinen, Freimachungshandſtempeln 
oder Freiſtemplern freigemacht werden, die amtlich zugelaſſen ſind und nach den von der Poſt feſt⸗ 
geſetzten Beſtimmungen gehandhabt werden. Die Freimarken werden durch Stempel entwertet, deren 
Form und Inſchrift die Poſt beſtimmt. 

I Reicht die am Abgangsort entrichtete Gebühr nicht aus, jo hat der Empfänger die Nach- 
gebühr (§ 1, III) zu zahlen. Wird die Nachzahlung verweigert, jo gilt dies bei gewöhnlichen Brief- 
ſendungen ſowie bei allen Sendungen vom Ausland als Verweigerung der Annahme. Bei unzureichend 
freigemachten Einſchreibſendungen aus dem Inland kann der Empfänger die Auslieferung ohne Ge— 
bührenzahlung verlangen, wenn er den Abſender namhaft macht und den Briefumſchlag zurückgibt. 
Die Nachgebühr hat alsdann der Abſender zu entrichten. 

III Verweigert der Empfänger die Annahme einer Sendung oder kann er nicht ermittelt werden, 
ſo iſt der Abſender verpflichtet, die Gebühren zu zahlen, ſelbſt wenn er die Sendung nicht zurück⸗ 
nehmen will. Dies gilt auch für die Nachſendung, wenn ſie der Abſender nicht ausgeſchloſſen hatte 
(8 46, III). 

IV Für Sendungen, die erweislich während der Poſtbeförderung verlorengegangen ſind, werden 
keine Gebühren erhoben; gezahlte Beträge, außer der Verſicherungsgebühr, werden erſtattet. Dasſelbe 
gilt von beſchädigten Sendungen, deren Annahme der Empfänger verweigert, wenn die Poſt den 
Schaden zu vertreten hat. 

Hat der Empfänger die Sendung angenommen, jo iſt er zur Zahlung der Gebühren ver⸗ 
pflichtet und kann ſich davon durch ſpätere Rückgabe der Sendung nicht befreien. Über die Ausnahme 
bei Einſchreibſendungen ſ. II. Nachforderungen an Gebühren für Sendungen, die nachträglich als unzu⸗ 
reichend freigemacht erkannt werden, hat der Abſender zu berichtigen, wenn der Empfänger die Zahlung 
ablehnt. Nachforderungen an zuwenig bezahlten Gebühren verjähren innerhalb eines Jahres nach der 
Einlieferung der Sendung. 

Staatsbehörden können nach der Annahme und dem Offnen einer Sendung die darauf haftenden 
Gebühren vom Abſender durch die Poſtanſtalten einziehen laſſen; dazu bedarf es bei Poſtkarten eines 
ſchriftlichen Antrags; bei andern Sendungen genügt die Rückgabe der Umſchläge. 

VI Für die Stundung von Gebührenbeträgen uſw. iſt eine Gebühr für jeden vollen oder an⸗ 
gebrochenen Gulden monatlich zu entrichten unter Berechnung eines monatlichen Mindeſtſatzes an Stun⸗ 
dungsgebühr. Sie wird nicht erhoben, wenn keine Gebühr zu ſtunden war. Die Poſt iſt zur Stundung 


nicht verpflichtet. 
Abſchnitt II 
Beförderungsdienſt 
1. Perſonenpoſten 
$ 52 
Beförderungsgelegenheiten 

1 Die Poſt unterhält zur Beförderung von Perſonen Kraftwagenpoſten. Sie ſind ordentliche 
Poſten. 

II Für die Beförderung find die vorhandenen Beförderungsmittel und die vorhandenen Plätze 
maßgebend. 

III Die Poſt führt Sonderfahrten mit Kraftfahrzeugen aus, wenn Bedienſtete und Fahrzeuge 
zur Verfügung ſtehen und die zu benutzenden Straßen ſich in einem zum Befahren mit Kraftfahr⸗ 
zeugen geeigneten Zuſtand befinden. Die Beförderung mit Sonderfahrten gilt als Extrapoſtbeför⸗ 
derung im Sinne des Poſtgeſetzes vom 28. Oktober 1871. 

ER 
Von der Beförderung ausgeſchloſſene Perſonen 
I Von der Beförderung find ausgeſchloſſen 
1. Perſonen mit anſteckenden Krankheiten oder ſolche Perſonen, deren Zuſtand den Mitreiſenden 
läſtig fallen würde; 


2. Perſonen, die die vorgeſchriebene Ordnung nicht beachten, den Anordnungen der zuſtändigen 


Poſtbedienſteten ſich nicht fügen, durch ihr Benehmen oder durch Unreinlichkeit Mitreiſende 
beläſtigen würden; 


3. Gefangene; 
4. Perſonen mit geladenen Schußwaffen. 
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II Perſonen, die während der Fahrt von der Beförderung ausgeſchloſſen werden, haben keinen 
Anſpruch auf Erſtattung des Fahrgeldes oder der Gepäckgebühr. 

III Perſonen, die an einer anſteckenden Krankheit erkrankt waren oder einer ſolchen Krankheit 
verdächtig ſind, können zur Beförderung zugelaſſen werden, wenn die Zuläſſigkeit der Beförderung 
ärztlich beſcheinigt iſt. 

Das Mitführen von Hunden oder von kleineren andern Tieren wird nicht beanſtandet, wenn die 
Tiere ohne Beläſtigung der Mitreiſenden untergebracht werden können. 

IV über den Ausſchluß von der Beförderung entſcheidet in zweifelhaften Fällen der zuſtändige 
Poſtbedienſtete nach pflichtmäßigem Ermeſſen. 

8 54 
Fahrten e 

I Zur Beförderung dienen die regelmäßig nach beſtimmtem Fahrplan und die nach Bedarf ver- 
kehrenden Fahrten. 

Die Ausführung von Bedarfsfahrten unterliegt dem Ermeſſen der Poſt. 

IJ Die Fahrpläne werden nach Bedarf vor dem Inkrafttreten veröffentlicht ſowie bei den Poſt⸗ 
anſtalten der Linie ausgehängt. Aus ihnen müſſen die Halteſtellen und Fahrzeiten hervorgehen. 

Für die Durchführung des Betriebs ſind ausſchließlich die ausgehängten Fahrpläne maßgebend. 

8 55 
Fahrgeld 

Das Fahrgeld wird nach den von der Poſt beſtimmten Sätzen erhoben. Für Bedarfsfahrten gelten 
die gleichen Fahrgeldſätze wie für fahrplanmäßige Fahrten. Die Poſt iſt berechtigt, für die Voraus⸗ 
beſtellung eines Platzes eine Gebühr zu erheben. 

8 56 
Fahrſcheine 

I Der Reiſende erhält gegen Entrichtung des Fahrgeldes einen Fahrſchein. 

II Der Fahrſchein berechtigt zu der Fahrt, für die er gelöſt iſt. 

III Die Fahrſcheine ſind nicht übertragbar. 

IV Es iſt Sache des Reiſenden, den Fahrſchein auf ſeine Richtigkeit zu prüfen. 

*Die Poſt kann verlangen, daß das Fahrgeld abgezählt entrichtet wird. 

VI Fahrſcheine werden an den Anfangsorten nur ausgegeben, ſoweit Plätze verfügbar ſind. 

Die Annahme von Reiſenden unterwegs iſt davon abhängig, daß in dem Wagen noch freie Plätze 
vorhanden ſind. 

S 57 
Zurücknahme von Fahrſcheinen 

I Das Fahrgeld wird erſtattet, 

1. wenn und ſoweit die Poſt die durch die Annahme des Reiſenden eingegangene Verbindlich⸗ 
keit ohne ſein Verſchulden nicht erfüllen kann; 

2. wenn der Reiſende an der Fahrt nicht teilnehmen kann und die Erſtattung mindeſtens 15 Mi⸗ 
nuten vor der planmäßigen Abfahrt beantragt. 

II Der Reiſende muß den Fahrſchein zurückgeben und den Empfang des erſtatteten Betrags be⸗ 
ſcheinigen. 

S 58 
Ausführung der Fahrten 

1 Der Reiſende hat ſich zum Antritt der Reiſe an der im Fahrplan bezeichneten Halteſtelle recht⸗ 
zeitig einzufinden und nach Eintreffen am Reiſeziel den Wagen zu verlaſſen. 

II Die mit Fahrſcheinen von weiterher angekommenen Reiſenden haben den Vorzug vor neu 
hinzutretenden. Reiſende mit Fahrſcheinen für die längere Strecke haben hinſichtlich der Wahl unter 
den freien Plätzen den Vorzug vor Reiſenden mit Fahrſcheinen für die kürzere Strecke; bei gleichen 
Strecken entſcheidet die frühere Löſung des Fahrſcheins. 

III Der Reiſende darf beim Einſteigen für ſich und jede mit ihm reiſende Perſon je einen Platz be⸗ 
legen. Wer ſeinen Platz verläßt, ohne ihn deutlich erkennbar zu belegen, verliert den Anſpruch darauf. 

IV Wer die Fahrt verſäumt oder an Zwiſchenenorten den Wagen verläßt und zur Abfahrtszeit 
nicht wieder zurückgekehrt iſt, hat keinen Anſpruch auf Erſtattung des Fahrgeldes und der Gepäckgebühr. 
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V Die verſpätete Abfahrt oder Ankunft oder das Ausfallen einer Fahrt oder Unrichtigkeiten im 
Fahrplan begründen keinen Anſpruch auf Entſchädigung. 
VI Zurüdgelaffene Gegenſtände unterliegen im Falle der Unanbringlichkeit den Beſtimmungen im 
§ 48. 
S 59 
Reiſegepäck 


I Jedem Reiſenden iſt die Mitnahme von Reiſegepäck inſoweit unbeſchränkt geſtattet, als die ein⸗ 
zelnen Gegenſtände als Poſtſendungen geeignet ſind. 

Kleine Gegenſtände, die ohne Beläſtigung der andern Reiſenden im Perſonenraum untergebracht 
werden können, dürfen die Reiſenden unter eigener Aufſicht bei ſich führen. Gefährliche Gegenſtände, 
namentlich geladene Schußwaffen, exploſionsgefährliche, leicht entzündliche, ätzende und übelriechende 
Stoffe ſind von der Mitnahme ausgeſchloſſen. Der Zuwiderhandelnde haftet für jeden hieraus ent⸗ 
ſtehenden Schaden. Die Poſtbedienſteten ſind berechtigt, ſich von der Beſchaffenheit der mitgenommenen 
Gegenſtände zu überzeugen. Perſonen, die in Ausübung des öffentlichen Dienſtes eine Schußwaffe 
führen, ferner Jäger dürfen Handmunition mitnehmen. 


Andres Reiſegepäck muß bei der Poſtanſtalt oder beim Wagenführer eingeliefert werden. 


Fahrräder, Sportgeräte und zuſammenklappbare Kinderwagen werden als Reiſegepäck nur nach 
Maßgabe des verfügbaren Laderaums und auf Haftung der Reiſenden angenommen. Als Gewicht 
eines Fahrrads werden für die Berechnung der Gepäckgebühr 20 kg zugrunde gelegt. 


I In Orten mit Poſtanſtalt muß das Reiſegepäck, ſoweit es von den Reiſenden nicht im Per⸗ 
ſonenraum mitgeführt werden darf, ſpäteſtens 15 Minuten vor der Abfahrt unter Vorzeigung des 
Fahrſcheins bei der Poſtanſtalt eingeliefert werden. Erfolgt die Einlieferung ſpäter, ſo hat der Rei⸗ 
ſende auf die Mitbeförderung des Gepäcks nur dann zu rechnen, wenn durch deſſen Annahme und 
Verladung die Abfahrt nicht verzögert wird. Beim Übergang von einer Perſonenpoſt oder Eiſenbahn 
auf eine unmittelbar anſchließende Perſonenpoſt wird das Gepäck angenommen, ſolange der Reiſende 
ohne Verſäumnis der Perſonenpoſt zur Weiterfahrt zugelaſſen werden kann. 

III Der Reiſende erhält über das eingelieferte Reiſegepäck einen Gepäckſchein. 

Das Reiſegepäck wird nur für den Wagen zur Beförderung angenommen, den der Reiſende ſelbſt 
zur Fahrt benutzt. 

Dem Reiſenden kann die Verfügung über das eingelieferte Reiſegepäck nur während des Aufent⸗ 
halts an Orten mit Poſtanſtalten und nur gegen Aushändigung des Fahrſcheins und des Gepäck⸗ 
ſcheins geſtattet werden. 

Reiſende nach Zwiſchenorten müſſen ihr Reiſegepäck bei der zuletzt berührten Poſtanſtalt in Emp⸗ 
fang nehmen. 


IV Die Reiſenden find verpflichtet, der zoll⸗ oder ſteueramtlichen oder der ſonſtigen verwaltungs⸗ 
behördlichen Abfertigung des Reiſegepäcks beizuwohnen. 


Für den durch Nichtbeachtung dieſer Beſtimmung entſtehenden Schaden wird kein Erſatz geleiſtet. 


* Das Reiſegepäck wird gegen Rückgabe des Gepäckſcheins ausgeliefert. Die Volt iſt nicht ver⸗ 
pflichtet, die Berechtigung des Inhabers des Gepäckſcheins zu prüfen. 


Der Inhaber des Gepäckſcheins iſt berechtigt, am Beſtimmungsort die Auslieferung des Reiſegepäcks 
zu verlangen, ſobald die zur Bereitſtellung des Reiſegepäcks und etwa zur zoll⸗ oder ſteueramtlichen 
oder ſonſtigen verwaltungsbehördlichen Abfertigung des Reiſegepäcks erforderliche Zeit abgelaufen iſt. 


Wird der Gepäckſchein nicht beigebracht, ſo iſt die Poſt zur Auslieferung des Reiſegepäcks nur 
verpflichtet, wenn die Empfangsberechtigung glaubhaft gemacht wird; auch kann Sicherheitsleiſtung ver⸗ 
langt werden. 


Der Reiſende hat das Gepäck in der Regel ſogleich nach Ankunft am Beſtimmungsort und nach 
Bereitſtellung des Reiſegepäcks in Empfang zu nehmen. Er kann es indeſſen auch ſpäter innerhalb der 
gewöhnlichen Dienſtſtunden abholen. Für die einſtweilige Aufbewahrung wird vom Tage nach der An⸗ 
kunft eine Lagergebühr ($ 43) erhoben. 


VI Jeder Reiſende kann Reiſegepäck bis zum Geſamtgewicht von 50 kg einliefern. Für einzelne 
Strecken kann ein höheres oder geringeres Geſamtgewicht feſtgeſetzt werden. Die Gebühr für das Reiſe⸗ 
gepäck und die etwaige Verſicherungsgebühr werden nach den von der Poſt beſtimmten Sätzen er⸗ 
hoben, ſie werden nach denſelben Grundſätzen erſtattet wie das Fahrgeld (§ 57). 
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S 60 
Beförderungsbedingungen im einzelnen 


Die Poſt erläßt die näheren Beſtimmungen für die Durchführung der Perſonenbeförderung. 
2. Luftpoſtbeförderung 


S 61 
Beförderungsbedingungen 


Die Bedingungen für die Luftpoſtbeförderung werden durch beſondere Anordnungen der Poſt feſt⸗ 


geſetzt. 
Abſchnitt III 
Schluß beſtimmungen 


8 62 
Nichthaftung für Erteilung unrichtiger Auskunft 


Die Poſt haftet nicht für Schäden, die durch Exteilung einer unrichtigen Auskunft entſtehen. 


8 63 
Inkrafttreten 


Gegenwärtige Poſtordnung tritt am 1. Dezember 1933 in Kraft. 
Danzig, den 1. November 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Hoppenrath 
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Anlage zur Poſtordnung. 


Überficht der Voſlgebühren 


1 = 2 3 4 5 


Poſt⸗ ü ä 
Nr. Gegenſtand ordnung e S 


merfungen 
R 8 
145 Speer 6 
a) im Ortsverkehr 
FFP 0 
HEEN e end sit 28 — 15 
rr e E Seen — | 30 
b) im Fernverkehr 
De 0 SS m SER men E mi Se" atb 
EE Ee E — 30 
SE — 10 
2 oſtkfaftennananmns 8 7 
BELLE DEE e ) ea ar en — 5 
b) im gern bericht ea ae er dee — al) 
GE ENEE 8 
De ee — 3 
ELE — 
5085 100, 5.2, as au Finn 10 
I TTT 15 
OB 500 ae ͥĩ§1è ee, >80 
de tendung enn 8, X 
bis zum Höchſtgewicht von p Rg... — 
een dungennan 9 
a) Druckſachen 
Z een... 1 
ß — 2 
b) Miſchſendungen — Druckſachen und Warenproben — 
EE EE E — 
„ ee en 10 
77 8 1 
Ee Ies Meilen, — 15 
EEG Se 
TEE Watenpobde nn. en 11 
NEU er ee — 10 
EE ee aa area sa 5 
e SE EE 0 
8 Miſchſendungen (zuſammengepackte Druckſachen, Geſchäfts⸗ 12 
papiere und Warenproben 
CCC re — 10 
Aber 00, 2500 B — 15 
„ r DE Ze 30 


le ,.. . are Se 18 — 60 
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1 2 3 4 5 
Nr. Gegenſtand Gë, Gebühr An⸗ 
5 merkungen 
— —.. ee 8 6 
Sonſtige Päckchen 18, II 
bis 23? EEE 00 
10 | Einlieferungsbeſchei nigung 13, VI 
a) über ein gewöhnliches Päckchen oder ein gewöhn⸗ GE 
liches Pal,, — 10 
b) über mehrere gewöhnliche Päckchen oder gewöhnliche 
Pakete (Sammeleinlieferungsbeſcheinigung) an einen 
tor Ee een — 10 
an mehrere Empfänger j eee — 10 
Dößitgebübe fr 8 — 5⁰ 
IE Paehſe 8 14 
JJ EE — 60 
en Se ee ee — 75 
E 8 x — 85 
E EE — 85 
„5 ))) 8 1| 05 
TE ea 1 15 
J 8 E 
„ 10% 1 45 
Le 1 65 
„. 8 185 
„ , ,, ae SS 2 05 
EE 2 25 
Be te ee | 2 45 
i r er EE 2 65 
„ 17 % 18 8 2 85 
i , Te EE 305 
519 % % ee; 3 25 
12 Zeitüngspatete een 14, VI 
EE EE — 30 
[sh eintreten 8 15, IV. — 20 
14 Weriſend unge een 16 u. 18 
1. Die Briefgebühr (Nr. 1) oder die Paketgebühr (Nr. 11) 
2. Die Einſchreibgebühr (Nr. 13) — nur für Wert⸗ 
briefe und verſiegelte Wertpakete — 
3. Die Verſicherungsgebühr 
a) für Wertbriefe und verſiegelte Wertpakete für 
je 300 G der Wertangaſude — 5 
mindeſ ten??? 8 — 10 
b) für unverſiegelte Wertpakete — 10 
15 Poſtaufträge 
Orgeigegebu ) 20, XVI — |: 
Vorzeigegebüh Zier 2 20 
Proteſtgebühr bei Poſtproteſtaufträgenn 20, XVI 2 — 
Ziffer 4a 
16 Nach nahmen l Area er 
Ziffer 2 
15 


e 


2. Einzelgebühr 
a) bei täglich einmaligem oder ſeltenerem Erſcheinen 
eier nnn gg 
b) für jede weitere Ausgabe am Tage 
e) für gbe tägliche oder feltenere Ausgabe der nur 
für die zweite Hälfte eines Monats angemeldeten 
Stücke N 
(Für jedes Stück der monatlich einmal oder 


ſeltener erſcheinenden Zeitungen iſt jedoch ſtets 
die volle Gebühr unter a zu erheben.) 


für jedes 
Stück 


| 
\ 
( 


1 2 =] 3 5 
Pol | Gebühr An⸗ 
Nr. Gegenſtand ordnung merkungen 
8 6 P 
i poſtauweiſ ungen E 22 
er SCH SE — 20 
MOB e EEE EE — 40 
als N Ss — | 60 
CCC — 80 
A000, ER 11 — 
a 60% „ Soho „ 1 20 
800 „ % 2.0 ea Spree 1 | 50 
EE 1 | 90 
18 Telegraphiſche Poſtanweiſungen. 22, XV, 
Ziffer ! 
FFC 2 50 
Be e EE 2 75 
„ ee e e re 3 — 
CCC ; 3 25 
AE UE EE 3 50 
UNE een 4 — 
„ een 2 
„ 1000 G für je 200 G oder einen Teil davon mehr — 4 
/o 23, VI 125 
20 Eilzuſtellung bei Vorauszahlung der Gebühr durch den 
ern 24, VA 
1. für jede Briefſendung uſw. im Ortszuſtellbezirrk. 40 
BEER ITF 
2. für Pakete (einſchl. der Paketkarten) 
e ee — 70 
Feellbez lire 1 50 
Brieſſendungen, die mit andern Eilſendungen an 
denſelben Empfänger abgetragen werden, für jede 
ein Dr GE 24, VB | — 20 
r ee, 25, IV 
3 8 Mais 
KE METTEG 5 a EE 55 
CCC 25, VI 
(außer der Zeitungsgebühr) 
1. Grundgebühr für jede aufgegebene Beſtellung oder 
für jede Anmeldung der für einen Empfänger be⸗ 
ſtimmten Stücke derſelben Zeitung monatlich. .. — 70 


7 | monatlich 
| 
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o) für ſchwerere Pakete ee 


1 2 3 4 5 
Pole Gebü A 
Nr. Gegenſtand ühr 1 
d E En merkungen 
8 Gl 
d) für jede tägliche oder ſeltenere Ausgabe un⸗ ir i 
angemeldet verſandter Stücke, gleichviel an d e 
welchem Tage mit der Verſendung begonnen SE 
worden iſt r er ee) monatlich 
e) Für einmal wöchentlich erſcheinende Zeitungen, 
die ausſchließlich oder überwiegend 
aus politiſchen oder Tagesnachrichten 
beſtehen, beträgt die für das täglich einmalige 
oder ſeltenere Erſcheinen feſtgeſetzte Einzelgebühr 
UL. unter a und c) die Hälfte. 
23 Jörnliche Zuſtell ang 8 27, VI 40 
e Ziffer 2 
24 | agin: | ai 
falls bei der Einlieferung verlangt . . IR. I: — 20. 
falls nachträglich verlange... 28, IV — 40 
28 Zeitunſſen mn mus 56H 30, VI 
a) Zeitungsgebühr für wöchentlich einmaliges oder i 
ſelteneres Erſcheinen ſowie für jede weitere Aus⸗ 
gabe in der Woche von Zeitungen im durchſchnitt⸗ 
lichen Nummergewicht, N a 
bis 30 g monatlich — E 
über 30 „ 505, CCF k 
„ 50 „ 100, 06 im ene, 2266 
„ 100 50%, 5 EE 00 
7: 250 % 500 e EE ren EE 2 2 14 
„= 900, 1000 E EE 218 
für das monatlich einmalige oder ſeltenere Erſcheinen 
die Hälfte davon, mit der Maßgabe, daß für 
Zeitungen, die ſeltener als monatlich erſcheinen,, 
die Zeitungsgebühr nur für die Monate zu erheben 
ift, in denen eine Zeitungsnummer herausgegeben |... 
worden iſt. 
b) Gebühr für Sammelüberweiſungen von Zeitjchriften 
(Höchſtgewicht einer Nummer 30 g im Durchſchnitt) 1 
vierteljährlich BE 30, XIX 
26 Außergewöhnliche Zeitungsbeilagen... 30, IX 
für je 25 g eines Beilageſtücks, das die Eigenihaft | Sëtze, 
einer Druͤckſache halte. 
für je 25 g eines Beilageſtücks, das die Eigenſchaft Zu 
einer Warenprobe haattt en 
für je 25g des Geſamtgewichts von zuſammengehörigen : 
Druckſachen und Warenproben al 
27 | Verfpätet aufgegebene Zeitungsbeftellungen `... . | 3, XV | — 25 
28 Nachlieferung von Zeitungen. 30, XX — 20 
29 Annahme von Poſtſendungen durch die Zusteller S 
ür di enommenen f DE 
b nn wo 
2. für die von Landzuſtellern angenommenen Sendungen e 
CHE SC 
a) für Einſchreibbriefſendungen, Poſtanweiſungen und 
Wert briefe — 10 
b) für Pakete bis 5 kg einſchhllll. — 20 
— | 40 
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FFC E E EE 3 4 — 
Post- Gebühr] An⸗ 
Nr. Gegenſtand ordnung d merkungen 
8 G 
30 [Einlieferung von Einſchreibſendungen uſw. außerhalb der 
Poſtſchalterſtundennn . af € 32, VII |. — 20 
31 [Nachträgliche Belaſtung einer Sendung mit Nachnahme 35, VI — 800 
, E A 38, V 
für. jedes Pakzt bis d Kg „ ade. 20 
für ede Palft über dpf; ROFFFRUS, 338 40 
für jedes Zeitungspaket 
JJC en AR 10 
me E DEE — 20 
i e eee 2.2... 000. 38, VII 
a) bei monatl. einmaligem Erſcheinen 8 
b) bei monatl. zweimaligem Erſcheinen. re — 8 für jedes 
c) bei häufigerem als monatlich zweimaligem, Stück 
höchſtens aber wöchentlich einmaligem Erſcheinen — 8 einer 
d) für jede weitere Ausgabe in der Woche 38 Zeitung 
Höchſtſo zz „ — 96 Wäer 
e) für Sammelüberweiſungen von Zeitſchriften — | 0,8 
84° |: Ponbollmaptetef. =. =... =. =, nme: 4,01 | — 50 


35 Behandlung der Wertbriefe, verfiegelten Wertpakete, Ein⸗ 
ſchreibbriefſendungen und Poſtanweiſungen mit dem Ver⸗ 


e eee ee ee e 40, IX — 10 
eee GE 42, V — 70 
37 Poſtlagerkarten, monatliche 42, VI — 40 
38 [Nachfrage nach poſtlagernden Sendungen außerhalb der 

Poſtſchalterſtu nden 42, VIII — 20 
39 Lagern von Paketen, täglich.. dé, 70 43, 1 = 10 

GË ss... , e 2 50 


40 Beſondere Abkommen wegen Prüfung der Empfangs⸗ 
berechtigung des Abholers oder wegen Ausſtellung einer 
Beſcheinigung über die Stückzahl der abgeholten Sendungen 44, II 


UNEL EE EE 3 

Schließ füc hee ER E 44, V 

a) für ein gewöhnliches Schließfach, monatlich. zer 

b) für ein größeres Schließfach, monatliche 1 25 
42 | Zeitungsüberweiſungen im Ort: und Fernverkehr und 46, VI und 

Zeitungsumſchreib ungen RE 35, X 50 
43 Unzuſtellbarkeits meldung CHE AE E DE 
nr e EE 49, 1 — 40 
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247 Verordnung 


zur Anderung einiger Poſtgebühren. 
Vom 1. November 1933. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 89 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


SL 

In der Anlage zur Verordnung über die Umſtellung einiger das Poſtweſen betreffender Geſetze 
auf die Recheneinheit des Guldens vom 24. Oktober 1923 (G. Bl. S. 1110) in der Faſſung der Ge⸗ 
ſetze vom 28. Januar 1925 (G. Bl. S. 14), vom 2. Februar 1927 (G. Bl. S. 53) und vom 5. Juni 
1929 (G. Bl. S. 89) betreffend Anderung der genannten Verordnung ſind unter 

J. Geſetzliche Poſtgebühren 
Ziffer 4. Geſchäftspapiere, 
Ziffer 5. Warenproben und 


Ziffer 6. Miſchſendungen (zuſammengepackte Druckſachen, Blindenſchriftſendungen, Geſchäftspapiere, 
und Warenproben) 


die Angaben f 
bis 20 9898 ĩ 35 
über 250 bis 500 gg. 30 
zu erſetzen durch: 
bis 100 g 0 
Aber 100 bis 220 185 
über 250 bis 500 Kg 30 
S 2 


Die Verordnung tritt am 1. Dezember 1933 in Kraft. 
Danzig, den 1. November 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Hoppenrath 


Gärt: Gefhäftsttelle des Gelebblattes und Staatsanzeigers. — Drud von I. Schroth in Zeie. 
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